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Editorial
Kolonialismus – verstanden als Herrschafts- und Ausbeutungs-
verhältnis – ist ein Tausende Jahre altes Phänomen. Wird der 
Begriff heute benutzt, ist weithin die Epoche des neuzeitlichen 
Kolonialismus gemeint, die im Zeitalter der „Entdeckungen“ im 
15. Jahrhundert beginnt. Im Rahmen der „europäischen Expan-
sion“ erreichte er im 19. und 20. Jahrhundert seinen Höhepunkt 
als weite Teile der Welt unter direkter oder indirekter europäi-
scher Herrschaft standen. Gerechtfertigt wurde das europäische 
Ausgreifen häufig damit, den Rest der Welt durch und für euro-
päische Werte zu „zivilisieren“.

In den Kolonien materialisierte sich ein ambivalentes Bild: 
Neben Widerstand gegen die europäische Fremdherrschaft gab 
es lokale Statthalter der Kolonisierenden; während Teile der an-
sässigen Eliten Europa zum Vorbild für die Moderne nahmen, 
bewahrten sich andere ihre eigenen Ideen von Fortschritt. Wäh-
rend viele der einstigen Kolonialgebiete – etwa Brasilien oder 
Indien – mit ihrer Unabhängigkeit den Pfad einer weitgehend 
selbstbestimmten Entwicklung einschlugen, stockt der Staaten-
bildungsprozess anderer – etwa des Kongo – bis heute. Öko-
nomisch profitieren die Kolonialstaaten bis heute von dieser 
Epoche: Als Ressourcen- und Absatzmärkte halfen die Länder 
des Globalen Südens den Reichtum Europas zu mehren. 

Im Vorwort zum viel zitierten Werk Frantz Fanons „Die Ver-
dammten dieser Erde“ (1961) bezeichnete Jean-Paul Sartre die 
europäische, in diesem Fall die französische, Kolonialherrschaft 
als „Striptease unseres Humanismus“ und zog eine vernich-
tende „Bilanz“ dieser „Zivilisierungsmission“: Der Humanis-
mus „war nur eine verlogene Ideologie, die ausgeklügelte Recht-
fertigung der Plünderung. (…) Dieses Geschwätz von Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit, Liebe, Ehre, Vaterland, was weiß 
ich. Das hinderte uns nicht daran, gleichzeitig rassistische Re-
den zu halten: dreckiger Neger, dreckiger Jude, dreckiger Ara-
ber. (…) Unsere teuren Werte verlieren ihre Flügel, von nahem 
betrachtet wird man nicht einen einzigen finden, der nicht mit 
Blut befleckt ist.“ Die Historisierung des Kolonialismus sowie 
die politische, juristische und psychologische Aufarbeitung sei-
ner Verbrechen stehen auch heute in vielerlei Hinsicht noch am 
Anfang.

Asiye Öztürk 
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Die koloniale Epoche endete nach landläu-
figer Überzeugung Anfang der 1960er 

Jahre, als die meisten kolonisierten Nationen 
in die staatliche Un-
abhängigkeit entlas-
sen wurden. Dessen 
ungeachtet nimmt das 
Interesse am Phäno-
men des Kolonialis-
mus stetig zu. Zum ei-
nen wird immer deut-
licher, dass koloniale 
Herrschafts- und Aus

beutungsverhältnisse ein wichtiger Bestand-
teil der Entwicklung der modernen Welt ge-
wesen sind. ❙1 Die Geschichte des Kapitalis-
mus oder der Globalisierung waren eng mit 
der kolonialen Ordnung verknüpft. Zum an-
deren sind koloniale Beziehungen auch in der 
Gegenwart nicht vollständig verschwunden, 
wie die Rede von einem US-amerikanischen 
oder auch einem chinesischen „Imperium“ 
deutlich macht. In dieser doppelten Hinsicht 
ist Kolonialismus daher von hoher Aktualität.

Was also ist Kolonialismus? Die herkömm-
lichen Definitionen betonen dreierlei: ers-
tens ein territorial bestimmtes Herrschafts-
verhältnis – das unterscheidet Kolonialismus 
von dem breiteren Begriff des Imperialismus, 
der auch Formen der informellen Steuerung 
ohne Ansprüche auf Gebietsherrschaft mit 
einschließt; zweitens die Fremdherrschaft, 
die dadurch charakterisiert ist, dass koloni-
sierende und kolonisierte Gesellschaften un-
terschiedliche soziale Ordnungen aufweisen 
und auf eine je eigene Geschichte zurück-
blicken; drittens schließlich die Vorstellung 
seitens der Kolonisatoren, dass beide Ge-
sellschaften durch einen unterschiedlichen 
Entwicklungsstand voneinander getrennt 
sind.

Für die Analyse von Kolonialreichen bleibt 
die Beschreibung von Jürgen Osterhammel 
nach wie vor ein hilfreicher Ausgangspunkt 
(Kasten). Allerdings darf die Suche nach ei-
ner möglichst präzisen und allgemeingülti-
gen Definition nicht den Blick dafür verstel-
len, dass die koloniale Wirklichkeit im hohen 
Maße vielschichtig und heterogen war. Der 
neuzeitliche Kolonialismus seit dem 15. Jahr-
hundert durchlief unterschiedliche Phasen 
und brachte eine ungeheure Vielfalt von Er-
scheinungsformen hervor. Die maritimen Im-
perien der Portugiesen und Niederländer im 
16. und 17. Jahrhundert, die auf der Kontrolle 
einzelner Handelsstützpunkte basierten, wa-
ren von den britischen Siedlerkolonien in Ka-
nada oder Australien oder der bürokratisier-
ten Herrschaft Japans in Korea kategorisch 
verschieden. Stadtkolonien wie Hongkong 
oder Macao hatten mit den ländlichen Regi-
onen in Ostafrika, wo die Krankheit eines 
Offiziers die Verwaltungstätigkeit auf Mo-
nate hin lahmlegen konnte, wenig gemein. 
Die klimatischen und geografischen Bedin-
gungen, die Strukturen der einheimischen 
Gesellschaften, die Mechanismen der öko-
nomischen Einbindung, die Ansprüche und 
Zielsetzungen der Kolonisatoren sowie die 
Reaktionen der Gesellschaften vor Ort waren 
häufig so unterschiedlich, dass man eher von 
Kolonialismen sprechen muss. 

Angesichts dieser großen Heterogenität ist 
klar, dass Definitionen stets vorläufig sind 
und nur ein idealtypisches Hilfsmittel sein 
können. Das wird beispielsweise deutlich, 
wenn man sich zwei übliche Formen der Ab-
grenzung etwas näher anschaut: geografische 
Distanz und territoriale Herrschaft. 

So wird koloniale Herrschaft üblicherwei-
se als Abhängigkeit von einem räumlich ent-
fernten Zentrum beschrieben; die geografi-
sche Trennung als konstitutiver Bestandteil 
von Kolonien fand dann sogar Eingang in die 
Resolution der Vereinten Nationen im Deko-
lonisationsjahr 1960. Dieser sogenannte Salz-
wasser-Test war auch politisch motiviert und 
sollte verhindern, dass separatistische Be-

❙1  	Vgl. Jane Burbank/Frederick Cooper, Imperien 
der Weltgeschichte. Das Repertoire der Macht vom 
alten Rom und China bis heute, Frankfurt/M. 2012; 
John Darwin, Der imperiale Traum. Die Globalge-
schichte großer Reiche 1400–2000, Frankfurt/M. 
2010; Sebastian Conrad, Deutsche Kolonialgeschich-
te, München 2012².
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„Kolonialismus ist eine Herrschaftsbeziehung 
zwischen Kollektiven, bei welcher die fundamen-
talen Entscheidungen über die Lebensführung 
der Kolonisierten durch eine kulturell andersar-
tige und kaum anpassungswillige Minderheit von 
Kolonialherren unter vorrangiger Berücksichti-
gung externer Interessen getroffen und tatsäch-
lich durchgesetzt werden. Damit verbinden sich 
in der Neuzeit in der Regel sendungsideologische 
Rechtfertigungsdoktrinen, die auf der Überzeu-
gung der Kolonialherren von ihrer eigenen kultu-
rellen Höherwertigkeit beruhen.“ 

Jürgen Osterhammel,  
Kolonialismus. Geschichte, Formen, Folgen,  

München 1995, S. 21.

wegungen ihre Unabhängigkeitsbestrebun-
gen als Dekolonisierung verkaufen konnten. 
Als analytische Bestimmung ist das Distanz-
Kriterium jedoch zu rigide. Viele historische 
Formen, die als Grenzfälle für eine kolonial-
geschichtliche Analyse besonders interessant 
sind, wären damit bereits prinzipiell ausge-
schlossen: die britische Herrschaft in Irland, 
die japanische Eingliederung von Okinawa 
und Hokkaido, die Verwaltung der polnisch-
sprachigen Gebiete des deutschen Kaiser-
reichs, die italienische Modernisierungspoli-
tik im Mezzogiorno und viele andere mehr.

Zum anderen ist auch die säuberliche Tren-
nung von informeller (imperialistischer) und 
formeller Herrschaft nicht immer weiter-
führend. Ägypten beispielsweise wurde bis 
1914 offiziell von den Khediven regiert und 
stand nominell unter der Oberherrschaft des 
osmanischen Sultans. Aber auch wenn die 
Konstellation wie ein Musterbeispiel des in-
formal empire erscheint, war doch der formal 
nur beratende britische Generalkonsul nach 
1882 der eigentliche Herrscher des Landes 
– ausgestattet mit einer Machtfülle, wie sie 
kaum einer der Gouverneure der Kolonien 
besaß. Die Übergänge von formaler Territo-
rialherrschaft zu unterschiedlichen Formen 
indirekter Herrschaft, ökonomischer Kon-
trolle und imperialistischer Infiltration wa-
ren häufig fließend. 

Diese Beispiele zeigen, dass das Verständ-
nis kolonialer Beziehungen sich an den kon-
kreten Bedingungen orientieren muss. Zu-
gleich ist es aber auch wichtig, den Begriff 
nicht so auszuweiten, dass er überdehnt und 
analytisch wertlos wird. Wenn beinahe alle 
Formen asymmetrischer Beziehungen „ko-

loniale“ Aspekte aufweisen, verliert der Ter-
minus seine Spezifik und unterscheidet sich 
kaum mehr von allgemeinen Begriffen der 
Herrschaft oder Macht.

Hochphase der kolonialen Weltordnung

Es ist sinnvoll, die Spezifik kolonialer Epo-
chen und Situationen möglichst genau zu er-
fassen. Das gilt auch für die Hochphase der 
kolonialen Weltordnung zwischen etwa 1880 
und 1960, die in ihren strukturellen Auswir-
kungen noch in die Gegenwart hineinreicht 
und in der öffentlichen Erinnerung beson-
ders stark präsent ist. Diese Phase knüpfte in 
vielerlei Hinsicht an frühere Epochen an; im 
britischen Indien, im französischen Algeri-
en, im niederländischen Indonesien und an 
vielen anderen Orten war koloniale Herr-
schaft nicht neu, und auch die Mechanismen 
der Kontrolle, der Migration und der wirt-
schaftlichen Ausbeutung griffen auf zum 
Teil langjährige Praxen und Muster zurück. 
Zudem gab es auch in der üblicherweise als 
„Hochimperialismus“ bezeichneten Epoche 
große Unterschiede zwischen verschiedenen 
kolonialen Schauplätzen. Aber klammert 
man diese Differenzierungen einmal aus, 
kann man doch von einer eigenständigen 
Epoche in der Geschichte des Kolonialismus 
sprechen – und zwar in fünf Hinsichten.

Erstens fielen die Konsolidierung der Kolo-
nialreiche und die Teilung Afrikas in die Zeit 
der Abschaffung des Sklavenhandels und der 
Sklaverei und versprachen, die davon ausge-
löste Knappheit durch direkten Zugriff auf 
lokale Arbeitskraft wettzumachen. Zweitens 
wurde die koloniale Durchdringung am Ende 
des 19.  Jahrhunderts von bereits industriali-
sierten Gesellschaften bewerkstelligt. Die 
Industrialisierung der Machtmittel – vom 
Dampfschiff bis hin zum Maschinengewehr 
– verstärkte die Asymmetrie zwischen Kolo-
nisierenden und Kolonisierten; zugleich in-
tensivierte die industrielle Produktion in den 
Metropolen – gemeint sind hier nicht Haupt-
städte, sondern die kolonisierenden Gesell-
schaften allgemein – die Nachfrage nach 
Rohstoffen in den Kolonien, die nun durch 
den Eisenbahnbau immer stärker in den 
Weltmarkt integriert wurden. 

Diese Anbindung an transnationale wirt-
schaftliche Zusammenhänge, drittens, war 
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zwar nicht grundsätzlich neu, stand aber 
nun im Zeichen der globalen Integration 
der Märkte. Viertens stand der Kolonia-
lismus des späten 19.  Jahrhunderts im Zu-
sammenhang mit der Formierung von Na-
tionalstaaten in Europa, den Amerikas und 
Ostasien. Dadurch gewann das kolonia-
le Projekt –  nicht zuletzt als Prestige-Un-
terfangen – eine zusätzliche Dynamik; auf 
der anderen Seite wurde es auch durch die 
Übernahme nationaler Diskurse durch ko-
lonisierte Eliten politisch unterminiert. 
Fünftens schließlich zeichnete sich die mo-
derne Epoche des Kolonialismus durch eine 
ideologische Legitimierung aus, die sich auf 
die mit universalem Anspruch formulierten 
Werte der Aufklärung sowie auf die vor-
geblich objektiven Prinzipien der moder-
nen Wissenschaften berief. Sie kulminierte 
in der Zivilisierungsmission, die in vielen 
Fällen auch unter führenden Vertretern der 
kolonialen Gesellschaften auf Anerkennung 
hoffen durfte. ❙2 Das verlieh der kolonialen 
Herrschaft einen Anschein der Natürlich-
keit, der die Formierung von Widerstand 
lange Zeit erschwerte.

Seit der zweiten Hälfte des 19.  Jahrhun-
derts, wenn nicht vorher, waren koloniale 
Verhältnisse integraler Bestandteil der inter-
nationalen Ordnung. Es ist jedoch wichtig, 
sich klarzumachen, dass der Kolonialismus 
ein umfassendes Phänomen war, dessen Be-
deutung über die Ebene der Herrschaft weit 
hinausging. Die unterschiedlichen Formen 
des grenzüberschreitenden Austauschs wa-
ren kolonial geprägt: Die Weltwirtschaft ba-
sierte auf der asymmetrischen Einbeziehung 
der Rohstoffe, Arbeitskraft und Kaufinteres-
sen außereuropäischer Gesellschaften. 

Der Kolonialismus war Bedingung und 
zentrale Ingredienz der politischen Ordnung 
der Welt, aber auch der rechtlichen und ideo-
logischen Legitimierung dieser Ordnung. 
Ein großer Teil der Migrationsbewegungen 
und Siedlungsprojekte vollzog sich unter ko-
lonialen Bedingungen. Und auch die kultu-
relle Ordnung der Welt – inklusive der Welt-
ausstellungen, der Missionstätigkeit, aber 
auch der Vorstellungen von Modernisierung 
und „Entwicklung“ – war kolonial konno-

❙2  	Vgl. Boris Barth/Jürgen Osterhammel (Hrsg.), Zi-
vilisierungsmissionen: Imperiale Weltverbesserung 
seit dem 18. Jahrhundert, Konstanz 2005.

tiert. Die Verflechtung der Welt vollzog sich 
im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert un-
ter kolonialen Bedingungen. Historiker ha-
ben daher auch die Verbindung zwischen Ko-
lonialismus und der frühen Geschichte der 
Globalisierung betont. Vor allem das briti-
sche Empire, in dem nach zeitgenössischer 
Überzeugung „die Sonne nie unterging“, 
setzte bereits im 19. Jahrhundert Strukturen 
durch – wie politische Hegemonie, Telegra-
fenkabel, Dominanz auf den Finanzmärkten, 
die Übermacht der britischen Marine, die 
Ideologie des Freihandels –, innerhalb derer 
sich viele grenzüberschreitende Austausch-
prozesse abspielten.

Auswirkungen auf unterworfene 
Gesellschaften und Effekte  

auf die Kolonisierenden

Den unmittelbarsten Niederschlag hatte der 
Kolonialismus in den unterworfenen Ter-
ritorien selbst. In zahlreichen Gesellschaf-
ten wurde die Fremdherrschaft als eine tie-
fe Zäsur empfunden, und auch im Rückblick 
und in der öffentlichen Erinnerung erscheint 
sie als fundamentaler Einschnitt. Tatsächlich 
wurden viele Gesellschaften im Zuge kolo-
nialer Interventionen nachhaltig verändert 
und transformiert. Die Maßnahmen reich-
ten von der Bestallung politischer Autoritä-
ten über Infrastrukturprojekte, der Ausrich-
tung der Wirtschaft an den Bedürfnissen der 
Metropole bis hin zu Eingriffen in die Gesell-
schaftsstruktur, das Bildungswesen und den 
kulturellen Wertehorizont. 

Gleichwohl erreichten sie nicht alle. Zwar 
beanspruchten viele kolonisierende Staaten 
eine totale Lenkung und Kontrolle der be-
herrschten Bevölkerungen. In der Praxis war 
es damit allerdings häufig nicht weit her. Vor 
allem in ländlichen Regionen war die Prä-
senz des Kolonialstaats meist auf „Inseln der 
Herrschaft“ beschränkt. Auf einen britischen 
Kolonialbeamten in Indien kamen 28 000 
Einheimische; in Nigeria war das Verhältnis 
sogar 1 zu 54 000. Die Kolonialmächte wa-
ren für die Kontrolle der Territorien daher 
auf intermediäre Gewalten angewiesen, also 
auf lokale Eliten, an die Herrschafts- und 
Rechtsprechungsbefugnisse übertragen wur-
den. Vor allem das britische Empire setzte auf 
diese Formen indirekter Herrschaft. 
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In jedem Fall waren die Auswirkungen 
auf die kolonisierten Bevölkerungen unein-
heitlich. Insgesamt wird man den sozialge-
schichtlich transformativen Charakter kolo-
nialer Interventionen jedoch nicht übersehen 
können. Eine Reihe von Eingriffen – etwa 
ins Bildungs- und Rechtssystem – haben das 
formale Ende der Kolonialzeit überlebt; zum 
Teil wirken dadurch geschürte Konflikte bis 
in die Gegenwart nach.

Lange Zeit hat sich die Forschung vor allem 
für die Auswirkungen der Herrschaft auf die 
abhängigen Nationen in Afrika, Lateiname-
rika und Asien interessiert. In jüngerer Zeit 
sind jedoch auch die Rückkoppelungen und 
Effekte auf die kolonisierenden Gesellschaf-
ten zunehmend in den Blick geraten. Impe-
riale Expansion setzte auch in Europa, Japan 
und den USA soziale Gruppen voraus, die 
sich mit diesem Ziel identifizierten; zugleich 
schuf die territoriale Ausweitung auch in 
den Metropolen ein koloniales Bewusstsein: 
Die Imperien waren immer auch „zu Hause“ 
präsent. 

Auf der Ebene der Imagination trugen Ko-
lonialausstellungen und Völkerschauen, Dio
ramen und Vortragsreihen, Brettspiele und 
Kolonialwarenläden, Zeitschriften und Ko-
lonialromane dazu bei, das koloniale Projekt 
in breiteren Bevölkerungsschichten zu veran-
kern. Manche erhofften sich von den Kolo-
nien die Lösung sozialer Probleme zu Hau-
se und setzten darauf, Reformprojekte – von 
der Stadtplanung über medizinische Experi-
mente oder eine neue Bodenordnung – in den 
Kolonien zu testen, bevor sie auch in Europa 
Anwendung fanden. 

Über diese konkreten Rückwirkungen hi-
naus ist jedoch zu beobachten, dass sozia-
le Akteure zunehmend in einem imperialen 
und globalen Referenzrahmen dachten und 
agierten. Ein gutes Beispiel dafür ist die Zi-
vilisierungsmission. Sie richtete sich am Ende 
des 19.  Jahrhunderts nicht nur auf die Ko-
lonien, sondern auch auf unterprivilegierte 
Schichten im Innern. Auch in Europa wur-
den „Vagabunden“, Landstreicher und ande-
re nicht-sesshafte Bevölkerungsgruppen zum 
Gegenstand einer Sozialpädagogik, deren 
Rhetorik und Praxis sich von der Kulturmis-
sion in Übersee kaum unterschied. „Frem-
de“ und „Wilde“  – das waren die Termini, 
die Landstreicher in Deutschland, Unter-

schichten in den Londoner Arbeitervierteln 
und „Eingeborene“ in Afrika gleichermaßen 
bezeichneten.

Postkolonialismus

Viele der angesprochenen Aspekte sind nicht 
zuletzt dank der Anregungen der Postcolonial 
Studies ins Zentrum der Kolonialgeschichts-
schreibung gerückt. Diese Forschungsrich-
tung ist in den 1980er Jahren entstanden, 
meist unter Bezug auf Edward Saids Buch 
„Orientalismus“ (1978). ❙3 Die Perspektive ist 
jedoch älter, und bereits bei Mahatma Gan-
dhi, Frantz Fanon oder Aimé Césaire in der 
Nachkriegszeit finden sich Positionen, die 
eine ähnlich gelagerte Kritik am kolonialen 
Diskurs formuliert haben. Die Postcolonial 
Studies stehen für einen in hohem Maße in-
terdisziplinären Zugang, der vor allem in der 
Literaturwissenschaft und den Cultural Stu-
dies, aber auch in der Geschichtswissenschaft 
große Resonanz gefunden hat. Allgemein ge-
sprochen zeichnet sich der Ansatz durch eine 
dreifache Schwerpunktsetzung aus.

Erstens gehen postkoloniale Kritiker da-
von aus, dass die Geschichte des Kolonia-
lismus mit der formalen Unabhängigkeits-
erklärung nicht vorbei war. Zwar sind im 
Laufe der Nachkriegszeit die meisten ehe-
maligen Kolonien in die staatliche Souverä-
nität entlassen worden; mehrheitlich in den 
1960er Jahren, Mosambik und Angola je-
doch erst 1975, Hongkong erst 1997. Mit der 
politischen Dekolonisation waren koloniale 
Beziehungen jedoch nicht mit einem Schlag 
beendet. Viele Abhängigkeitsverhältnisse, 
etwa auf wirtschaftlichem Gebiet, dauerten 
an und wurden seit den 1960er Jahren unter 
dem Stichwort des Neokolonialismus disku-
tiert. Hinzu kam, dass auch die Eliten in vie-
len neuerdings unabhängigen Staaten auf eine 
Form der Politik setzten, die sich von der Ko-
lonialzeit nur wenig unterschied. In vielen 
Ländern setzten die im Zeichen der Nations-
bildung stehenden Programme der Moderni-

❙3  	Vgl. María do Mar Castro Varela/Nikita Dha-
wan, Postkoloniale Theorie. Eine kritische Einfüh-
rung, Bielefeld 2005; Robert Young, Postcolonialism: 
An Historical Introduction, Oxford 2001; Frederick 
Cooper, Kolonialismus denken. Konzepte und The-
orien in kritischer Perspektive, Frankfurt/M. 2012; 
Ina Kerner, Postkoloniale Theorien zur Einführung, 
Hamburg 2012. 
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sierung die koloniale Entwicklungspolitik in 
Grundzügen – wenn auch mit neuem Perso-
nal – fort. Gandhi befürchtete daher, die neue 
indische Regierung würde lediglich English 
rule without the Englishmen praktizieren, 
eine Herrschaft also, die auf ähnlichen Prä-
missen und ideologischen Grundlagen be-
ruhte wie der Kolonialismus auch. 

Mit anderen Worten: Post-kolonial er-
schöpft sich nicht in einem zeitlichen „da-
nach“, beschreibt nicht einfach die Situation 
nach dem formalen Ende kolonialer Herr-
schaft. Postkoloniale Kritik zielt auch – das 
ist die zweite Bedeutung des post – auf die 
Dekonstruktion und Überwindung zentraler 
Annahmen des kolonialen Diskurses.

Das bringt uns, zweitens, zu der Bedeu-
tung, die Vertreter der Postcolonial Studies 
den kulturellen und auch epistemologischen 
Grundlagen des Kolonialismus zusprechen. ❙4 
Diese Privilegierung von Kultur war Teil 
der allgemeinen kulturellen Wende (cultu-
ral turn), der die Humanwissenschaften und 
auch die Geschichtswissenschaft seit den 
1980er Jahren erfasste. Auf die Kolonialge-
schichte bezogen hieß das, dass die wich-
tigsten Faktoren der Kolonisierung nicht in 
technisch-industrieller Überlegenheit, wirt-
schaftlicher Ausbeutung oder internationaler 
Konkurrenz gesucht werden. Noch funda-
mentaler seien kulturelle Dispositionen, die 
koloniale Expansion und Herrschaft über-
haupt attraktiv und akzeptabel – und noch 
grundlegender: denkbar – machten. Ohne 
den zugrunde liegenden kolonialen Diskurs 
könne man weder die kolonialen Ambitio-
nen der Propagandisten noch die Bereitschaft 
breiter Bevölkerungsgruppen, das Expan-
sionsprojekt mitzutragen, verstehen; selbst 
auf Seiten der Kolonisierten wurden zentrale 
Annahmen dieses Diskurses geteilt. 

In den Metropolen spielten koloniale Sehn-
süchte und Begierden, Exotismus und Unter-
werfungsfantasien eine wichtige Rolle. Noch 
wichtiger war jedoch, in dieser Lesart, der 
allgemeine Diskurs der Moderne, der in den 
Vorstellungen von Fortschritt und „Zivili-
sierung“ kulminierte. Dieser Diskurs beruh-

❙4  	Vgl. Sebastian Conrad/Shalini Randeria (Hrsg.), 
Jenseits des Eurozentrismus: Postkoloniale Perspek-
tiven in den Geschichts- und Kulturwissenschaften, 
Frankfurt/M. 2002.

te auf der Annahme einer universalen Ent-
wicklung menschlicher Gesellschaften und 
basierte auf einem linearen Zeitverständnis, 
das kulturelle Differenzen hierarchisierte, 
Gesellschaften in fort- und rückschrittlich 
einteilte und auf diese Weise koloniale In-
terventionen zum Zweck der „Hebung“ und 
„Zivilisierung“ geradezu unausweichlich er-
scheinen ließ. Postkoloniale Kritik zielte vor 
diesem Hintergrund darauf, die eurozen
trischen Annahmen dieses Weltbilds zu hin-
terfragen und der angeblichen Universalität 
vieler Diskurselemente – wie etwa der Sä-
kularisierung, der Rolle von Klassen oder 
Nationen, des historischen Entwicklungs-
denkens, der Geschlechterordnung – den 
theoretischen Boden zu entziehen.

Diese Kritik setzte methodisch – und das 
ist der dritte Punkt – auf die in der Folge sehr 
einflussreich gewordene Forderung, Koloni-
en und Metropolen innerhalb eines einheit-
lichen analytischen Feldes zu untersuchen. 
Damit richtete sie sich gegen die lange Zeit 
übliche binäre Optik in der Geschichtsschrei-
bung, die von einem grundsätzlichen Gegen-
satz von Kolonisierenden und Kolonisierten 
ausging: Die europäische Expansion, so diese 
Logik, führte zu einer irreversiblen Verände-
rung indigener Gesellschaften, die wahlweise 
positiv (Kulturmission und Modernisierung) 
oder negativ (Unterdrückung und Ausbeu-
tung) gedeutet werden konnte. Europa habe 
mithin die Welt radikal verändert, ohne 
selbst im Kern davon betroffen worden zu 
sein. Diese Sichtweise, so argumentierte die 
postkoloniale Kritik, habe aber die zahlrei-
chen Wechselverhältnisse und Austauschbe-
ziehungen zwischen den beiden Polen über-
sehen oder sogar unsichtbar gemacht. 

Dieser Befund bezog sich auch auf die ko-
loniale Praxis, in der Interaktionen zwischen 
kolonisierenden und kolonisierten Akteu-
ren wichtiger und die Grenzziehung zwi-
schen diesen Gruppen häufig unschärfer 
waren als üblicherweise angenommen. Das 
Argument zielte aber zugleich darauf, ganz 
allgemein europäische Geschichte und Ko-
lonialgeschichte nicht mehr als getrennte 
Entitäten zu betrachten, sondern den zahl-
reichen Wechselbeziehungen und Austausch-
verhältnissen eine konstitutive Rolle zuzuge-
stehen. Das hieß konkret, dass die koloniale 
Interaktion auch in den europäischen Gesell-
schaften ihren Niederschlag gefunden hat-
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te – und dass Spuren davon bis in die Ge-
genwart hinein nachvollziehbar sind. Mit 
anderen Worten: Die Forderung nach einem 
gemeinsamen analytischen Feld formulierte 
eine Kritik an der Vorstellung, die europä-
ische/westliche Entwicklung sei abgekoppelt 
vom „Rest“ der Welt verlaufen und könne da-
her aus sich heraus verstanden werden. Der 
Fluchtpunkt dieses Arguments war das Nar-
rativ von der wechselseitigen, gemeinsamen 
Konstituierung der modernen Welt im Zuge 
grenzüberschreitender, häufig auch kolonial 
strukturierter Austauschprozesse.

Diese Perspektive hat zur Entstehung zahl-
reicher Studien beigetragen, die untersuchen, 
wie koloniale Entwicklungen in die koloni-
sierenden Gesellschaften hineinwirkten und 
wie stark auch Makroprozesse – wie etwa 
Auseinandersetzungen über die Geschlech-
terordnung, die Bedeutungsveränderung 
von Religion, die Aufklärung, die Entwick-
lung des Kapitalismus – von der Verflechtung 
unterschiedlicher Weltregionen beeinflusst 
waren. 

Ein Beispiel, das in den vergangenen Jahren 
in Deutschland kontrovers diskutiert wur-
de, betrifft die Gewaltgeschichte der Mo-
derne, genauer gesagt den Zusammenhang 
zwischen Kolonialismus und Nationalsozi-
alismus. Ausgangspunkt dafür ist die The-
se, dass zwischen dem Herero-Krieg, den 
das Deutsche Reich von 1904 bis 1907 im da-
maligen Deutsch-Südwestafrika (dem heuti-
gen Namibia) führte, und der Schoah ein Zu-
sammenhang besteht. ❙5 Ermächtigt durch den 
berüchtigten „Schießbefehl“ General von 
Trothas, der auch Frauen und Kinder nicht 
geschont wissen wollte, richteten deutsche 
Soldaten in dem Krieg ein Massaker an, bei 
dem große Teile der Herero getötet wurden, 
in Konzentrationslagern umkamen oder be-
wusst in die wasserlose Wüste abgedrängt 
wurden. Das Ziel habe nicht in der militä-
rischen Niederwerfung des Gegners, son-
dern in der totalen Vernichtung der Lebens-
grundlagen des Herero-Volkes bestanden. 
Ohne den Tabubruch der Entfesselung völ-

❙5  	Vgl. Jürgen Zimmerer, Von Windhuk nach Ausch-
witz? Beiträge zum Verhältnis von Kolonialismus 
und Holocaust, Berlin u. a. 2011; Robert Gerwarth/
Stephan Malinowski, Der Holocaust als „kolonialer 
Genozid“?, in: Geschichte & Gesellschaft, 33 (2007), 
S. 439–466.

kermörderischer Gewalt in den Kolonien, so 
lautet die These weiter, wäre auch die späte-
re Durchführung eines Genozids im Herzen 
Europas kaum denkbar gewesen.

Diese These, die auf frühere Anregungen 
von Frantz Fanon und Hannah Arendt zu-
rückgeht, hat viel Aufmerksamkeit, aber auch 
viel Kritik erfahren. Die Einwände richten 
sich einerseits darauf, dass ein direkter Zu-
sammenhang zwischen beiden Ereignissen 
– personell, institutionell oder selbst diskur-
siv – nur schwer nachweisbar ist. Darüber hi-
naus war eine Ausrottungspolitik, wie sie die 
nationalsozialistische Vernichtungsmaschi-
nerie in Gang setzte, kein typisches Kenn-
zeichen kolonialer Herrschaft – nicht zuletzt, 
weil die kolonisierte Bevölkerung als Res-
source und Arbeitskraft galt. Und schließ-
lich scheinen auch die Unterschiede zwischen 
dem Massaker in Deutsch-Südwestafrika 
und der industrialisierten Tötungspraxis der 
Nationalsozialisten groß. 

Ohnehin stellt sich die Frage, ob es sinn-
voll ist, die deutsche Kolonialpraxis aus dem 
Zusammenhang des europäischen Koloni-
alismus herauszulösen und eine Art des ge-
nozidalen Sonderwegs zu postulieren. Die 
meisten Historiker stehen der Kontinuitäts-
these daher skeptisch gegenüber. 

Zugleich ist aber klar, dass die allgemeine 
Fragestellung – lohnt es sich, den National-
sozialismus im Rahmen der Geschichte des 
europäischen Kolonialismus zu interpretie-
ren? – heuristisch weiterführend sein kann. 
Selbst wenn man von direkten Verbindungen 
absieht, kann es fruchtbar sein, nach dem Zu-
sammenhang zwischen dem Rassismus des 
„Dritten Reiches“, aber auch der Expansion 
und dem Besatzungsregime im Osten Euro-
pas mit einer breit verstandenen Kolonial
geschichte zu fragen.

Facettenreiche Wirklichkeit  
kolonialer Erfahrung

Das genannte Beispiel ist nur eines aus einer 
breiten Palette von Gegenständen und Frage-
stellungen, die durch die Postcolonial Studies 
auf die Agenda gesetzt wurden. Auf vielen 
Feldern sind innovative und überzeugende 
Arbeiten entstanden, die das Bild der koloni-
alen Erfahrung komplexer gemacht und be-
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reichert haben. Aus der Vielfalt der Themen 
ragen besonders die Studien zum „Empire zu 
Hause“ heraus, vor allem die Auseinander-
setzung mit kolonialen Diskursen und Fra-
gen der Repräsentation. Die Analyse der „im-
perialen Fantasien“ hat eine weit verzweigte 
koloniale Kultur zum Vorschein gebracht, 
die über die organisierten Kolonialinteressen 
hinaus tief in die westlichen Gesellschaften 
hineinwirkte. 

Ein weiteres, verwandtes Feld bezieht sich 
auf das koloniale Wissen und die Rolle der 
Wissenschaften, etwa der Geografie oder 
der Medizin, im Kontext des Erwerbs und 
der Durchdringung kolonialer Territorien. 
In diesen Studien wird Wissen zum einen als 
Vorbedingung europäischer Vormachtstel-
lung verstanden – sowohl das Wissen von den 
Kolonien selbst, generiert in den großen For-
schungsreisen des 18. und 19.  Jahrhunderts, 
als auch das soziale und technische Wissen, 
das die Beherrschung großer Bevölkerungen 
möglich machte. 

Darüber hinaus ist jedoch auch gefragt 
worden, wie umgekehrt die koloniale Er-
fahrung in den Wissenschaften ihren Nie-
derschlag gefunden hat. In zahlreichen Dis-
ziplinen – besonders deutlich im Fall der 
Ethnologie oder der Eugenik – waren koloni-
ale Deutungsmuster tief in die leitenden Be-
griffe und Fragestellungen eingelassen. Auch 
die Ordnung des Wissens – man denke an die 
disziplinäre Trennung der Analyse „moder-
ner“ westlicher Gesellschaft einerseits (als 
Gegenstand der Soziologie), „primitiver“ 
Stämme und Völker (durch die Ethnologie) 
andererseits – korrespondierte mit den Un-
gleichheiten des kolonialen Machtgefüges. 

Als drittes Feld ist die Analyse der kom-
plexen Konstruktion von Identitäten un-
ter Bedingungen kolonialer Ungleichheit zu 
nennen. Historiker haben gezeigt, dass die 
Unterscheidungen zwischen Gruppen und 
Identitäten in der kolonialen Praxis häufig 
keineswegs so eindeutig waren, wie sie in der 
Theorie erschienen. Die klaren Einteilun-
gen des kolonialen Diskurses – nach „Rasse“, 
Klasse, Nation, Geschlecht und Sexualität – 
wurden in der kolonialen Praxis regelmäßig 
infrage gestellt. 

Viertens schließlich steht die Problematik 
der Erinnerung im Zentrum einer Reihe von 

Arbeiten, die sich mit den Nachwirkungen 
einer Geschichte der Repression und Gewalt, 
aber auch der biografischen Spannungen und 
Brüche auseinandersetzen.

Diese kulturgeschichtlichen Arbeiten ha-
ben viel dazu beigetragen, die facettenreiche 
Wirklichkeit kolonialer Erfahrung zu rekon-
struieren und einige überlieferte Stereotype 
der Geschichtsschreibung zu überwinden. Sie 
sind aber auch stark kritisiert worden, nicht 
zuletzt für die komplizierte und mit Jargon 
überfrachtete Sprache, die einige ihrer theo-
retisch ambitionierten Beiträge auszeichnete. 
Hinzu kam der Vorwurf, die Rückwirkun-
gen des Kolonialismus auf Europa und die 
Bedeutung der Kolonialgeschichte insgesamt 
zu stark zu gewichten. 

In der Substanz zielten die Einwände vor 
allem auf eine Kritik an der kulturgeschicht-
lichen Ausrichtung der Forschung. Der post-
koloniale Fokus auf Fragen von Repräsen-
tation und Identitäten ging bisweilen damit 
einher, die materielle Dimension des Kolo-
nialismus etwas aus dem Blick zu verlieren. 
Daher konnte es so erscheinen, als habe sich 
koloniale Herrschaft in erster Linie in den 
Köpfen abgespielt, als sei die koloniale Be-
gegnung vor allem eine Angelegenheit der 
Imagination und der Fantasie gewesen. 

Demgegenüber sind Fragen der militäri-
schen Überlegenheit, der politischen Hierar-
chien und der ökonomischen Ausbeutung in-
zwischen wieder stärker in das Zentrum der 
Forschung gerückt. Die Kritik hat insofern 
dazu geführt, einige Einseitigkeiten der kul-
turgeschichtlichen Wende zu überwinden. 

Gleichwohl bleiben viele Anregungen wei-
terhin wichtig und sind zum Teil längst in den 
Mainstream der Geschichtsschreibung einge-
gangen. Und sie bleiben auch in den zukünf-
tigen Diskussionen über Globalgeschichte re-
levant. So können die kritischen Perspektiven 
der von den Postcolonial Studies beeinfluss-
ten Kolonialgeschichtsschreibung und die 
Aufmerksamkeit für die koloniale Prägung 
von politischen und diskursiven Struktu-
ren ein wichtiges Korrektiv gegen vorschnel-
le Annahmen von der Naturwüchsigkeit des 
Globalisierungsprozesses darstellen.



APuZ 44–45/201210

Jürgen Zimmerer

Expansion und 
Herrschaft: Ge-

schichte des euro-
päischen und deut-

schen Kolonialismus

Jürgen Zimmerer  
Dr. phil., geb. 1965; Professor 

für die Geschichte Afrikas an 
der Universität Hamburg, His-
torisches Seminar, Von-Melle-

Park 6, 20146 Hamburg.  
juergen.zimmerer@ 

uni-hamburg.de

Beim Versuch, das vergangene Jahrhundert 
auf einen Begriff zu bringen, steht Kolo-

nialismus ganz oben auf der Liste der Begrif-
fe, die zur Beschrei-
bung infrage kommen 
– genauer gesagt, die 
Dekolonisation. Denn 
mit dem 20.  Jahrhun-
dert kam zum (vorläu-
figen) Abschluss, was 
500  Jahre vorher mit 
dem Ausgreifen von 
Portugiesen und Spa-

niern eingeleitet worden war: die allmähliche 
Unterwerfung weiter Teile der Welt unter eu-
ropäische Herrschaft und die immer inten-
sivere Vernetzung unterschiedlichster Regi-
onen bis hin zur weitgehenden Globalisie-
rung im 21. Jahrhundert. Das 20. Jahrhundert 
sah dabei sowohl den Höhepunkt der euro-
päischen Kolonialherrschaft um den Ersten 
Weltkrieg als auch die Auflösung formaler ko-
lonialer Strukturen nach dem Zweiten Welt-
krieg, als die allermeisten ehemaligen Kolo-
nien in nur zwei Dekaden ihre politische Un-
abhängigkeit erlangten. Ein zweiter Dekolo-
nisierungsschub folgte Ende der 1980er und 
Anfang der 1990er Jahre, als nicht nur die 
DDR und andere Satellitenstaaten aus dem 
Orbit des „Ostblocks“ ausbrachen, sondern 
auch die Zentralmacht Sowjetunion selbst 
sich auflöste. Die Globalisierung, die seitdem 
den Kalten Krieg als Kennzeichen der Ge-
genwart abgelöst hat, ruht auf den Grundla-
gen des Kolonialismus. Und wenn sich nun 
die globalen politischen und ökonomischen 
Koordinaten mit dem Aufstieg Chinas, Indi-
ens, Brasiliens und anderer verschieben, dann 
ist auch das eine Folge des Kolonialismus. 

Denn alle drei wurden durch den Kolonialis-
mus wesentlich geprägt, ja die beiden letztge-
nannten gäbe es ohne ihn gar nicht. 

Der Beginn der Globalisierung, ❙1 verstan-
den als allmählicher Prozess der immer stär-
keren Vernetzung und wechselseitigen In-
teraktion zwischen den Regionen der Erde, 
kann genau datiert werden. Es ist der 6. Sep-
tember 1522. An diesem Tag erreichten die 
Überreste der spanischen Flotte Ferdinand 
Magellans (Fernão de Magalhães) Sevilla, von 
wo sie drei Jahre vorher ausgelaufen waren. 
Damit war die Erde umrundet und der Be-
weis erbracht, dass es sich bei ihr tatsächlich 
um eine Kugel handelte, sie als Globus zu be-
greifen war. Das bedeutete natürlich weder, 
dass die Menschen in allen Teilen der Welt 
voneinander Kenntnis genommen hatten, 
noch dass sich deren Handlungen unmittel-
bar beeinflussten. Dennoch lässt sich feststel-
len, das im Laufe der nächsten Jahrhunderte 
immer weitere Regionen immer stärker unter 
europäischen Einfluss gerieten.

Viele Gesichter des Kolonialismus

Es ist nicht leicht zu beschreiben, was Ko-
lonialismus eigentlich ist, was nicht Wun-
der nimmt, wenn man bedenkt, dass damit 
Phänomene beschrieben werden, die teilwei-
se über 500  Jahre zurückliegen, sich wäh-
rend dieses Zeitraumes entwickelten und ver-
änderten und die Interaktion von Menschen 
betreffen, die sehr unterschiedlichen Gesell-
schaften und Kulturen angehörten. Letzteres 
meint nicht nur die ideologisch aufgeladenen 
und sprichwörtlich gewordenen „Kultur-
unterschiede“ zwischen „Zivilisierten“ und 
„Wilden“, also zwischen Kolonisierenden 
und Kolonisierten, sondern auch Unterschie-
de innerhalb beider Gruppen. Was hatte etwa 
ein portugiesischer Missionar im Indien des 
17.  Jahrhunderts mit einem britischen Ver-
walter Nigerias im 20.  Jahrhundert gemein? 
Oder was verband einen afrikanischen Zulu-
Krieger des 19.  Jahrhunderts mit einem Az-
tekenprinzen im 16.  Jahrhundert, außer der 
Tatsache, dass sie alle entweder der Europäi-

❙1  	Vgl. Jürgen Osterhammel/Niels P. Petersson, Ge-
schichte der Globalisierung. Dimensionen – Prozes-
se – Epochen, München 20075; Reinhard Wendt, Vom 
Kolonialismus zur Globalisierung: Europa und die 
Welt seit 1500, Paderborn 2007.

mailto:juergen.zimmerer@uni-hamburg.de
mailto:juergen.zimmerer@uni-hamburg.de
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sierung der Welt dienten oder unter den Ein-
fluss des Kolonialismus geraten waren und 
sich der Zumutungen der europäischen Kolo-
nialisten erwehren mussten? 

Kolumbus segelte in einer Nussschale über 
den Atlantik, British Airways wurde in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auch des-
halb zu einer der bedeutendsten internatio-
nalen Fluggesellschaften, weil ihr Strecken
netz schon lange die verschiedenen Ecken 
des British Empire erreichte. Und dauerte 
die Kommunikation zwischen einer euro-
päischen Hauptstadt und seinen asiatischen 
Besitzungen, etwa in Form schriftlicher An-
weisungen, im 17. Jahrhundert mehrere Mo-
nate, so stand ein General von Trotha wäh-
rend des Krieges in Deutsch-Südwestafrika 
(1904–1908) mehrmals täglich im telegrafi-
schen Kontakt mit seinen vorgesetzten Stel-
len in Berlin.

Ein Phänomen „kolossaler Uneindeutig-
keit“ hat der Historiker Jürgen Osterhammel 
deshalb den Kolonialismus völlig zu Recht 
genannt. ❙2 Gemeinsam ist allen „kolonialen 
Situationen“ jedoch die Dichotomie zwischen 
Kolonisierenden und Kolonisierten, oftmals 
zwischen Europäern und Nicht-Europäern. 
Dieser geografische und herrschaftstechni-
sche Gegensatz war von Anfang an ideen-
geschichtlich und ideologisch begleitet. War 
es anfänglich der binäre Gegensatz zwischen 
Christen und Heiden, der Landnahme und 
Ausbeutung rechtfertigte, so folgten später 
biologisch-rassistische Argumente. Gerade 
postkoloniale Autorinnen und Autoren se-
hen in Stereotypisierungen wie „Wilde“ und 
„Zivilisierte“ sowie in Diskursen über Cha-
os und Schmutz, Entwicklung und Moderni-
tät, Rationalität und Natürlichkeit die episte-
mologischen Voraussetzungen des kolonialen 
Projektes Europas. Zugleich sind diese dis-
kursiven Binarisierungen und die Aufladung 
ursprünglich geografisch verstandener Be-
griffe mit stereotypisierten Werten mit die 
langwierigsten Folgen des Kolonialismus.

Was ist Kolonialismus?

Jürgen Osterhammel hat dennoch eine Defi-
nition versucht: „Kolonialismus ist eine Herr-

❙2  	Jürgen Osterhammel, Kolonialismus. Geschichte – 
Formen – Folgen, München 20065, S. 8.

schaftsbeziehung zwischen Kollektiven, bei 
welcher die fundamentalen Entscheidungen 
über die Lebensführung der Kolonisierten 
durch eine kulturell andersartige und kaum 
anpassungswillige Minderheit von Kolonial-
herren unter vorrangiger Berücksichtigung 
externer Interessen getroffen und tatsäch-
lich durchgesetzt werden. Damit verbinden 
sich in der Neuzeit in der Regel sendungs-
ideologische Rechtfertigungsdoktrinen, die 
auf der Überzeugung der Kolonialherren 
von ihrer eigenen kulturellen Höherwertig-
keit beruhen.“ ❙3 Kolonialismus ist also Herr-
schaft einer (ursprünglich) ortsfremden über 
eine ortsansässige Gruppe, wobei die Motive 
für diese Fremdherrschaft ganz unterschied-
lich sein können. Es lassen sich dabei Stütz-
punkt-, Siedlungs- und Beherrschungskolo-
nien unterscheiden. ❙4 

Stützpunktkolonien dienten vor allem stra-
tegischen Zwecken, das heißt als Basis für 
die ökonomische, politische oder militäri-
sche Durchdringung entfernter Regionen. Im 
Zuge weiträumiger Machtprojektion halfen 
sie auch zur informellen Kontrolle über ande-
re Länder und Gegenden, das heißt ohne die 
Errichtung formaler Herrschaft. Klassische 
Beispiele sind Kapstadt im 17.  Jahrhundert 
(als zentraler Hafen auf dem Seeweg nach In-
dien) oder Hongkong und Singapur bis ins 
20.  Jahrhundert. Wie das Beispiel Kapstadts 
zeigt, dienten sie oftmals auch als Grund-
stock formaler Kolonialherrschaft.

Beherrschungskolonien sind der Typ, 
der die allgemeine Vorstellung von Koloni-
en wohl am stärksten geprägt hat. Britisch- 
oder Niederländisch-Indien (Indonesien) 
sind hier als bekannte Beispiele zu nennen, 
aber auch weite Teile Afrikas. Angelegt zur 
wirtschaftlichen Ausbeutung von Ressour-
cen, zur Abschöpfung von Steuerleistung 
oder als Absatzmarkt für eigene Güter wur-
den die Beherrschungskolonien meist durch 
eine sehr kleine Zahl europäischer Beamter 
und Militärs verwaltet. Legendär ist der bri-

❙3  	Ebd., S. 21.
❙4  	Mit verschiedenen Ausdifferenzierungsgraden fin-
det sich diese Dreiteilung im Grunde bei den meis-
ten Historikern, wie ein Blick in die drei wichtigs-
ten neueren deutschsprachigen Gesamtdarstellungen 
zum Kolonialismus verrät. Vgl. Andreas Eckert, Ko-
lonialismus, Frankfurt 2006; Wolfgang Reinhard, 
Kleine Geschichte des Kolonialismus, Stuttgart 
20082; J. Osterhammel (Anm. 2).
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tische Indian Civil Service, der mit nur we-
nigen Tausend Mitgliedern weite Teile des 
Subkontinents kontrollierte. Nach Ablauf 
ihrer Dienstzeit kehrten viele dieser Beam-
ten in ihr Heimatland zurück oder wurden in 
eine andere Kolonie versetzt, sodass eine all-
zu enge Identifikation mit der Kolonie unter-
blieb, was in aller Regel die Dekolonisation 
erleichterte.

Die lokale Elite war an der Regierung 
meist kaum beteiligt, wobei sie in die alltäg-
liche Verwaltung in unterschiedlichem Maße 
eingebunden sein konnte. So war indirekte 
Herrschaft, in der indigene Eliten auf Geheiß 
und Druck der neuen Herren ihre eigenen 
Untertanen im kolonialen Sinne regierten – 
europäische „Berater“ „zeigten“ den traditi-
onellen Herrschern an, in welchem Sinne ge-
wisse Entscheidungen zu fällen waren –, ein 
bewährtes Mittel, um die Verwaltungskosten 
zu senken und von eigener Verantwortung 
abzulenken. Einnahmen ergaben sich für den 
kolonialen Staat neben dem unmittelbaren 
wirtschaftlichen Gewinn durch den Zugang 
zu billigen Rohstoffen oder zu einem Absatz-
markt für überteuerte oder unnötige europä-
ische Produkte vor allem durch die Besteu-
erung. Der Aufbau eines Steuersystems war 
deshalb meist auch durch die Einführung der 
Geldwirtschaft flankiert. 

Da die lokale Bevölkerung unter und für 
die koloniale Elite arbeiten und wirtschaf-
ten musste, kam es vielerorts zur Effizienz-
steigerung und zur Errichtung eines rudi-
mentären Ausbildungssystems, das auch der 
Durchsetzung der kolonialen Sprache als 
Geschäfts- und Verwaltungssprache dien-
te. Meist nicht beabsichtigt, führte dies im 
Sinne der „Dialektik des Kolonialismus“ ❙5 
zur Heranbildung einer antikolonialen Elite, 
welche die Unabhängigkeit vorantrieb, wie 
etwa die Beispiele Mahatma Gandhi (Indi-
en), Jawaharlal Nehru (Indien), Amílcar Ca-
bral (Kap Verde) oder Aimé Césaire (Marti-
nique) belegen. 

Abgesichert wurden die Kolonien von den 
Kolonialmächten untereinander durch die 
Festlegung kolonialer Grenzen, bei deren 

❙5  	Wolfgang Reinhard, Dialektik des Kolonialismus. 
Europa und die Anderen, in: Klaus J. Bade/Dieter 
Brötel (Hrsg.), Europa und die Dritte Welt, Hanno-
ver 1992, S. 5–25.

Bestimmung lokale Stimmen oder Befind-
lichkeiten kaum eine Rolle spielten. Viele 
der nachkolonialen Minderheitenprobleme, 
Kriege und Sezessionen wurzelten deshalb 
darin, dass indigene Gruppen durch koloni-
ale Grenzen auseinandergerissen oder völ-
lig fremde und teilweise verfeindete in neu 
geschaffenen Staaten zusammengepfercht 
wurden.

Siedlungskolonien waren dagegen durch 
den massenhaften Zuzug europäischer Ein-
wanderer geprägt, die nicht nur die obers-
ten Spitzen der Verwaltung, des Militärs 
und der Wirtschaft stellten, sondern sich das 
Land selbst aneigneten und bewirtschafteten, 
wenn auch oft unter Ausnutzung und Aus-
beutung indigener Arbeitskraft oder einge-
führter Sklaven. Die spanischen Kolonien 
Süd- und Mittelamerikas wären hier zu nen-
nen, vor allem aber die USA, Kanada, Aus
tralien und Neuseeland, in denen es de facto 
zu einem weitgehenden „Bevölkerungsaus-
tausch“ kam. Die unmittelbare Konkur-
renz der europäischen Neusiedler und deren 
Nachkommen mit der ortsansässigen Bevöl-
kerung führte teilweise zu extremer Gewalt 
und in deren Gefolge zur weitgehenden Ver-
drängung Letzterer. Teilweise dramatische 
Verarmung und eine soziale Desintegration 
indigener Gemeinschaften war die Folge. 
Von Seiten des kolonialen Staates und seiner 
„weißen“ Bürgerinnen und Bürger kam es 
vereinzelt sogar zu ethnischen Säuberungen 
und Fällen von Genozid. 

Siedlungskolonien erhielten aufgrund ih-
rer europäischen Bevölkerungsmehrheit ver-
gleichsweise früh ein weitreichendes Maß an 
Unabhängigkeit beziehungsweise erkämpf-
ten sich diese, wie etwa die USA 1776 oder 
die meisten Staaten Lateinamerikas in der 
ersten Hälfte des 19.  Jahrhunderts. Wo die 
Besiedelung mit Europäerinnen und Euro-
päern nicht zu einer „weißen“ Mehrheit oder 
gar der weitgehenden Verdrängung der indi-
genen Bevölkerung führte, wie etwa in Süd-
afrika, Simbabwe, Kenia, Angola, Mosambik 
oder Algerien, erwies sich die Dekolonisie-
rung nach dem Zweiten Weltkrieg meist als 
besonders umkämpft.

Neben den unterschiedlichen Formen 
formaler Herrschaft gab es jedoch auch in-
formelle Arten der Einflussnahme. Die Fä-
higkeit zur militärischen Machtprojekti-
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on – basierend auf einem System globaler 
Stützpunkte – erlaubte die Kontrolle frem-
der Staaten ohne die formale Errichtung 
eines Kolonialstaates. Ein Paradebeispiel 
dafür bietet China, das im 19.  Jahrhun-
dert vergeblich versuchte, sich dem ständig 
wachsenden Einfluss der Kolonialmächte, 
allen voran Großbritanniens, zu entziehen. 
Als Peking 1839 aus Gründen der öffentli-
chen Gesundheit die Einfuhr von Opium 
aus Britisch-Indien zu unterbinden versuch-
te, erzwang die Royal Navy mit Waffenge-
walt die Aufhebung des Verbots im „Ersten 
Opiumkrieg“. Auch ließ es sich Hongkong 
abtreten, das fortan eine zentrale Rolle bei 
der britischen Durchdringung des „Reiches 
der Mitte“ spielte und bis 1997 in britischem 
Besitz blieb. Auch das Osmanische Reich, 
das bis 1918 formal intakt blieb, de facto 
aber unter vielfältigem Einfluss vor allem 
europäischer Imperialmächte stand, wäre 
hier zu nennen.

Erstes deutsches Kolonialreich

Deutsche waren von Anfang an an die-
sen Prozessen – der „europäischen Expan
sion“ – beteiligt. ❙6 Sie segelten mit Portugie-
sen und Spaniern nach Indien und Amerika 
(wie etwa Ulrich Schmidl und Hans von Sta-
den) und versuchten sich selbst an Koloni-
algründungen (wie die Welser in Venezuela 
oder der Große Kurfürst Friedrich Wilhelm 
mit seiner Kolonie Groß Friedrichsburg an 
der westafrikanischen Küste). Der Große 
Kurfürst war damit ebenso in den Sklaven-
handel verstrickt wie etwa der Gründer des 
heutigen Hamburger Stadtteils Wandsbek, 
Heinrich Carl von Schimmelmann. Unzäh-
lige siedelten in der „Neuen Welt“, gingen 
als Missionare nach Afrika oder Asien oder 
beteiligten sich als „Lehnstuhl-Entdecker“ 
an der wissenschaftlichen Erschließung der 
Welt. Kolonialismus war ein gesamteuropä-
isches Phänomen und als solches waren im-
mer auch Deutsche beteiligt.

❙6  	In jüngster Zeit erschienen hierzu drei moder-
ne Gesamtdarstellungen: Dirk van Laak, Über al-
les in der Welt. Deutscher Imperialismus im 19. und 
20.  Jahrhundert, München 2005; Winfried Speit-
kamp, Deutsche Kolonialgeschichte, Stuttgart 2005; 
Sebastian Conrad, Deutsche Kolonialgeschichte, 
München 2008. Aufgrund der minutiösen Faktendar-
stellung immer noch hilfreich: Horst Gründer, Ge-
schichte der deutschen Kolonien, Paderborn 20126.

Als formale Kolonialmacht trat Deutsch-
land allerdings erst spät auf die weltge-
schichtliche Bühne, sieht man vom kurzen 
„Intermezzo“ der Brandenburger in Westaf-
rika ab. Der Grund war offensichtlich: Erst 
seit 1871 gab es ein Deutsches Reich, das die 
Rolle einer Kolonialmacht tatsächlich wahr-
nehmen konnte. Die Reichsgründung gab 
nun auch der Kolonialbewegung einen ent-
scheidenden Schub, die aus ökonomischen, 
politischen und sozialdarwinistischen Mo-
tiven für den formalen Erwerb von Kolo-
nien warb. Ihre Vertreterinnen und Vertre-
ter erhofften sich nicht nur ein Ventil für 
die angeblich drohende Überbevölkerung 
und einen Absatzmarkt für die industrielle 
Überproduktion, sondern auch ein sichtba-
res Symbol für die gewünschte Weltmacht-
rolle. Ein gewisser Minderwertigkeitskom-
plex gegenüber Großbritannien spielte dabei 
ebenso eine Rolle wie die Angst vor Kri-
sen und (sozialen) Verwerfungen im Kaiser
reich.

Kolonien schienen eine heile Welt zu bie-
ten ohne die Schattenseiten der Industriali-
sierung mit dem Anwachsen des Proletari-
ats und seinen Forderungen nach politischer 
Teilhabe. Kolonialbesitz schien auch im 
Licht der sozialdarwinistischen Interpre-
tation der Konkurrenz zwischen den sich 
entwickelnden imperialistischen Industrie-
staaten eine Notwendigkeit und eine Ver-
pflichtung gegenüber den nachfolgenden 
Generationen zu sein. Für diese wollte man 
sicherstellen, dass sie zu den Gewinnern 
in diesem Wettkampf – in dem es nur den 
survival of the fittest geben würde – gehö-
ren würden. War das nationale Bürgertum 
in weiten Teilen schon davon überzeugt, in-
nerhalb der europäischen Nationen zu einer 
überlegenen zu gehören, so galt dies umso 
mehr im Vergleich zu außereuropäischen 
Kulturen. Aufgrund der eigenen, überlege-
nen Stellung glaubte man zur Kultivierung 
der vermeintlich zurückgebliebenen und 
primitiven Bewohnerinnen und Bewohner 
der außereuropäischen Welt berufen zu sein 
und besaß damit eine positive Rechtferti-
gung jeglichen kolonialen Strebens.

Da die Regierung unter Otto von Bis-
marck (1871–1890) dem Kolonialerwerb zu-
nächst skeptisch gegenüberstand, weil der 
Reichskanzler im kolonialen Engagement 
nur die Quelle von Konflikten mit anderen 
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Kolonialmächten sah, erfolgte die Koloni-
alreichsgründung nach dem veralteten Mo-
dell der Chartered Company, das heißt als 
staatlich garantiertes Privatunternehmen. 
In rascher Folge erwarben „Kolonialpionie-
re“ in den Jahren 1884 und 1885 Territorien 
in West-, Ost- und Südafrika, die bald da-
rauf unter den offiziellen Schutz des Deut-
schen Kaiserreiches gestellt wurden. Kame-
run, Togo, Deutsch-Südwestafrika (Namibia) 
und Deutsch-Ostafrika (Tansania) waren ge-
boren. Dazu kamen noch einige Inseln im 
Pazifik (Deutsch-Samoa und Deutsch-Neu-
guinea) sowie 1897 das chinesische Kiaut
schou – Teil der bereits genannten informel-
len Durchdringung Chinas, an dem nun auch 
Deutschland seinen Anteil forderte. Da diese 
privaten Kolonisierungsgesellschaften alle-
samt binnen kurzer Zeit scheiterten, musste 
der Staat an deren Stelle treten. Das Deutsche 
Reich war damit Kolonialmacht.

Im Grunde ist es unmöglich, die koloniale 
Erfahrung derart disparater Kolonien zusam-
menzufassen. Schon die Verwaltung war un-
terschiedlich: Während Kiautschou von der 
Marine verwaltet wurde, unterstanden die 
anderen der Kolonialabteilung im Auswär-
tigen Amt und später dem Reichskolonial
amt. Während es sich bei Togo, Kamerun und 
Ostafrika ebenso wie bei den pazifischen Be-
sitzungen um Beherrschungskolonien han-
delte, war Südwestafrika als Siedlungsko-
lonie geplant und angelegt. Auch wenn sich 
die erträumten Ansiedlungszahlen nicht ver-
wirklichen ließen, besitzt Namibia als Folge 
daraus bis heute eine kleine deutschsprachige 
Minderheit. 

Generell lässt sich sagen, dass sich die mit 
den Kolonialerwerbungen verbundenen Hoff-
nungen nicht erfüllten. Außer der „Muster-
kolonie“ Togo waren alle Kolonien finanzi-
elle „Zuschussgeschäfte“, was auch an den 
enormen Kosten für die Eroberung, Befrie-
dung und Verwaltung lag. Dies lag nicht zu-
letzt an der Vehemenz des Widerstandes gegen 
die deutschen Kolonialherren in nahezu allen 
Schutzgebieten und die Brutalität, mit der die 
Kolonialmacht diese niederschlug. Die Pro-
bleme in den Kolonien machten wiederum den 
erhofften Prestigegewinn zunichte.

Der heftige Widerstand und die teilwei-
se katastrophalen Konsequenzen für die ur-
sprünglichen Bevölkerungen ergaben sich 

auch aus dem späten Beginn des deutschen 
kolonialen Engagements. Man glaubte in der 
Vergangenheit Versäumtes aufholen und den 
Kolonialismus besonders effizient machen zu 
müssen. Musterkolonien sollten es werden, 
nicht nur aus ökonomischen Gründen, son-
dern auch, um den anderen Kolonialmäch-
ten zu zeigen, wie es richtig gemacht wür-
de. Zeit für eine allmähliche Veränderung der 
Lebens- und Wirtschaftsbedingungen gera-
de der afrikanischen „Untertanen“ Deutsch-
lands blieb dabei ebenso wenig wie eine An-
passung kolonialer Herrschaftspraktiken im 
Lichte gemachter Erfahrungen.

In Deutsch-Südwestafrika umfasste die 
koloniale Utopie sogar die Errichtung ei-
ner regelrechten rassischen Privilegienge-
sellschaft. ❙7 Deutsche sollten die Oberschicht 
bilden, Afrikanerinnen und Afrikaner in 
eine homogene Schwarze Arbeiterschicht 
umgeformt werden. Rudimentäre Ausbil-
dung sollte vor allem ihre Arbeitsleistung 
steigern. Jegliche „Vermischung“ der „Ras-
sen“ sollte unterbunden werden. Existieren-
de Ehen zwischen Deutschen und Afrikane-
rinnen wurden 1907 nachträglich annulliert, 
jegliche sexuelle Beziehungen stigmatisiert 
und der Begriff des „Eingeborenen“ end-
gültig biologisch definiert: „Eingeborene“ 
waren demnach „sämtliche Blutsangehöri-
gen eines Naturvolkes, auch die Abkömm-
linge von eingeborenen Frauen, die sie von 
Männern der weissen Rasse empfangen ha-
ben, selbst wenn mehrere Geschlechter hin-
durch eine Mischung mit weissen Männern 
stattgefunden haben sollte. Solange sich noch 
die Abstammung von einem Zugehörigen ei-
nes Naturvolks nachweisen lässt, ist der Ab-
kömmling infolge seines Blutes ein Einge-
borener.“ ❙8 Damit hatte das biologistische 
Abstammungsprinzip jegliche zivilisations-
missionarische Deutung, wonach Afrikane-
rinnen und Afrikaner zu „Europäern“ „erzo-
gen“ werden müssten, beiseite gedrängt.

Die zwei langwierigsten und verlust-
reichsten Kolonialkriege wurden zu Beginn 

❙7  	Vgl. hierzu und zu den Konsequenzen dieser Herr-
schaftsutopie: Jürgen Zimmerer, Deutsche Herr-
schaft über Afrikaner. Staatlicher Machtanspruch 
und Wirklichkeit im kolonialen Namibia, Münster 
u. a. 20043.
❙8  	Urteil des Bezirksgerichts Windhuk vom 26. 9. 1907. 
National Archives of Namibia, Windhoek, GWI 530 
[R 1/07], Bl. 23a-26a.
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des 20. Jahrhunderts in den beiden größten 
Kolonien Südwest- und Ostafrika geführt. 
In Letzterem kam es von deutscher Seite zu 
einem Vernichtungskrieg mit schätzungs-
weise bis zu 250 000 afrikanischen Opfern 
sowohl durch Kämpfe als auch durch die 
durch kriegerische Handlungen ausgelösten 
Versorgungsnöte, ❙9 in Ersterem sogar zum 
ersten Völkermord des 20.  Jahrhunderts, 
dem schätzungsweise bis zu 80 Prozent der 
Herero und 50 Prozent der Nama zum Op-
fer fielen.  ❙10 In Südwestafrika war dabei die 
deutlich höhere Zahl deutscher Soldaten 
eingesetzt (schätzungsweise 19 000, von de-
nen etwa 1500 ums Leben kamen), während 
in Ostafrika der Krieg von deutscher Seite 
vor allem durch afrikanische Söldnereinhei-
ten geführt wurde, den „Askari“. Es scheint 
vor allem die Zahl der deutschen Opfer und 
die Zahl der betroffenen deutschen Soldaten 
zu sein, neben der unterschiedlichen Per-
zeption Deutsch-Südwestafrikas als deut-
sche Siedlungskolonie, welche dem Krieg im 
Südlichen Afrika eine herausgehobene Po-
sition im deutschen kollektiven Gedächtnis 
zugewiesen hat.

Entgegen weit verbreiteter Ansichten kam 
es jedoch nicht nur in diesen beiden Kriegen 
zu deutschen Gewaltexzessen. Schon vorher 
war es etwa 1897 in Deutsch-Ostafrika ge-
gen die Wahehe zu einem Feldzug gekom-
men, den man als Vernichtungskrieg be-
zeichnen kann. ❙11 Auch in der angeblich so 
friedlichen Südsee reagierte die deutsche ko-
loniale Obrigkeit auf jeden Form des Wider-
standes mit bedingungsloser Härte, wie die 
Niederschlagung des „Aufstandes“ auf Po-

❙9  	Vgl. Felicitas Becker/Jigal Beez (Hrsg.), Der 
Maji-Maji-Krieg in Deutsch-Ostafrika 1905–1907, 
Berlin 2005; James Leonard Giblin/Jamie Monson 
(eds.), Maji Maji. Lifting the fog of war, Leiden 2010.
❙10  	Vgl. Jürgen Zimmerer/Joachim Zeller (Hrsg.), Der 
Völkermord in Deutsch-Südwestafrika. Der deut-
sche Kolonialkrieg in Namibia (1904–1908) und seine 
Folgen, Berlin 20042. Der Deutsche Bundestag lehn-
te im März 2012 Anträge der Linkspartei sowie der 
SPD und der Grünen ab, in denen die Ereignisse 1904 
als Völkermord bezeichnet wurden; die herrschen-
de Meinung in der Forschung dagegen geht von ei-
nem Völkermord aus; vgl. u. a. die Berichterstattung 
von n-tv vom 22. 3. 2012, online: www.n-tv.de/poli-
tik/Voelkermord-darf-nicht-so-heissen-article​5833​
601.html (4. 10. 2012) (Anm. d. Red.).
❙11  	Vgl. Martin Baer/Olaf Schröter, Eine Kopfjagd. 
Deutsche in Ostafrika: Spuren kolonialer Herr-
schaft, Berlin 2001.

nape (1910/1911) belegt. ❙12 Das Verhalten des 
deutschen Expeditionskorps zur Nieder-
schlagung des „Boxeraufstandes“ in Chi-
na, zur Brutalität noch ermuntert durch die 
„Hunnenrede“ Kaiser Wilhelms vom 27. Juli 
1900, erscheint in diesem Zusammenhang 
nicht mehr als Ausrutscher: „Kommt ihr vor 
den Feind, so wird derselbe geschlagen! Par-
don wird nicht gegeben! Gefangene werden 
nicht gemacht! Wer euch in die Hände fällt, 
sei euch verfallen! Wie vor 1000  Jahren die 
Hunnen unter ihrem König Etzel sich einen 
Namen gemacht, der sie noch jetzt in Über-
lieferung und Märchen gewaltig erscheinen 
läßt, so möge der Name Deutscher in Chi-
na auf 1000 Jahre durch euch in einer Weise 
bestätigt werden, daß es niemals wieder ein 
Chinese wagt, einen Deutschen scheel anzu-
sehen!“ ❙13 

Auch das menschenverachtende Vorgehen 
Paul von Lettow-Vorbecks bei der „Verteidi-
gung“ Ostafrikas im Ersten Weltkrieg gehört 
in diesen Kontext. Gegen den Befehl seines 
zivilen Vorgesetzten und ohne jegliche stra-
tegische Relevanz oder Chance auf einen Sieg 
führte er vier Jahre einen Abnutzungskrieg, 
in dessen Folge allein in Ostafrika 700 000 
Menschen, zum allergrößten Teil Zivilisten, 
ums Leben kamen. 

Der Erste Weltkrieg markierte dort wie in 
den anderen deutschen Kolonien das Ende 
des ersten deutschen Kolonialreiches. Im 
Frieden von Versailles wurden Deutschland 
wegen erwiesener „Kolonialunfähigkeit“ alle 
„Schutzgebiete“ aberkannt, die als Mandate 
dem neu gegründeten Völkerbund zur Treu-
händerschaft übergeben wurden.

Tausendjähriges (Kolonial-)Reich

Allerdings war damit die Epoche des deut-
schen Kolonialismus noch nicht beendet. 

❙12  	Vgl. Alexander Krug, „Der Hauptzweck ist die Tö-
tung von Kanaken“. Die deutschen Strafexpeditionen 
in den Kolonien der Südsee 1872–1914, Tönning u. a. 
2005; Thomas Morlang, Rebellion in der Südsee. Der 
Aufstand auf Ponape gegen die deutschen Kolonial-
herren 1910/11, Berlin 2010. 
❙13  	Zit. nach: www.dhm.de/lemo/html/dokumente/
wilhelm00/index.html (2. 10. 2012). Vgl. allgemein zu 
den Kolonialkriegen: Susanne Kuß, Deutsches Mili-
tär auf kolonialen Kriegsschauplätzen. Eskalation von 
Gewalt zu Beginn des 20. Jahrhunderts, Berlin 2010.

http://www.n-tv.de/politik/Voelkermord-darf-nicht-so-heissen-article5833601.html
http://www.n-tv.de/politik/Voelkermord-darf-nicht-so-heissen-article5833601.html
http://www.n-tv.de/politik/Voelkermord-darf-nicht-so-heissen-article5833601.html
http://www.dhm.de/lemo/html/dokumente/wilhelm00/index.html
http://www.dhm.de/lemo/html/dokumente/wilhelm00/index.html
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Nicht zuletzt aus Empörung über die „Ko-
lonialschuldlüge“ gewann die Kolonialbe-
wegung Zulauf, wie sich in einer Vielzahl an 
Memoiren, Kolonialromanen oder Vorträgen 
zeigt. Mit der Machtergreifung der National-
sozialisten verbanden nicht wenige die Hoff-
nung auf eine Wiedergewinnung der Kolo-
nien. Für das neue Regime war dies jedoch 
von sekundärer Bedeutung. Vielmehr rück-
te der geografische Ort des deutschen Kolo-
nialreiches vom Süden in den Osten, symbo-
lisiert etwa im Schlagwort vom „Volk ohne 
Raum“. Ursprünglich der Titel eines Romans 
mit Schauplatz im Südlichen Afrika, wur-
de es zum Schlagwort für die malthusianis-
tischen und sozialdarwinistischen Ängste 
der Deutschen vor und während des „Drit-
ten Reiches“. Der gesuchte Raum wurde 
schließlich im Osten Europas gefunden, und 
mit dem Einmarsch in die Sowjetunion be-
gann das noch kurzlebigere zweite deutsche 
Kolonialreich. ❙14 

Der zu errichtende Rassenstaat über Teile 
der Sowjetunion wies koloniale Herrschafts-
züge auf, wie Aussagen etwa von Hitler bele-
gen: „Der Kampf um die Hegemonie in der 
Welt wird für Europa durch den Besitz des 
russischen Raumes entschieden; er macht Eu-
ropa zum blockadefestesten Ort der Welt. (…) 
Die slawischen Völker hingegen sind zu ei-
nem eigenen Leben nicht bestimmt. (…) Der 
russische Raum ist unser Indien, und wie die 
Engländer es mit einer Handvoll Menschen 
beherrschen, so werden wir diesen unseren 
Kolonialraum regieren. Den Ukrainern lie-
fern wir Kopftücher, Glasketten als Schmuck 
und was sonst Kolonialvölker gefällt.“ ❙15 Was 
das bedeutete, spezifizierte er gegenüber dem 
Reichsminister Martin Bormann: „Die Sla-
wen sollen für uns arbeiten. Soweit wir sie 
nicht brauchen, mögen sie sterben. Impf-
zwang und deutsche Gesundheitsfürsorge 
sind daher überflüssig. Die slawische Frucht-
barkeit ist unerwünscht. Sie mögen Präser-
vative benutzen oder abtreiben, je mehr, des-
to besser. Bildung ist gefährlich. Es genügt, 

❙14  	Vgl. Jürgen Zimmerer, Von Windhuk nach Ausch-
witz? Beiträge zum Verhältnis von Kolonialismus 
und Holocaust, Berlin u. a. 2011; Shelley Baranowski: 
Nazi Empire. German Colonialism and Imperialism 
from Bismarck to Hitler, Cambridge, MA 2011.
❙15  	Am 17. 9. 1941, zit. nach: Monologe im Führer-
hauptquartier, herausgegeben und kommentiert von 
Werner Jochmann, Hamburg 1980, S. 60–64. 

wenn sie bis 100 zählen können. Höchstens 
die Bildung, die uns brauchbare Handlanger 
schafft, ist zulässig. Jeder Gebildete ist ein 
künftiger Feind. Die Religion lassen wir ih-
nen als Ablenkungsmittel. An Verpflegung 
bekommen sie nur das Notwendigste. Wir 
sind die Herren, wir kommen zuerst.“ ❙16

Die Neuordnung von Raum auf der 
Grundlage von „Rasse“, zumal mit der Ab-
sicht, die lokale Bevölkerung durch eine 
neue ortsfremde „Herrenschicht“ zu ergän-
zen oder teilweise auszutauschen, findet sich 
in allen europäischen Siedlerkolonien, auch 
wenn kaum irgendwo derart schnell und der-
art zielgerichtet vorgegangen worden ist wie 
das Deutsche Reich zuerst in Deutsch-Süd-
westafrika und nur eine Generation später im 
besetzten Osteuropa.

Bekanntlich dauerte das Tausendjährige 
(Kolonial-)Reich nur wenige Jahre. Mit der 
Niederlage im Zweiten Weltkrieg endete auch 
Deutschlands Kolonialgeschichte, zumindest 
als aktive Kolonialmacht. Mit der Vertrei-
bung von Millionen Deutschen aus Osteu-
ropa kam zudem ein Prozess zum Abschluss 
beziehungsweise wurde umgekehrt, der über 
Jahrhunderte im Zuge der „Ostkolonisati-
on“ Deutsche nach Osten geführt hatte. Dass 
imperiale Träumereien sowohl in Bezug auf 
Afrika als auch auf „den Osten“ damit nicht 
endeten, steht ebenso auf einem anderen 
Blatt wie die Teilung Deutschlands, die bei-
den Teilstaaten nur ein eingeschränktes Maß 
an Souveränität zubilligte und zumindest den 
östlichen Teil in ein neues – sowjetisches – 
Imperium einfügte.

Auf den Ruinen der europäischen Kolonien 
sind mittlerweile neue Groß- und Hegemo-
nialmächte entstanden, auch als (nicht inten-
dierte) Konsequenz der europäischen Kolo-
nialherrschaft. Wie weit diese wiederum zu 
Kolonialmächten werden, und welche Rol-
le die vormaligen Kolonialmächte in dieser 
„neuen“ Weltordnung einnehmen werden, 
wird die Zukunft zeigen. 

❙16  	Zit. nach: Ernst Piper, Alfred Rosenberg. Hitlers 
Chefideologe, München 2005, S. 529.
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Aimé Césaire, der große Dichter der Né-
gritude (jener vorallem in der frankopho-

nen Welt einflussreichen literarisch-philoso-
phischen Strömung, 
die eine positive kul-
turelle Andersartig-
keit von Afrikanerin-
nen und Afrikanern 
behauptete), äußerte 
in seinem Mitte der 
1950er Jahre publi-
zierten „Discours sur 
le colonialisme“ den 
Verdacht, die Weißen 

könnten Adolf Hitler nicht das Verbrechen 
am Menschen an sich nicht verzeihen, son-
dern, „dass es die Demütigung des Weißen ist 
und die Anwendung kolonialistischer Prak-
tiken auf Europa, denen bisher nur die Ara-
ber Algeriens, die Kulis in Indien und die Ne-
ger Afrikas ausgesetzt waren“. ❙1 Die von Cé-
saire in zornigen Worten beklagte Verharm-
losung, gar Negierung kolonialer Verbrechen 
und Gewalt rüttelte an der verbreiteten An-
sicht, die Europäisierung der Erde sei letzt-
lich ein Projekt des Fortschritts gewesen und 
habe die Kolonisierten vor Schlimmerem be-
wahrt. Als Césaire seine Schrift veröffent-
lichte, lag das europäische koloniale Projekt 
augenscheinlich bereits weitgehend in Trüm-
mern. Die europäischen Besitzungen in Asien 
hatten mit wenigen Ausnahmen die Unab-
hängigkeit erlangt, in Afrika nahm der Pro-
zess der Dekolonisation Fahrt auf und sollte 
binnen weniger Jahre zum Ende der Koloni-
alherrschaft in weiten Teilen des Kontinents 
führen. 

Kolonialismus ist seither ideologisch größ-
tenteils geächtet, was die Fortdauer rassisti-
scher Diskriminierung in vielen Regionen 
der Welt freilich nicht verhinderte. Nos
talgisch-paternalistische Verklärungen der 
kolonialen Herrschaft – „nicht alles war 

schlecht“ – und handfeste Rechtfertigungen 
kolonialer Ideologie und Praktiken finden 
sich in den vergangenen Dekaden überdies 
immer wieder, vor allem in Bezug auf Afrika. 
Vor entsprechenden Anwandlungen sind im 
Übrigen auch hochmögende Historiker nicht 
geschützt. Hans-Ulrich Wehler etwa frag-
te vor einigen Jahren in Bezug auf koloniale 
Zwangsarbeit: „Und besaß die deutsche Ar-
beiterpolitik in den Kolonien in der Perspek-
tive der Zeitgenossen andere Optionen, um 
Einheimische in einem langwierigen Diszip-
linierungsprozess an regelmäßige Arbeit im 
europäischen Sinn zu gewöhnen – wie brutal 
und ausbeuterisch diese Arbeit auch vorerst 
ausfallen mochte?“ ❙2 

Einen Schritt weiter geht der Althistoriker 
Egon Flaig, der sich in „Weltgeschichte der 
Sklaverei“ zu der folgenden Behauptung ver-
stieg: „Der europäische Kolonialismus unter-
band weitgehend die gewaltsamen Verskla-
vungsprozesse, unterdrückte die Warlords 
und stabilisierte die Lebensverhältnisse; er hat 
Afrika nach einer 1000-jährigen Geschichte 
von blutigster Gewalt und Völkermorden die 
Möglichkeit zu neuen Wegen eröffnet. Frei-
lich unter kolonialer Aufsicht.“ ❙3

Vom „versklavten Opfer“  
zum „faulen Neger“

Im Folgenden werden Rechtfertigungsstrate-
gien vorgestellt und eingeordnet, welche das 
koloniale Projekt der europäischen Mäch-
te zu stützen suchten. Dabei steht Afrika im 
Zentrum. ❙4 Ein Blick zurück in die Geschich-
te verdeutlicht, dass die Argumentation von 
Flaig den Rechtfertigungen jener Zeitgenos-
sen gleicht, die im letzten Drittel des 19. Jahr-
hunderts die koloniale Eroberung Afrikas 
forderten. Die Vorstellung von Afrika als ei-
nes von Sklaverei durchzogenen Kontinents, 

❙1  	Aimé Césaire, Über den Kolonialismus, Berlin 
1968, S. 12.
❙2  	Hans-Ulrich Wehler, Transnationale Geschichte – 
der neue Königsweg historischer Forschung?, in: Gu-
nilla Bude et al. (Hrsg.), Transnationale Geschichte. 
Themen, Tendenzen und Theorien, Göttingen 2006, 
S. 170.
❙3  	Egon Flaig, Weltgeschichte der Sklaverei, Mün-
chen 2009, S. 214.
❙4  	Vgl. etwa zu Südasien: Harald Fischer-Tiné/Mi-
chael Mann (eds.), Colonialism as Civilizing Missi-
on. Cultural Ideology in British India, London 2004.

mailto:andreas.eckert@asa.hu-berlin.de
mailto:andreas.eckert@asa.hu-berlin.de
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der von seinen eigenen Tyrannen unterdrückt 
und vom Pfad zu Zivilisation, Christentum 
und Handel ferngehalten wurde, war seit den 
1860er Jahren zentral für die Missionspro-
paganda und die Antisklavereibewegungen 
sowie eine wesentliche Komponente des für 
das europäische Lesepublikum zugänglichen 
Wissens über Afrika. 

Besonders populär und wirksam waren 
in diesem Zusammenhang die Bücher des 
schottischen Missionars David Livingsto-
ne, der ausgezogen war, um die Afrikaner 
zu christianisieren und vom Joch der Sklave-
rei zu befreien. Sklaverei zerstöre, schrieb er, 
alle Anreize, sich in der Landwirtschaft und 
Lohnarbeit zu engagieren. ❙5 Die auf koloni-
ale Expansion drängenden Kräfte verfügten 
nun über ein neues schlagkräftiges Argument 
und vermochten die koloniale Aufteilung Af-
rikas gar noch als humanitären Kreuzzug ge-
gen Sklaverei und Sklavenhandel auszugeben. 
Die starke Hand des Kolonialstaates schien 
vonnöten, ja sogar die einzige Chance, um 
die Bewohner Afrikas gleichsam vor ihrer ei-
genen Gewalt zu schützen und nebenbei den 
Kontinent auch wirtschaftlich für die ver-
meintlichen Wohltaten des „rechtmäßigen“ 
Handels zu „öffnen“. ❙6

Abolitionistische Rhetorik zählte also zu 
den zentralen Rechtfertigungsstrategien bei 
der Etablierung des europäischen Koloni-
alismus in Afrika. Zugespitzt formuliert: 
Der politische Kampf gegen Sklavenhandel 
und Sklaverei, der in den 1780er Jahren be-
gann, führte gleichsam in die Kolonisierung 
Afrikas ein Jahrhundert darauf. Kennzeich-
nend für die Abolitionsbewegung, die vor al-
lem in Großbritannien präsent war, erscheint 
das zunächst eher unkoordinierte Zusam-
menspiel von religiös erweckten Propheten 
und Moralisten. Sklaverei wurde von ihnen 
als Sünde und Verbrechen gegen die göttli-
che Vorsehung aufgefasst, der Kampf gegen 
die Sklaverei mithin als Kreuzzug individuel-
ler und nationaler Sündenreinigung geführt. 
Der Appell an das Mit-Leiden mit den Ver-

❙5  	Vgl. Andrew C. Ross, David Livingstone. Mission 
and Empire, London–New York 2002.
❙6  	Vgl. Frederick Cooper, Afrika in einer kapitalis-
tischen Welt, in: Shalini Randeria/Andreas Eckert 
(Hrsg.), Vom Imperialismus zum Empire. Nicht-west-
liche Perspektiven auf die Globalisierung, Berlin 2009, 
S. 54.

sklavten verknüpfte sich mit der Verheißung 
des reinen Gewissens. Für das Agieren ge-
gen Sklaverei und Sklavenhandel kamen also 
Ideologie und Politik eine besondere Bedeu-
tung zu. „Die Sklaverei“, fasste Jürgen Os-
terhammel die Mehrheitsmeinung in der ein-
schlägigen Forschung zusammen, „wurde 
nicht beseitigt, weil sie dem wirtschaftlichen 
Fortschritt im Wege stand, sondern weil sie 
politisch und moralisch nicht mehr länger zu 
verteidigen war“. ❙7 1807 fand eine Gesetzes-
vorlage, die den Sklavenhandel mit britischen 
und anderen Kolonien für unrechtmäßig er-
klärte, große Mehrheiten in beiden Häusern 
des Londoner Parlaments. Knapp 40  Jahre 
später verbot das britische Parlament auch 
den Besitz von Sklaven. Andere Mächte wie 
Frankreich folgten, später auch die Vereinig-
ten Staaten von Amerika.

Der Erfolg der Antisklavereibewegung 
stand in Großbritannien im Einklang mit ei-
nem nach dem Verlust der nordamerikani-
schen Kolonien neu formulierten nationa-
len Interesse. Der Kampf gegen die Sklaverei 
wurde zu einem Kennzeichen nationaler Tu-
gend, zu einem Mittel, mit dem die Briten 
die anderen mit ihrer vermeintlich angebore-
nen Liebe zur Freiheit beeindrucken und sich 
selbst in Momenten der Verzagtheit Mut zu-
sprechen konnten. Auf längere Sicht profitier-
te die herrschende Klasse Großbritanniens 
am stärksten von der Abolitionsbewegung, 
die gleichwohl keineswegs ein konservatives 
Unternehmen war, sondern von breiten Be-
völkerungsschichten getragen wurde. 

Der Kampf gegen die Sklaverei legitimier-
te zum einen die imperiale Vormachtstellung 
Großbritanniens in der Welt, schien doch, 
wie Linda Colley schreibt, der Kreuzzug ge-
gen die Sklaverei ein weiterer Beleg und zu-
gleich eine Garantie für seine Ausnahmepo-
sition unter den Nationen zu sein: „Britische 
Kanonenboote segelten unter Gottes Schutz, 
weil sie Gottes Werk vollführten.“  ❙8 Zum an-
deren konnte die abolitionistische Doktrin 
innenpolitisch die neue industriegesellschaft-
liche Ordnung absichern helfen, indem sie 

❙7  	Jürgen Osterhammel, Sklaverei und die Zivilisati-
on des Westens, München 2000, S. 54. Vgl. zur Aboli-
tionsbewegung: Christopher L. Brown, Moral Capi-
tal, Durham 2006.
❙8  	Linda Colley, Britons. Forging the Nation 1707–
1837, New Haven 1992, S. 360.
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dafür grundlegende soziale und moralische 
Werte wie freie Marktwirtschaft und Selbst-
verantwortung anpries. ❙9 Die neue Hinwen-
dung zu staatlichen Interventionen im über-
seeischen Handel und der Produktion, wie sie 
sich zum Ende des 19. Jahrhunderts vollzog, 
entsprach den wachsenden sozialen Interven-
tionen von Regierungen in Europa selbst – 
den staatlichen Bemühungen, „respektable“ 
Arbeiterklassen zu schaffen. Das „Alte Eu-
ropa“ hatte in Zeiten des Sklavenhandels von 
der Gewalt in Afrika profitiert und diese zu-
sätzlich stimuliert. Das „Neue Europa“ hin-
gegen plädierte nun für eine berechenbare 
und geordnete wirtschaftliche Expansion. ❙10 

Ein solches Denken manifestierte sich 
nicht allein in den europäischen Metropolen, 
sondern gleichsam auch „vor Ort“, in Afrika 
selbst, wo sich die verbreitete Gewalt negativ 
auf europäische Handelsinteressen auswirk-
te und komplizierte Debatten über die Frage 
auslöste, wo und wie europäische Regierun-
gen intervenieren sollten, um kommerziel-
len Besitz zu schützen und wirtschaftlichen 
Fortschritt zu sichern. Kolonialismus konn-
te einer eher skeptischen Öffentlichkeit in 
Europa, die nicht recht davon überzeugt 
war, dass vom Kolonialismus mehr als eini-
ge Abenteurer profitieren würden, mithilfe 
einer Rhetorik erklärt werden, welche an die 
Notwendigkeit des Fortschritts appellierte, 
über den auch in Europa so viel gesprochen 
wurde.

Hervorzuheben ist, dass diese moralische 
Vision weitaus internationaler war als der 
von Großbritannien angetriebene Kampf ge-
gen den Sklavenhandel nach 1807. Sich selbst 
inszenierten die imperialen Mächte als zivili-
sationsbringend, die Afrikaner hingegen als 
Sklavenhalter, zur Ordnung und Selbstkon-
trolle nicht fähig. Die europäischen Mäch-
te würden kooperieren, um jene Strukturen 
zu schaffen, die eine geregelte und rationale 
Nutzung afrikanischer Ressourcen und Ar-
beitskraft ermöglichen.

❙9  	Vgl. Albert Wirz, Sklaverei und kapitalistisches 
Weltsystem, Frankfurt/M. 1984, S. 195.
❙10  	Vgl. auch für die folgenden Absätze: Frederick 
Cooper, Conditions Analogous to Slavery. Imperia-
lism and Free Labor Ideology in Africa, in: ders. et al. 
(eds.), Beyond Slavery. Explorations of Race, Labor, 
and Citizenship in Postemancipation Societies, Cha-
pel Hill–London 2000, S. 116.

Das „Projekt des reformierten Imperia-
lismus“, wie Frederick Cooper die koloniale 
Eroberung Afrikas genannt hat, erwies sich 
rasch als Fehlschlag. ❙11 Die an Ressourcen und 
Personal schwachen europäischen Kolonial-
herren waren vor allem in der Phase der Eta-
blierung ihrer Herrschaft auf die Kooperation 
mit lokalen afrikanischen Eliten angewiesen, 
die wiederum häufig zu den wichtigsten Skla-
venbesitzern in den jeweiligen Kolonien ge-
hörten. So erließen die Kolonialmächte zwar 
nahezu überall Gesetze zur Beendigung der 
Sklaverei und des Sklavenhandels, die Admi-
nistratoren vor Ort taten jedoch in der Regel 
wenig, um diese auch durchzusetzen. 

Die Fähigkeit von Sklaven, sich aus eige-
ner Kraft aus den Fesseln der Abhängigkeit 
zu lösen, hing letztlich nicht so sehr von der 
Gesetzgebung oder dem guten Willen der 
Kolonialbeamten ab, sondern eher von Ge-
sichtspunkten wie Alter und Geschlecht, Zu-
gang zu Land, Wasser, Vieh, Werkzeugen 
und Saatgut oder ob Lohnarbeit zu finden 
war. ❙12 Zahlreiche Kolonialregime griffen auf 
Zwangsarbeit zurück. Der belgische Kongo 
war ein besonders notorischer Fall. Insgesamt 
jedoch hatten die europäischen Kolonialher-
ren große Schwierigkeiten, Afrikaner zu ver-
lässlichen Produzenten für die europäischen 
und Weltmärkte zu machen. Koloniale Regie-
rungen konnten ihre Forderungen nach Steu-
ern und Tribut in Gestalt von Zwangsarbeit 
mithilfe einheimischer Herrscher zwar parti-
ell umsetzen. Schwieriger war es, Afrikanern 
den Zugang zu Land zu verwehren und sie 
umfassend zur Lohnarbeit zu zwingen. ❙13

1920 waren die kolonialen Versuche, Afrika 
neu zu modellieren, weitgehend gescheitert. 
Die Frustration darüber mündete in ein Bild 
von Afrika als einem Kontinent der Stäm-
me und Traditionen, der nur langsam einem 
Wandel unterworfen werden könnte. Das 
partielle Scheitern der europäischen Kolo-
nialherren, die Bewohner Afrikas wie ge-
wünscht dienstbar zu machen und deren Ar-
beitskraft umfassend auszubeuten, spiegelte 
sich nicht zuletzt darin, dass immer wieder 

❙11  	Vgl. ebd.
❙12  	Vgl. Suzanne Miers/Martin Klein (eds.), Slave-
ry and Colonial Rule in Africa, London 1998; Ke-
vin Grant, A Civilised Savagery. Britain and the New 
Slaveries in Africa, 1884–1926, New York 2005.
❙13  	Vgl. F. Cooper (Anm. 6).
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die vermeintliche „Faulheit“ der Afrikaner 
hervorgehoben wurde. Das äußerst zählebige 
rassistische Stereotyp des „faulen Eingebore-
nen“ gibt einen Hinweis darauf, dass die eu-
ropäische Kolonialherrschaft selbst auf dem 
Höhepunkt der kolonialen Durchdringung 
Afrikas keineswegs allmächtig war. Denn die 
Charakterisierung afrikanischer Arbeiterin-
nen und Arbeiter als „faul“ implizierte letzt-
lich die Anerkennung der Grenzen kolonia-
ler Dominanz – die Grenzen wurden freilich 
umstandslos der „Primitivität“ der zu Be-
herrschenden, keineswegs den Widersprüch-
lichkeiten der kolonialen Herrschaftspraxis 
zugeschrieben. 

In den 1940er Jahren vollzog sich ein 
grundlegender Wandel. Massive Streiks in 
Afrika und eine komplexe globale Situati-
on – der Zweite Weltkrieg, schlagkräftige na-
tionalistische Bewegungen in vielen Teilen 
der Kolonialreiche – brachten die Kolonial-
herren dazu, die vermeintliche „Rückstän-
digkeit“ Afrikas im Zeichen von Moderni-
sierungstheorie und Entwicklungsidee nicht 
mehr als unwandelbares „rassisches“ Cha-
rakteristikum, sondern als reversiblen kul-
turellen Wesenszug zu deuten. Man wollte 
den Bewohnerinnen und Bewohnern Afri-
kas, sich selbst und dem Rest der Welt zeigen, 
dass koloniale Herrschaft nun durchaus als 
fortschrittlich gerechtfertigt werden konnte. 
Auch dieses Projekt scheiterte, die kolonia-
le Entwicklungsinitiative verlor rasch ihren 
Reformeifer. Am Ende übernahmen die Af-
rikaner selbst das Projekt Entwicklung und 
den von den Kolonialmächten hinterlassenen 
Staatsapparat – was folgte, war jedoch keine 
Erfolgsgeschichte. ❙14 Anlässlich der vielfälti-
gen Krisen des nachkolonialen Afrikas ha-
ben sich Rechtfertigungen des Kolonialismus 
posthum gelegentlich Gehör verschafft. Und 
nicht wenige sehen Entwicklungshilfe, wel-
che die Beziehungen zwischen Afrika und 
dem Rest der Welt seit Dekaden nicht unwe-
sentlich prägt, ❙15 als eine Art geläuterte Versi-
on der Zivilisierungsmission – der wohl ein-
flussreichsten Rechtfertigungsideologie des 
Kolonialismus im 19. und 20. Jahrhundert.

❙14  	Vgl. ders., Africa since 1940. The past of the pres-
ent, New York 2002.
❙15  	Vgl. Hubertus Büschel/Daniel Speich (Hrsg.), 
Entwicklungswelten. Globalgeschichte der Entwick-
lungszusammenarbeit, Frankfurt/M. 2009. Vgl. hier-
zu auch den Beitrag von Aram Ziai in dieser Ausgabe 
(Anm. d. Red.).

Zivilisierungsmission
Kolonialismus war charakterisiert durch 
die ambivalente Beziehung zwischen eman-
zipatorischem Diskurs und einer von Ge-
walt, Zwangsarbeit, Rassismus und der Miss-
achtung von Rechten geprägten kolonialen 
Herrschaftspraxis. Alice Conklin hat am 
Beispiel von Französisch-Westafrika vor 1914 
gezeigt, dass aus der Sicht französischer Poli-
tiker der Dritten Republik zwischen dem ko-
lonialen Projekt und etwa dem Praktizieren 
von Menschenrechten keineswegs ein Wider-
spruch bestand. Die herrschenden Eliten in 
Frankreich rechtfertigten neue Eroberungen 
in Übersee sich selbst und den seit Kurzem 
wahlberechtigten Massen gegenüber, indem 
sie behaupteten, dass die eben wiederherge-
stellte Republik im Gegensatz zu den kon-
servativeren europäischen Monarchien die 
moralischen und materiellen Bedürfnisse der 
Afrikanerinnen und Afrikaner befriedigen 
würde. 

Conklin schreibt dazu: „Die französische 
Zivilisierungsmission in Westafrika macht 
deutlich, dass der Liberalismus sowohl zu 
Hause als auch in den Kolonien nicht nur 
Unterschiede erzeugte. Er hatte auch eine 
universelle und demokratische Komponen-
te, die viele Menschen im Westen veranlass-
te, ihre Ideen von Freiheit als grundlegende 
Menschenrechte zu sehen, auf die die gesamte 
Menschheit einen Anspruch hätte.“ ❙16 

Eben weil die Franzosen daran glaubten, 
dass alle Menschen gleich geboren sind, ver-
suchten sie, die republikanischen Tugenden 
der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit – 
wenn auch in pervertierter Form – auf die Ko-
lonisierten zu übertragen. Darüber hinaus, so 
Conklin, nahmen französische Staatsmänner 
und die öffentliche Meinung Afrikaner zwar 
als „Andere“ wahr, gingen jedoch trotzdem 
davon aus, dass ihre Entwicklung im Sinne 
französischer Ideale möglich sei. Deswegen 
und aufgrund ständiger tatsächlicher – oder 
angekündigter – Versuche zur Einbindung 
und Reformierung dieser „Anderen“ schie-
nen Kolonialismus und Demokratie mitei-
nander vereinbar. ❙17 Die Idee von einer Zivi-
lisierungsmission beschränkte sich nicht auf 

❙16  	Alice L. Conklin, Colonialism and Human Rights, 
in: American Historical Review, 102 (1998) 2, S. 422.
❙17  	Vgl. dies., A Mission to Civilize, Stanford 1997.



APuZ 44–45/2012 21

das französische Kolonialreich, sondern ge-
hörte zur Legitimationsrhetorik aller euro-
päischen Kolonialmächte in Afrika und an-
derswo. ❙18 Diese Rhetorik hatte zum Inhalt, 
dass die kolonisierten Afrikaner zu primitiv 
seien, um sich selbst regieren zu können, je-
doch zur Besserung fähig seien. Selbst libe-
ralere Sichtweisen in der Ära der Menschen-
rechte nach dem Zweiten Weltkrieg gingen 
noch immer von dieser Annahme aus, wie 
etwa aus den Schriften des Fabian Colonial 
Bureau hervorgeht. 

So stellte Rita Hinden, eine der wichtigsten 
Vertreterinnen dieser Strömungen, klar: „Der 
Akt des (imperialen, A. E.) Rückzuges würde 
nicht von selbst das Tor zum Wohlstand auf-
stoßen. Wenn allerdings (…) die imperialen 
Mächte wenigstens noch für einen gewissen 
Zeitraum blieben und diese Länder, statt sie 
auszubeuten, treuhänderisch zum Wohle ih-
rer Bewohner entwickelten und bereicherten, 
dann könnten die erdrückenden Probleme 
der Armut und der Rückständigkeit wohl 
tatsächlich bewältigt werden.“ ❙19 Zu diesem 
Zeitpunkt waren einige Kolonialbeamte be-
reits skeptischer als zuvor, wenn es darum 
ging, einen liberalen Diskurs, der die Bedeu-
tung von Menschenrechten und Demokratie 
betonte, mit der Rechtfertigung kolonialer 
Herrschaft in Verbindung zu bringen. ❙20 

Dennoch: Während die koloniale Ära über 
weite Strecken von Gewalt und einer Politik 
des selektiven Terrors gekennzeichnet war 
und eine gewisse „Kultur des Terrors“ nicht 
verschwand, existierte sie in einem sich ver-
ändernden Umfeld, in dem Gewalt verurteilt 
wurde, wenn sie nicht in irgendeiner Wei-
se mit fortschrittlichen Reformen verknüpft 
werden konnte. Ann Stoler und Frederick 

❙18  	Vgl. Boris Barth/Jürgen Osterhammel (Hrsg.), Zi-
vilisierungsmissionen. Imperiale Weltverbesserung 
seit dem 18. Jahrhundert, Konstanz 2005.
❙19  	Rita Hinden, Socialism and the Colonial World, 
in: Arthur Creech-Jones (ed.), New Fabian Colonial 
Essays, London 1959, S. 13 f.
❙20  	In einer gemeinsamen Stellungnahme der Kolo-
nialverwaltungen von Gambia, Sierra Leone und der 
Goldküste (Ghana) zur Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte hieß es: „Wir können wohl kaum 
damit rechnen, das Vertrauen von Afrikanern zu ge-
winnen, indem wir Aussagen im Sinne vollkommener 
Ideale treffen, während wir in der Praxis Schritte in 
die genau entgegengesetzte Richtung unternehmen.“ 
Zit. nach: Brian A. W. Simpson, Human Rights and 
the End of Empire, Oxford–New York 2004, S. 458.

Cooper haben auf die Sonderrolle verwiesen, 
die dem letzten Viertel des 19.  Jahrhunderts 
als einem Zeitraum zukommt, in dem die Ko-
lonialismen Teil einer paneuropäischen De-
batte über die Gepflogenheiten „zivilisier-
ter“ Staaten wurden, die eine imperialistische 
Moral konsolidierte. 

Dabei stellen Cooper und Stoler fest: „Vor 
Ort war dieser ‚neue‘ Imperialismus nicht 
weniger durch Zwang und Brutalität ge-
kennzeichnet als der alte. Dennoch unter-
nahmen die Machteliten Europas nun gro-
ße Anstrengungen, um sich gegenseitig zu 
versichern, dass Zwang und Brutalität kei-
ne offenen Versuche zur Ausbeutung, son-
dern vernünftige Anstrengungen zum Auf-
bau permanenter Strukturen seien: stabile 
Regierungen, welche die gewalttätige, von 
Konflikten gekennzeichnete Tyrannei der 
Gemeinwesen der Eingeborenen ersetzen 
würden; friedlicher Handel und Lohnarbeit 
anstelle der bestehenden, von Sklaverei und 
Raubzügen geprägten chaotischen Verhält-
nisse; eine komplexe Strukturierung, die 
verschiedene Gruppen, rassische Identitä-
ten und erlaubte Formen des sexuellen und 
gesellschaftlichen Kontakts definierte und 
gegeneinander abgrenzte und die beunru-
higend instabilen Zustände eines früheren 
Zeitalters beendete.“ ❙21

Die Vorstellung von einer Zivilisierungs-
mission setzte eine auf Konkurrenz und Hie
rarchien beruhende Weltsicht voraus. Zudem 
stellten Zivilisierungsdiskurse die gegen-
wärtigen Verhältnisse in den zu zivilisieren-
den Gegenden als unglücklich und deswegen 
ohnehin reformbedürftig dar. Das grund-
legende Problem der Zivilisierungsmission 
im kolonialen Afrika bestand darin, dass die 
Andersartigkeit der zu zivilisierenden Völ-
ker weder naturgegeben noch unveränderlich 
war. Ihre Verschiedenheit musste definiert 
und perpetuiert werden. Soziale Grenzen, die 
eben noch klar definiert waren, konnten sich 
verschieben. 

Das Zivilisierungsprojekt der Kolonial-
mächte, das die Bevölkerungen der koloni-
sierten Gebiete zu disziplinierten Bauern 

❙21  	Ann L. Stoler/Frederick Cooper, Between Metro-
pole and Colony: Rethinking a Research Agenda, in: 
dies. (eds.), Tensions of Empire. Colonial Cultures in 
a Bourgeois World, Berkeley 1997, S. 31. 



APuZ 44–45/201222

oder Arbeitern und zu willfährigen Unter-
tanen eines bürokratischen Staates machen 
wollte, gab den Anstoß zu einem Diskurs 
über die Frage, wie viel „Zivilisierung“ diese 
Untertanen bräuchten und welche politischen 
Folgen „zu viel Zivilisierung“ haben könnte. 
Allgemein wollten Kolonialbeamte ihre afri-
kanischen Untertanen zu „vervollkommne-
ten Eingeborenen, nicht zu Nachbildungen 
von Europäern“ machen. ❙22

Sphäre der Rechte und des Rechts

Die Vorstellung von einer Zivilisierungsmis-
sion eröffnete jedoch auch Afrikanern Hand-
lungsspielräume und gab ihnen einen wichti-
gen Bezugspunkt für ihre Beschwerden und 
Proteste sowie die Durchsetzung ihrer Inte-
ressen. Die Sphäre der Rechte und des Rechts 
war hier von entscheidender Bedeutung. Das 
Recht war ein zentraler Aspekt des Kolonia-
lismus in Afrika. Von Europäern konzipiert 
und durchgesetzt, wurde es von Afrikanern 
ausgelegt, erfahren und verwendet. Gesetzen 
und Gerichten, der Polizei und Gefängnis-
sen kam eine politische und wirtschaftliche 
Schlüsselrolle bei den Bemühungen der Eu-
ropäer zu, ihre politische Dominanz durch-
zusetzen und aufrechtzuerhalten oder die lo-
kalen Ökonomien auf die Exportproduktion 
für die europäischen Märkte auszurichten 
und Arbeitskräfte für afrikanische und eu-
ropäische kommerzielle Unternehmungen zu 
mobilisieren. 

Kristin Mann und Richard Roberts haben 
in diesem Zusammenhang festgestellt, dass 
„der Kolonialismus danach strebte, eine 
neue politische, ökonomische und morali-
sche Ordnung einzuführen, die sich auf die 
Loyalität zum Mutterland und zum Kolo-
nialstaat gründete, auf Disziplin, Ordnung 
und Gleichmäßigkeit im Arbeitsleben, in der 
Freizeit und in den Körpergewohnheiten“. ❙23 

Die Gesetzgebung spielte eine entschei-
dende Rolle bei der moralischen Erziehung 
und Disziplinierung, weil sie eine Möglich-

❙22  	Ebd., S. 7.
❙23  	Kristin Mann/Richard Roberts, Introduction: 
Law in Colonial Africa, in: dies. (eds.), Law in Co-
lonial Africa, Portsmouth–London 1991, S.  3. Vgl. 
auch: Ulrike Schaper, Koloniale Verhandlungen. Ge-
richtsbarkeit, Verwaltung und Herrschaft in Kame-
run 1884–1916, Frankfurt/M. 2012.

keit zur Durchsetzung von Gesundheits-, 
Hygiene-, Freizeit- und Verhaltensnormen 
bot. Schließlich schien die Vorstellung vom 
Rechtsstaat ein Beleg für die Annahme, dass 
die Anwesenheit der Europäer in Afrika im 
Interesse der Afrikaner sei – und war damit 
ein wichtiges Element der Rechtfertigung 
kolonialer Herrschaft. Das Recht war jedoch 
nicht nur ein Mittel zur Aufrechterhaltung 
europäischer kolonialer Dominanz. Afrika-
ner bedienten sich des Rechts als einer Res-
source in Auseinandersetzungen mit Europä-
ern (und untereinander). Rechtliche Normen 
und Verfahrensweisen wurden zum Mit-
tel des Widerstands, der Anpassung und der 
Innovation. 

Widersprüche des Kolonialismus

Koloniale Herrschaft in Afrika wie anders-
wo stand häufig unter Rechtfertigungsdruck. 
Und selbst wenn viele Verfechter und Akteu-
re des kolonialen Projekts eine Art „natür-
lichen“ Herrschaftsanspruch verspürten, so 
sorgten die Kolonisierten ebenso wie Kritiker 
im „Mutterland“ dafür, dass der Kolonialis-
mus oder zumindest zentrale Aspekte davon, 
etwa die Gewalt, immer wieder legitimiert 
werden mussten. Die Zivilisierungsmission 
als wesentliche Rechtfertigungsrhetorik war 
charakterisiert durch eine Spannung zwi-
schen Borniertheit und Universalismus, Sen-
dungsbewusstsein und Herrschaftswahn, 
teleologischer Geschichtsbetrachtung und 
Entwicklungsnegation, dem Insistieren auf 
kultureller Überlegenheit und realer Unfä-
higkeit, der Rhetorik der Assimilation und 
der Angst, von der Fremde verschlungen zu 
werden. 

Die Rechtfertigungen und ihre Widersprü-
che verweisen auf die Widersprüche des Ko-
lonialismus selbst. Er war weder zivilisa-
torische Mission noch Zeit des heroischen 
Widerstands gegen eine von außen aufge-
zwungene Tyrannei, sondern eine Geschichte 
der Gewalt und Ausbeutung ebenso wie eine 
Geschichte vielfältiger, widersprüchlicher 
Auseinandersetzungen und Kooperationen.
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Die Vorstellung, dass einige Völker nicht 
in der Lage sind, sich selbst zu regie-

ren, und daher auf die Hilfe von „zivilisier-
teren“ Völkern ange-
wiesen sind, die für sie 
freundlicherweise die 
Regierungsgeschäfte 
übernehmen, erscheint 
heutzutage ebenso ab-
surd wie anachronis-
tisch. Dennoch wird 

bisweilen auch Jahrzehnte nachdem fast alle 
Kolonien ihre Unabhängigkeit erkämpft oder 
gewährt bekommen haben, immer noch der 
Vorwurf des Kolonialismus laut: Wir lebten 
auch nach der formalen Dekolonisation nicht 
in einer nachkolonialen, sondern in einer neo-
kolonialen Weltordnung. 

Dieser Beitrag will diesem Vorwurf nach-
gehen und anhand einiger Beispiele die Brü-
che und Kontinuitäten untersuchen, die sich 
bei einer eingehenderen Beschäftigung mit 
der nachkolonialen Ära auffinden lassen. 
Dazu wird zunächst definiert, was unter Ko-
lonialismus und Neokolonialismus zu verste-
hen ist, bevor Phänomene aus verschiedenen 
Bereichen – Weltwirtschaft, Militär, Ent-
wicklungszusammenarbeit, Landwirtschaft, 
Biodiversität, Migration sowie Kultur und 
Medien – im Hinblick auf diese Definitio-
nen diskutiert werden. Dabei wird auch da-
rauf eingegangen, ob und inwiefern der In-
ternationale Währungsfonds (IWF) und die 
Weltbank „Instrumente der Ausbeutung“ 
des Globalen Südens sind oder Globalisie-
rung und Entwicklungszusammenarbeit als 
neue Formen des Kolonialismus zu bezeich-
nen sind.

Kolonialismus und Neokolonialismus
Der Historiker Jürgen Osterhammel defi-
nierte Kolonialismus wie folgt: „Kolonialis-
mus ist eine Herrschaftsbeziehung zwischen 
Kollektiven, bei welcher die fundamentalen 
Entscheidungen der Lebensführung der Ko-
lonisierten durch eine kulturell andersarti-
ge und kaum anpassungswillige Minderheit 
von Kolonialherren unter vorrangiger Be-
rücksichtigung externer Interessen getroffen 
und tatsächlich durchgesetzt werden. Damit 
verbinden sich in der Neuzeit in der Regel 
sendungsideologische Rechtfertigungsdokt-
rinen, die auf der Überzeugung der Koloni-
alherren von ihrer eigenen kulturellen Hö-
herwertigkeit beruhen.“ ❙1

Die hier beschriebene ideologisch verbräm-
te Herrschaft über „kulturell Andersartige“  ❙2 
ist in dieser Form heute nicht mehr anzutref-
fen. Die Unabhängigkeitsbewegungen muss-
ten manche Kriege führen, bevor die Weißen 
von ihrem Herrschaftsanspruch abrückten, 
doch überall – von Haiti (1804) bis Simbabwe 
(1980) – waren sie letztlich erfolgreich, und 
auch das Apartheidregime in Südafrika als 
letztes Relikt fiel 1994. Selbst die Menschen 
in den wenigen heute noch bestehenden Ko-
lonien (wie Amerikanisch-Samoa oder den 
Niederländischen Antillen) genießen weitest-
gehend die gleichen Rechte im Hinblick auf 
politische Partizipation, und nennenswerte 
Unabhängigkeitsbestrebungen gibt es kaum. 
Offen die Universalität der Menschenrechte 
infrage zu stellen und Herrschaft über kul-
turell vermeintlich minderwertige Kollekti-
ve einzufordern, traut sich in der Öffentlich-
keit (!) nicht einmal mehr die rechtsextreme 
NPD – auch sie bekennt sich zum „Recht der 
Völker auf Freiheit und Selbstbestimmung“. ❙3 
Die Brüche zur kolonialen Ära sind mithin 
offensichtlich. 

❙1  	Jürgen Osterhammel, Kolonialismus, München 
1995, S. 21.
❙2  	Die Formulierung suggeriert ein statisches („Wel-
che Kultur hast Du?“) oder sogar essenzialistisches 
Bild von Kultur und erscheint somit unglücklich. 
Darüber hinaus blendet sie aus, dass es im Kolonia-
lismus oftmals nicht um kulturell, sondern um „ras-
sisch“ begründete Herrschaft ging.
❙3  	Sicherheitspolitische Grundpositionen der NPD, 
7. 9. 2010, online: www.npd.de/html/​1939/artikel/
detail/​1769 (5. 9. 2012).

mailto:aram.z@gmx.net
http://www.npd.de/html/1939/artikel/detail/1769
http://www.npd.de/html/1939/artikel/detail/1769
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Damit ist die Frage der Existenz des Ko-
lonialismus im 21. Jahrhundert ❙4 jedoch noch 
nicht vollständig beantwortet. Denn zum ei-
nen existieren durchaus Kollektive, die ge-
genüber bestehenden Staaten ihr Recht auf 
Selbstbestimmung einfordern und andere 
Kollektive als Besatzungsmacht empfinden. 
Die Westsahara, Tibet und die palästinensi-
schen Gebiete seien nur als drei Beispiele ge-
nannt, bei denen der Vorwurf des Kolonialis-
mus näher zu diskutieren wäre. Zum anderen 
erwähnt Osterhammel auch den historisch 
gelegentlich vorkommenden Fall des infor-
mal empire als einer anderen Art der imperia-
len Interessensicherung, der „quasi-kolonia-
len Kontrolle“, bei dem der „schwächere Staat 
(…) als selbstständiges Gemeinwesen mit ei-
genem politischen System bestehen“ bleibt, 
aber nur „eingeschränkt souverän“ ist. ❙5 

Elemente einer solchen vertraglich abge-
sicherten Souveränitätseinschränkung  sind 
vielfältig: Am häufigsten anzutreffen sind 
Mitspracherechte des dominanten Staates bei 
der Regierung, Schutz seiner Staatsangehöri-
gen vor einheimischer Jurisdiktion, die Stati-
onierung seiner Truppen und die Festlegung 
der einheimischen Wirtschafts-, vor allem 
der Zollpolitik. Davon unterscheidet Oster-
hammel nichtkoloniale Einflussnahme auf 
der Grundlage militärischer oder wirtschaft-
licher Überlegenheit, die allerdings nicht mit 
vertraglicher Kodifizierung von Sonderrech-
ten einhergeht. ❙6 

In ähnlicher Weise wurde nach der De-
kolonisation vom ghanaischen Präsidenten 
Kwame Nkrumah der Begriff des Neokolo-
nialismus geprägt: Trotz formaler Souveräni-
tät würde das wirtschaftliche und politische 
System mancher Staaten von außen gesteu-
ert. Unter diesen Bedingungen würden Aus-
landsinvestitionen nicht zu „Entwicklung“, 
sondern zu „Ausbeutung“ führen und die 
Kluft zwischen armen und reichen Ländern 
vergrößern. Neokolonial kontrollierte Staa-
ten würden auch als Werkzeuge in Stellver-
treterkriegen der Supermächte missbraucht. 
Somit sei Neokolonialismus die schlimms-
te Form des Imperialismus, da sich der do-

❙4  	Vgl. Shalini Randeria/Andreas Eckert (Hrsg.), 
Vom Imperialismus zum Empire, Frankfurt/M. 
2009.
❙5  	J. Osterhammel (Anm. 1), S. 25.
❙6  	Vgl. ebd., S. 26.

minante Staat durch die formale Souverä-
nität der entsprechenden Staaten auch jeder 
Verantwortung und Rechenschaft entledigt 
habe. ❙7 

In der Folge wurde der Begriff oftmals 
als Schlagwort in der politischen Auseinan-
dersetzung verwendet, um die vermeintli-
che Kontrolle der Länder der „Dritten Welt“ 
durch solche der „Ersten Welt“ anzupran-
gern, vor allem die Kontrolle über Ressour-
cen, Wirtschaftspolitik und Absatzmärkte, 
aber auch Abhängigkeiten in anderen Berei-
chen wie Kultur und Medien. ❙8 

An dieser Stelle offenbart sich ein Dilem-
ma: Einerseits würden die betreffenden Re-
gierungen und Unternehmen zu Recht ein-
wenden, dass Bestrebungen zur Kontrolle 
der 	Ressourcen und Märkte zu ihrer Über-
lebenssicherung notwendig und in einem 
kapitalistischen beziehungsweise national-
staatlichen System üblich und somit legitim 
seien. ❙9 Andererseits ist die faktische Kon-
trolle der Wirtschaft durch ausländische Ak-
teure schwerlich mit den Vorstellungen nach-
kolonialer Unabhängigkeit in Einklang zu 
bringen.

Weltwirtschaft

Auf der Suche nach Brüchen und Kontinuitä-
ten zwischen kolonialer und nachkolonialer 
Ära in der Weltwirtschaft ist zunächst fest-
zuhalten, dass die koloniale Arbeitsteilung 
(Rohstoffproduktion für den Export im Sü-
den, Technologieproduktion im Norden) zwar 
in vielen Fällen noch Bestand hat, aber spätes-
tens seit den 1970er Jahren systematisch durch 
Industrialisierungsprozesse vor allem in Süd-, 
Ost- und Südostasien aufgebrochen wurde. ❙10 
Der Anteil des Westens (Westeuropa, Nord-
amerika, Japan, Australien und Neuseeland) 
an der Weltproduktion (BIP) ist zwischen 
1950 und 2001 von 60 auf etwa 52 Prozent ge-

❙7  	Vgl. Kwame Nkrumah, Neo-Colonialism, the last 
stage of Imperialism, London 1965.
❙8  	Vgl. Roland Sturm, Neokolonialismus, in: Dieter 
Nohlen (Hrsg.), Lexikon Dritte Welt, Reinbek 2000, 
S. 546 f.
❙9  	Über den letzten Punkt ließe sich sicherlich 
streiten.
❙10  	Vgl. Folker Fröbel/Jürgen Heinrichs/Otto Kreye, 
Die neue internationale Arbeitsteilung, Reinbek 
1977.
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sunken, ❙11 und der Trend hat sich im vergan-
genen Jahrzehnt eher verstärkt. ❙12 Nicht nur 
Japan, sondern auch China, Indien und Brasi-
lien gehören mittlerweile zu den zehn größten 
Volkswirtschaften der Welt. Der Anteil der 
„Entwicklungs“länder an der Industriepro-
duktion ist zwischen 1953 und 2010 von 5 auf 
32,1 Prozent gestiegen. ❙13 Davon entfällt aller-
dings knapp die Hälfte auf China und der Rest 
größtenteils auf einige wenige Schwellenlän-
der, während der Anteil der übrigen Länder 
bei 3,5  Prozent liegt. Ungeachtet der erfolg-
reichen Prozesse nachholender Industrialisie-
rung in Asien besteht für die große Mehrheit 
der „Dritten Welt“ die koloniale Arbeitstei-
lung fort, und die weltwirtschaftlichen Paral-
lelen zwischen der ökonomischen Globalisie-
rung des späten 20. und 21. Jahrhunderts und 
der kolonialen Ära sind deutlich sichtbar. ❙14

Der Vorwurf des Neokolonialismus ist je-
doch selten auf dieser allgemeinen Ebene for-
muliert worden, sondern richtete sich im Be-
reich der Weltwirtschaft meist gegen die 
Akteure IWF und Weltbank. Dazu ist zu-
nächst zu sagen, dass die Stimmrechte in den 
Exekutivdirektorien beider Gremien nach der 
letzten Reform einige Länder des Globalen 
Südens (besonders China) deutlich stärker ge-
wichten als früher, ihre Berechnung nach Ka-
pitalanteilen ist jedoch noch immer alles an-
dere als demokratisch. In der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(IBRD) haben Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien zusammen immer noch mehr 
als doppelt so viele Stimmen (12,82 Prozent) 
wie die Vertreterinnen und Vertreter der etwa 
50 afrikanischen Staaten (5,46 Prozent). ❙15 

❙11  	Vgl. Angus Maddison, The West and the Rest 
in the International Economic Order, 2002, online: 
www.oecdobserver.org/news/fullstory.php/aid/​884 
(6. 9. 2012).
❙12  	Vgl. OECD, Perspectives on Global Develop-
ment: Shifting Wealth, Paris 2010.
❙13  	Vgl. UNIDO, World industry: a statistical re-
view 1985, Wien 1986; dies., Report on world manu-
facturing production, I. Quartal 2012, S.  5, online: 
www.unido.org/fileadmin/user_media/Services/Re-
search_and_Statistics/statistics/publication/Quart-
Prod/STA%20Report%20on%20Quarterly%20pro
duction_2012Q1.pdf (4. 10. 2012).
❙14  	Vgl. S. Randeria/A. Eckert (Anm.  4); Christoph 
Scherrer/Caren Kunze, Globalisierung, Göttingen 
2011. 
❙15  	Vgl. http://siteresources.worldbank.org/BODINT/​
Resources/​278027-1215524804501/IBRDEDsVoting​
Table.pdf (10. 9. 2012). Erwähnt werden sollte jedoch, 

Die Hauptkritik richtete sich gegen die 
Strukturanpassungskredite der beiden Insti-
tutionen, die mit wirtschaftspolitischen Auf-
lagen verknüpft waren: Nach Meinung der 
Fürsprecher initiierten diese sinnvolle Refor-
men und Sparmaßnahmen,  ❙16 nach Meinung 
der Kritikerinnen stürzten sie zugunsten der 
Banken Teile der Bevölkerung ins Elend. ❙17 
Zwar sind die entsprechenden Kreditlini-
en inzwischen durch partizipative Armuts-
bekämpfungsprogramme ersetzt worden 
(wie die Poverty Reduction Strategy Papers, 
PRSP). Aber da diese Programme von IWF 
und Weltbank abgesegnet werden müssen, 
bleibt die grundlegende Problematik beste-
hen. Kann hier von einer neokolonialen Ein-
flussnahme gesprochen werden?

Vergleichende Studien ❙18 kommen zu dem 
Schluss, dass Partizipation und ownership bei 
der Erstellung der PRSP zwar in vielen Fäl-
len durchaus vorhanden waren und auch in-
haltlich die Armutsbekämpfung stärker im 
Vordergrund steht als früher, der makroöko-
nomische Rahmen jedoch immer noch (wenn 
auch nur indirekt) von IWF und Weltbank 
vorgegeben wird. An zwei markanten Bei-
spielen soll der Frage des Neokolonialismus 
in der Weltwirtschaft genauer nachgegangen 
werden.

Südkorea: Nachdem das mittlerweile hoch-
industrialisierte Südkorea 1997 weitgehend 
unverschuldet von der Asienkrise getroffen 
wurde, kam der IWF mit einem „Rettungs-
paket“ von 57 Milliarden US-Dollar zu Hil-
fe: immense Kredite um die Rechnungen der 
Gläubiger zu begleichen, verbunden mit wirt-
schaftspolitischen Auflagen. Dass die Austeri-

dass Entscheidungen der erwähnten Gremien meist 
im Konsens getroffen werden und es nicht sicher ist, 
dass ihre Demokratisierung tatsächlich zu einem Po-
litikwechsel führen würde. Die Einführung von um-
welt- und menschenrechtlichen Vergabekriterien bei 
Weltbankkrediten wurde dort von Vertreterinnen 
und Vertretern des Globalen Südens bisweilen auch 
als neokoloniale Einmischung diskreditiert.
❙16  	Vgl. Joachim Betz, Strukturanpassung, Armut 
und Sozialpolitik, in: Robert Kappel (Hrsg.), Welt-
wirtschaft und Armut, Hamburg 1997.
❙17  	Vgl. Susan George, A Fate worse than Debt, Har-
mondsworth 1988.
❙18  	Vgl. Walter Eberlei/Thomas Siebold, Armutsbe-
kämpfung in Afrika, INEF-Report 64/2002; Miriam 
Walther/Christine Hentschel, Armutsstrategiepapie-
re (PRSP) – Neuanfang in der Strukturanpassungs-
politik von IWF und Weltbank?, Berlin 2002.

http://www.oecdobserver.org/news/fullstory.php/aid/884
http://www.unido.org/fileadmin/user_media/Services/Research_and_Statistics/statistics/publication/QuartProd/STA%20Report%20on%20Quarterly%20production_2012Q1.pdf
http://www.unido.org/fileadmin/user_media/Services/Research_and_Statistics/statistics/publication/QuartProd/STA%20Report%20on%20Quarterly%20production_2012Q1.pdf
http://www.unido.org/fileadmin/user_media/Services/Research_and_Statistics/statistics/publication/QuartProd/STA%20Report%20on%20Quarterly%20production_2012Q1.pdf
http://www.unido.org/fileadmin/user_media/Services/Research_and_Statistics/statistics/publication/QuartProd/STA%20Report%20on%20Quarterly%20production_2012Q1.pdf
http://siteresources.worldbank.org/BODINT/Resources/278027-1215524804501/IBRDEDsVotingTable.pdf
http://siteresources.worldbank.org/BODINT/Resources/278027-1215524804501/IBRDEDsVotingTable.pdf
http://siteresources.worldbank.org/BODINT/Resources/278027-1215524804501/IBRDEDsVotingTable.pdf
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tätsprogramme die Krise verschärften und die 
Arbeitslosigkeit in die Höhe trieben, ist kaum 
bestritten ❙19 und kann an dieser Stelle vernach-
lässigt werden. Die Auflagen des IWF ermög-
lichten es europäischen und nordamerikani-
schen Firmen (wie Ford, Daimler-Chrysler, 
Renault) erstmalig, große Anteile an erfolg-
reichen südkoreanischen Industrieunterneh-
men wie Daewoo, Hyundai und Samsung zu 
erwerben, und das zu Preisen deutlich unter 
dem Marktwert. ❙20 Um den crony capitalism, 
die „asiatische Günstlingswirtschaft“, zu be-
kämpfen, mussten die südkoreanischen Fir-
menkonglomerate „strategische Bündnisse“ 
mit ausländischen Unternehmen eingehen. 
Auch die sechs größten südkoreanischen Ban-
ken wurden verstaatlicht und dann an auslän-
dische Investoren versteigert, Konsortien mit 
koreanischer Beteiligung waren nicht zuge-
lassen. So wurden 51 Prozent der Korea First 
Bank zum Schleuderpreis von etwa 450 Mil-
lionen US-Dollar an einen kalifornischen 
Investmentfonds (Newbridge Capital Ltd.) 
verkauft – mit der Absicherung, dass der kore-
anische Staat Verluste durch noch ausstehende 
und nicht erfüllte Kreditzahlungen überneh-
men würde. Diese beliefen sich auf ungefähr 
das 35-Fache des Kaufpreises. ❙21 

Bemerkenswert ist auch, dass der IWF-
Kredit erst gewährt wurde, nachdem alle 
Präsidentschaftskandidaten der anstehenden 
südkoreanischen Wahlen versichert hatten, 
sich an die Auflagen zu halten; und dass die 
IWF-Position in den Verhandlungen eng mit 
einem Vertreter des US-amerikanischen Fi-
nanzministeriums abgesprochen wurde; aber 
auch, dass der südkoreanische Finanzminis-
ter wegen seiner IWF-unfreundlichen Hal-
tung entlassen und durch einen ehemaligen 
IWF-Mitarbeiter ersetzt wurde. ❙22

❙19  	Vgl. Joseph Stiglitz, Globalization and its Discon-
tents, New York 2003, Kapitel 5.
❙20  	Vgl. L. H. M. Ling, Cultural chauvinism and the 
liberal international order, in: Geeta Chowdhry/
Sheila Nair (eds.), Power, Postcolonialism and Inter-
national Relations, London 2004, S. 130 f.
❙21  	Vgl. Michel Chossudovsky, The Globalization of 
Poverty and the New World Order, Ontario 20032, 
S. 340 f. Selbst der ehemalige Chefökonom der Welt-
bank kam nicht umhin, festzustellen, der IWF habe 
„die Interessen und die Ideologie der westlichen Fi-
nanzwelt vertreten“. J. Stiglitz (Anm. 19), S. 130 f.
❙22  	Vgl. M. Chossudovsky (Anm. 21), S. 332–335. Die 
aktuelle Finanzkrise und die Praktiken der EU ge-
genüber der Regierung Griechenlands wären ein 
Beispiel für vergleichbare Souveränitätseinschrän-

Von den vier Merkmalen quasi-kolonialer 
Kontrolle ist hier eine Einschränkung der 
Souveränität hinsichtlich der vertraglichen 
Festlegung der Wirtschaftspolitik anzutref-
fen und zumindest auf der informellen Ebe-
ne auch hinsichtlich einer Mitsprache bei der 
Regierungsbildung, wenn Personalentschei-
dungen so deutlich vom IWF beeinflusst 
werden. 

Ghana: Das zweite Beispiel betrifft Gha-
na und ist zeitlich nach der Umwandlung 
der Strukturanpassungs- in Armutsbekämp-
fungsprogramme ab 1999 angesiedelt. Nach-
dem der Anteil der einheimischen Geflügel-
produktion am ghanaischen Markt zwischen 
1992 und 2001 durch hochsubventionierte 
Dumpingexporte vor allem aus der EU von 
95 auf 11 Prozent zurückgegangen war (was 
entsprechende Folgen für die Arbeitsmarkt-
situation vor Ort hatte), verabschiedete das 
Parlament 2003 ein Gesetz zur Erhöhung der 
Einfuhrzölle von 20 auf 40 Prozent (Act 641). 
Nach Konsultationen mit dem IWF – der 
IWF sprach von Ratschlägen, Parlaments-
mitglieder von Druck, Verbände der Bäuerin-
nen und Bauern von einem Diktat – wurde 
das Gesetz kurze Zeit später zurückgenom-
men. Der IWF hatte unter anderem argu-
mentiert, der Schutzzoll würde der Armuts-
bekämpfung schaden. ❙23 

Auch wenn die Merkmale der vertraglich 
festgelegten Souveränitätseinschränkung in 
diesem Fall abwesend sind, erscheint der Vor-
wurf neokolonialer Einflussnahme nach-
vollziehbar und die Parallele mit dem Frei-
handelsimperialismus des britischen Empire 
naheliegend. Ähnliche Mechanismen zur 
Druckausübung, um Freihandel in der Welt-
wirtschaft durchzusetzen – der in der Regel 
vor allem kapitalstarken und wettbewerbs-
fähigen Konzernen aus dem Globalen Nor-
den ermöglicht, die Märkte des Globalen 
Südens zu erobern –, finden sich in den Ver-
handlungen der Welthandelsorganisation 

kungen, das zeigt, dass sich die Machtverhältnisse 
von den starren Vorgaben der kolonialen Ära gelöst 
haben. 
❙23  	Vgl. Linus Atarah, Playing Chicken: Ghana 
vs. the IMF, 2005, online: www.corpwatch.org/
article.php?id=12394 (10. 9. 2012); Mohammad Issah, 
Right to food of tomato and poultry farmers, Heidel-
berg 2005, S. 21; Tim Jones/Peter Hardstaff, Denying 
Democracy, London 2005, S. 25.

http://www.corpwatch.org/article.php?id=12394
http://www.corpwatch.org/article.php?id=12394
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(WTO). ❙24 Die WTO ist grundsätzlich auf 
eine Liberalisierung des Welthandels ausge-
legt (mit den entsprechenden katastrophalen 
Folgen für global nicht wettbewerbsfähige 
Sektoren), lässt aber in gewissen, oftmals für 
die Industrieländer sensiblen Bereichen wie 
etwa Agrarsubventionen und Patentrechte 
weitreichende Ausnahmen zu. ❙25

Militärinterventionen und Protektorate

Noch deutlicher werden die Kontinuitäten 
zur kolonialen Ära, wenn wir uns die Militär
interventionen der vergangenen Jahrzehnte 
im Kosovo, in Afghanistan, im Irak und ihre 
politischen und wirtschaftlichen Implikati-
onen ansehen. Die UN-Übergangsverwal-
tung im Kosovo UNMIK hat (in Anordnung 
2000/47) ihr eigenes sowie das Personal der 
peacekeeping force KFOR für immun gegen-
über der Rechtsprechung kosovarischer Ge-
richte erklärt; auch führte sie (in der Proviso-
rischen Verfassung) die freie Marktwirtschaft 
ein und übertrug dem Hohen Repräsentanten 
der Vereinten Nationen die Verantwortung 
für die Geld- und Wirtschaftspolitik – ohne 
jedes Mandat der Bevölkerung. ❙26

Auch in der afghanischen Verfassung sind 
freie Marktwirtschaft und Investorenschutz 
festgeschrieben. Umfangreiche Zollredukti-
onen, Steuerbefreiungen und Optionen auf 
vollständigen Gewinntransfer ins Ausland 
garantieren günstige Bedingungen für aus-
ländische Unternehmen. ❙27 Auch hier genie-
ßen US-Soldaten Immunität vor afghani-
schen Gerichten. ❙28 

❙24  	Vgl. Fatoumata Jaware/Eileen Kwa, Behind the 
Scenes at the WTO, London 2003.
❙25  	Vgl. Graham Dunkley, The Free Trade Adven-
ture, London 1997.
❙26  	Vgl. Jürgen Wagner, Neue Kriege und neoliberaler 
Kolonialismus, in: Österreichisches Studienzentrum 
für Frieden und Konfliktlösung (Hrsg.), Söldner, 
Schurken, Seepiraten, Münster 2010, S. 189. Im Jahr 
2008 wurden die meisten UNMIK-Aufgaben von der 
EU Rule of Law Mission in Kosovo (EULEX) über-
nommen, 2012 wurde die „vollständige Unabhängig-
keit“ des Kosovo durch die westlichen Staaten aner-
kannt.
❙27  	Vgl. Matin Baraki, Afghanistan nach den Taliban, 
in: APuZ, (2004) 48, S. 24–30.
❙28  	Wie zuletzt beim am 11. März 2012 von einem US-
Soldaten verübten Massaker an 16 afghanischen Zi-
vilistinnen und Zivilisten. Online: www.heise.de/tp/
blogs/​8/​151665 (10. 9. 2012). 

Eine solche Immunität galt ebenso für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 2004 
aufgelösten Coalition Provisional Authority, 
der US-Besatzungsbehörde im Irak: Hier stan-
den die Verordnungen der Behörde über den 
irakischen Gesetzen, wurden Zölle und Han-
delsbarrieren abgebaut und ein „günstiges In-
vestitionsklima“ (hinsichtlich Steuerbefreiung 
und Gewinntransfer) geschaffen, und schließ-
lich wurde sichergestellt, dass der Großteil der 
Verordnungen auch nach der formalen Unab-
hängigkeit des Irak in Kraft bleiben. ❙29 

In allen drei Fällen ist nach der obigen De-
finition eindeutig von einer quasi-kolonia-
len Ordnung zu reden. In zahlreichen ande-
ren Ländern ist die Stationierung ausländischer 
Truppen in Militärstützpunkten auch heute 
noch übliche Praxis. Dies bezieht sich nicht nur 
auf die USA (mit 900 solcher Stützpunkte), son-
dern beispielsweise auch auf die Militärbasen 
Frankreichs in Afrika ❙30 oder die Deutschlands 
in Afghanistan, Usbekistan oder dem Kosovo.

Entwicklungszusammenarbeit

Komplizierter sind die Sachverhalte im Poli-
tikfeld Entwicklungszusammenarbeit (EZ). 
Jenseits der deutlich sichtbaren konzeptionel-
len und personellen Kontinuitäten ❙31 wäre zu 
fragen, inwiefern die nachkoloniale Ordnung 
neokoloniale Züge trug oder immer noch 
trägt. Historisch kaum bestreitbar ist die ur-
sprünglich geopolitische Aufgabe der EZ, die 
ehemaligen Kolonien vom Überlaufen ins 
kommunistische Lager abzuhalten und „Ent-
wicklung“ im Rahmen einer kapitalistischen 
Weltwirtschaft als Alternative zur Revoluti-
on zu propagieren. Typisch für die geopoliti-
sche Instrumentalisierung war die Hallstein-
Doktrin der Bundesrepublik, die EZ an die 
Nichtanerkennung der DDR knüpfte. 

❙29  	Vgl. J. Wagner (Anm. 26), S. 194 f.
❙30  	Vgl. Bernhard Schmid, Frankreich in Afrika, 
Münster 2011.
❙31  	Vgl. Aram Ziai, Imperiale Repräsentationen, in: 
iz3w, (2004) 276, S.  15–18; Uma Kothari, From co-
lonial administration to development studies, in: 
dies. (ed.), A radical history of development studies, 
London 2005, S. 47–66; Walter Schicho, Vom Atlan-
tic Charter zu den Millennium Development Goals, 
in: Birgit Englert/Ingeborg Grau/Andrea Komlosy 
(Hrsg.), Nord-Süd Beziehungen, Wien 2006, S.  99–
122; Mark Duffield/Vernon Hewitt (eds.), Empire, 
Development & Colonialism, Woodbridge 2009.

http://www.heise.de/tp/blogs/8/151665
http://www.heise.de/tp/blogs/8/151665
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Der oft im selben Atemzug genannte Vor-
wurf der außenwirtschaftspolitischen In-
strumentalisierung der EZ ist zwar kaum 
weniger plausibel, liegt jedoch bei näherer 
Betrachtung quer zu dem eben erwähnten: 
Wenn EZ vollständig den außenwirtschaft-
lichen Interessen untergeordnet ist und nur 
den Unternehmen aus dem Globalen Nor-
den zugute kommt (man denke an die vielbe-
schworenen Berechnungen, wie viel Gewinn 
die Hilfe bringt), kann sie nur suboptimal 
als Bestechung für die Eliten funktionieren 
– und noch weniger als Versprechen für die 
Mehrheit und als Unterstützung einer altru-
istischen Samariteridentität. Die drei Dimen-
sionen der EZ – geopolitische Einflussnahme, 
Außenwirtschaftsförderung und tatsächliche 
Hilfe – sind daher zu unterscheiden und ihre 
jeweiligen Anteile am konkreten Beispiel zu 
untersuchen. 

Selbst die EZ als Hilfe ist seitens Post-De-
velopment-Denkschulen als eurozentrisch, 
kulturimperialistisch und herrschaftsför-
mig kritisiert worden. ❙32 An dieser Stelle soll 
es jedoch primär um die anderen Dimensio-
nen gehen. Die geopolitische Instrumentali-
sierung hat nach Ende des Kalten Krieges er-
wartungsgemäß nachgelassen. Eine massive 
Unterstützung antikommunistischer Dikta-
turen ist nach 1989 nicht mehr als tragbar be-
ziehungsweise notwendig erachtet worden, 
und good governance wurde zu einem wich-
tigen Kriterium der EZ, wobei auch dieses 
zu Neokolonialismus-Vorwürfen führte. In 
diesem Kontext ist erwähnenswert, dass das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 2012 
beispielsweise die EZ für Ruanda wegen der 
Unterstützung von Milizen im Kongo (DRC) 
suspendierte, ❙33 jedoch den Staatsstreich ge-
gen den demokratisch gewählten Präsidenten 
Fernando Lugo in Paraguay offenbar nicht 
als Hindernis für eine gute Regierungsfüh-
rung erachtet: Bundesminister Dirk Niebel 
hat Lugos Nachfolger als erster ausländischer 
Staatsgast die Hand geschüttelt und die EZ-
Zahlungen fortgesetzt. ❙34 

❙32  	Vgl. Arturo Escobar, Encountering Development, 
Princeton 1995.
❙33  	Vgl. Zeit online vom 29. 7. 2012: www.zeit.de/po-
litik/ausland/​2012-07/entwicklungshilfe-ruanda 
(14. 9. 2012).
❙34  	Vgl. www.linksfraktion.de/reden/niebel-schuet-
telt-putschpraesident-hand (14. 9. 2012).

Die außenwirtschaftliche Instrumentali-
sierung der EZ erfolgte besonders über die 
Lieferbindung: So wurden beispielsweise 
EZ-Gelder für einen Staudamm an die Aufla-
ge gebunden, die zur Konstruktion notwen-
digen Güter und Dienstleistungen bei einer 
deutschen Firma zu kaufen. Allerdings ist der 
nicht gebundene Anteil der EZ mittlerweile 
auf knapp 85 Prozent angestiegen. ❙35 Auch die 
Problematik, dass EZ-Gelder als Kredite ver-
geben werden, die bei einer unproduktiven 
Verwendung zu einem Anwachsen des Schul-
denbergs und somit zu einer auch bisweilen 
als neokolonial bezeichneten Abhängigkeit 
führen, ist zu berücksichtigen. Seit Ausbruch 
der lateinamerikanischen Schuldenkrise 1982 
(und Propagierung der Strukturanpassung 
als ihrer Lösung) hat sich die Auslandsschuld 
der Peripherieländer verdreifacht. 

Doch auch hier sind Ambivalenzen un-
übersehbar: Einige Schwellenländer wie 
Brasilien und Argentinien haben ihre Schul-
den beim IWF in den vergangenen Jahren 
vorzeitig zurückgezahlt, die Schuldenerlas-
se für die ärmsten Ländern sind oft immer 
noch unzureichend, wurden aber seit 1999 
zunehmend substanzieller, und der weitaus 
größte Teil der EZ wird mittlerweile nicht 
mehr als Kredit (loan), sondern als Schen-
kung (grant) vergeben. ❙36 Die Entwicklungen 
in den Bereichen Lieferbindung und grants 
deuten darauf hin, dass EZ zumindest in die-
ser Hinsicht immer weniger als außenwirt-
schaftliche Strategie beziehungsweise als 
neokoloniale Ausbeutung bezeichnet wer-
den kann.

Ein letzter Punkt betrifft den Trend zur 
Budgethilfe innerhalb der EZ. Um „Pro-
jektinseln“ (geberorientierte Projekte und 
Parallelstrukturen zur staatlichen Poli-
tik) zu vermeiden, wird EZ zunehmend als 
Zahlung in den Haushalt der Empfängerre-
gierung geleistet. Im Gegenzug sind aller-
dings Vertreterinnen und Vertreter der Ge-
berländer und -organisationen über Foren 
des Politikdialogs institutionalisiert an der 
Haushaltsplanung der jeweiligen Regierung 

❙35  	Vgl. BMZ (Hrsg.), Zwölfter Bericht zur Entwick-
lungspolitik der Bundesregierung, Bonn 2005, S. 231. 
Bei dieser Berechnung sind jedoch die EZ-Gelder der 
USA nicht einbezogen.
❙36  	Vgl. Arjen De Haan, How the aid industry works, 
Sterling 2009, S. 25.

http://www.zeit.de/politik/ausland/2012-07/entwicklungshilfe-ruanda
http://www.zeit.de/politik/ausland/2012-07/entwicklungshilfe-ruanda
http://www.linksfraktion.de/reden/niebel-schuettelt-putschpraesident-hand
http://www.linksfraktion.de/reden/niebel-schuettelt-putschpraesident-hand
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beteiligt. ❙37 Dies allerdings kann als eine ver-
tragliche Souveränitätseinschränkung und 
so als ein Merkmal quasi-kolonialer Kon-
trolle angesehen werden.

Land grabbing, Biodiversität, Migration

Auch in weiteren Bereichen sind Vorwür-
fe neokolonialer Politik geäußert worden. 
Die Nichtregierungsorganisation Grain hat 
in einer Broschüre die (rechtlich legale) An-
eignung von landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen im großen Maßstab durch finanzstar-
ke ausländische Investoren als land grabbing 
bezeichnet und mit kolonialen Praktiken 
verglichen, da sie mit dem Verlust der Ver-
fügungsmacht lokaler Gemeinschaften über 
das Ackerland einhergeht. ❙38 Landtransaktio-
nen im Globalen Süden betrafen in den ver-
gangenen Jahren 20 bis 45  Millionen Hek-
tar. ❙39 Neu an diesem Trend sind zum einen 
die Protagonisten: Es sind nicht die ehema-
ligen Kolonialmächte, sondern Länder wie 
China, Saudi-Arabien, Südkorea oder Indien. 
Zum anderen geht es nicht um Kaffee oder 
Bananen, sondern um Grundnahrungsmit-
tel und die Produktion von Fleisch und Ag-
rartreibstoffen. Drittens ist die Präsenz von 
Finanzinvestoren ein neues Element. ❙40 Auch 
wenn – wie in Madagaskar – die Hälfte der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche an Investo-
ren verkauft werden soll, ist dies jedoch nicht 
mit einer formalen Souveränitätseinschrän-
kung verbunden.

Im Bereich der Biodiversität nannte Vanda-
na Shiva 2002 die „Biopiraterie“ als den Ko-
lonialismus des 21. Jahrhunderts. ❙41 Mit dem 
Begriff bezeichnete sie die Patentierung ge-
netischer Ressourcen im Globalen Süden 
durch Unternehmen des Nordens, die sich 

❙37  	Vgl. Lindsay Whitfield, Trustees of development 
from conditionality to governance, in: Journal of 
Modern African Studies, 43 (2005) 4, S.  647; David 
Craig/Doug Porter, Poverty Reduction Strategy Pa-
pers, in: World Development, 31 (2003) 1, S. 60 f.
❙38  	Vgl. Grain, Seized!, Barcelona 2008, S. 3
❙39  	Vgl. Bettina Engels/Kristina Dietz, Land Grab-
bing analysieren, in: Peripherie, (2011) 124, S.  399–
420; Klaus Deininger/Derek Byerlee, Rising Global 
Interest in Farmland, Washington, DC 2011.
❙40  	Vgl. Uwe Hoering, Land Grabbing, in: Peripherie, 
(2011) 124, S. 497–500; ders., Agrar-Kolonialismus in 
Afrika, Hamburg 2007.
❙41  	Vgl. Vandana Shiva, Biopiraterie. Kolonialismus 
des 21. Jahrhunderts, Münster 2002.

auf diese Weise oft das traditionelle Wissen 
um Heilpflanzen indigener Gemeinschaf-
ten aneignen und damit Gewinne machen. 
Das bekannteste Beispiel hierfür ist der lan-
ge Rechtsstreit um Patente auf der Grundla-
ge des Neem-Baums. ❙42 Während einige nur 
dann von Biopiraterie reden, wenn eine sol-
che Aneignung die Regeln der Biodiversi-
täts-Konvention hinsichtlich eines „gerech-
ten Vorteilsausgleichs“ für indigene Völker 
missachtet, ist für viele andere jede priva-
te Aneignung genetischer Ressourcen und 
des Wissens um ihre Verwendung per  se il-
legitim. ❙43 In der Regel finden die als kolonial 
bezeichneten Praktiken im rechtlichen Rah-
men des WTO-Übereinkommens über han-
delsbezogene Aspekte der Rechte am geisti-
gen Eigentum (sogenannte TRIPS) statt, also 
völlig legal.

Auch in der Migrationspolitik sind vor al-
lem der EU neokoloniale Praktiken vorge-
worfen worden. Hierbei ging es meist um die 
Externalisierung der Migrationspolitik, das 
heißt um die Kontrolle und Abwehr poten-
zieller Migrantinnen und Migranten in die 
EU durch nordafrikanische und osteuropäi-
sche Staaten, die im Rahmen von Abkommen 
dazu verpflichtet werden und im Gegenzug 
finanzielle und materielle Unterstützung er-
halten. ❙44 Andererseits sind auch in der deut-
schen Arbeitsmarktpolitik gegenüber Mi-
grantinnen und Migranten und dem damit 
verknüpften ethnisch segregierten Arbeits-
markt koloniale Kontinuitäten herausgear-
beitet worden. ❙45

Fazit

Drei Punkte lassen sich als Fazit festhalten. 
Erstens sind die Brüche zwischen kolonialer 
und nachkolonialer Ära unverkennbar. Sie 

❙42  	Vgl. ebd., S. 80 ff.
❙43  	Vgl. BUKO, Kampagne gegen Biopiraterie, 
Frankfurt/M. 2005, S.  10 f.; Joscha Wullweber, Das 
grüne Gold der Gene, Münster 2004, S. 88 f.
❙44  	Vgl. für das Beispiel Mali: Jill Jana Janicki/Tho-
mas Böwing, Europäische Migrationskontrolle im 
Sahel, in: Sabine Hess/Bernd Kasparek (Hrsg.), 
Grenzregime, Berlin 2010, S. 127–144. Vgl. allgemei-
ner: Franck Düvell, Die Globalisierung des Migrati-
onsregimes, Berlin 2002.
❙45  	Vgl. Kien Nghi Ha, Die kolonialen Muster deut-
scher Arbeitsmarktmigrationspolitik, in: Hito Stey-
erl/Gutiérrez Rodríguez Encarnación (Hrsg.), Spricht 
die Subalterne deutsch?, Münster 2003, S. 56–107.
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manifestieren sich allerdings oft darin, dass 
ehemalige Kolonien in der internationalen 
Arbeitsteilung oder beim Thema land grab-
bing die Position einnehmen, die ehemals den 
Kolonialmächten vorbehalten war, während 
europäische Länder wie Griechenland Souve-
ränitätseinschränkungen erfahren. Mit ande-
ren Worten: Die Asymmetrien bestehen fort, 
auch wenn Auf- oder Abstieg in der Hierar-
chie nicht mehr so eng an die Hautfarbe ge-
bunden ist, viele Länder nehmen auch heute 
noch eine ähnliche Position im Weltsystem 
ein wie in der kolonialen Ära.

Zweitens finden sich auch in der heuti-
gen Weltordnung stellenweise überraschend 
deutliche Phänomene quasi-kolonialer Kon-
trolle, vor allem in der Folge militärischer 
Interventionen, aber auch im Rahmen öko-
nomischer Strukturen und Prozesse. Diese 
Kontrolle wird jedoch meist nicht von einem 
Staat, sondern von einer internationalen Or-
ganisation, den Vereinten Nationen oder ei-
nem multilateralen Gremium ausgeübt.  ❙46

Drittens weist die Mehrzahl der als Neo-
kolonialismus bezeichneten Phänomene kei-
ne Merkmale quasi-kolonialer Kontrolle auf, 
sondern bezieht sich auf eine als kolonial 
empfundene Kontrolle der Wirtschaft durch 
ausländische Akteure. Bei näherer Betrach-
tung zeigt sich, dass die betreffenden Phä-
nomene oft nichts weiter sind als die „ganz 
normalen“ Auswüchse der aus einem globa-
lisierten Kapitalismus und Staatensystem be-
stehenden Weltordnung. Die legitime markt-
wirtschaftliche und liberaldemokratische 
Normalität der einen ist der Neokolonialis-
mus der anderen. Und meist gehören Erstere 
zum privilegierten Teil der Menschheit.

❙46  	In diesem Kontext sind Michael Hardts und An-
tonio Negris Thesen über ein dezentriertes Empire 
zwar nicht vollständig schlüssig, aber dennoch dis-
kussionswürdig. Vgl. Michael Hardt/Antonio Ne-
gri, Empire – die neue Weltordnung, Frankfurt/M. 
2002.
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Ranajit Guha, intellektueller Begründer 
der South Asian Subaltern Studies Group, 

ein Zusammenschluss indischer Historiogra-
fen und Historiogra-
finnen, die den Wi-
derstand subalterner 
Gruppen untersuchen, 
argumentierte in seiner 
einflussreichen Arbeit 
„Dominance without 
Hegemony: History 
and Power in Coloni-
al India“ aus dem Jahr 
1998, dass der koloni-
ale Staat in Südasien 
sich ursprünglich vom 
metropolitan-bürger-
lichen Staat (der am 
Aufbau des kolonialen Staates beteiligt war) 
unterschieden hat. ❙1 Im Gegensatz zum metro
politanen Staat, der durch Überzeugungskraft 
dominieren wollte und einen hegemonialen 
Charakter besaß, sei der koloniale Staat nicht 
hegemonial gewesen. Machtbeziehungen ba-
sierten im Kern auf Zwang. Während bei der 
„Hegemonie (…) auch die überzeugendsten 
Dominanzstrukturen immer und notwendi-
gerweise Raum für Widerstand bieten“, ❙2 ist 
die Bedingung für „Dominanz ohne Hegemo-
nie“, dass die Überzeugungskraft niemals das 
Zwangsmoment aufhebt. ❙3 

Dies führte in der Geschichte ironischerwei-
se dazu, dass Großbritannien, als selbsternann-
te Führungsfigur der westlichen Demokra-
tie, eine gewaltvolle koloniale Herrschaft auf 
Übersee sowohl institutionalisierte, als auch 
über die Zeit hinweg aufrechterhielt. Guha 
folgerte daraus, dass der nicht-hegemonia-
le koloniale Staat paradox ist: eine Dominanz 
ohne Hegemonie in dem Sinne, dass die Do-

mailto:dhawan@soz.uni-frankfurt.de
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minanzstruktur „nicht-hegemonial war, also 
die Überzeugungskraft durch das Zwangsmo-
ment aufgehoben wurde“. ❙4 Daher besaß, laut 
Guha, der koloniale Staat nur Subjekte und 
keine Staatsbürgerinnen und -bürger. 

Des Weiteren veranschaulichte Guhas Ana-
lyse am Beispiel Indiens, dass die nationalis-
tische Politik einen strukturellen Bruch zwi-
schen einheimischen Eliten und Subalternen ❙5 
geschaffen hat, der „die Menschen“ davon 
abhielt, in eine alternative Hegemonie ein-
bezogen zu werden. Die einheimischen Eli-
ten beanspruchten für sich die Aufgabe, „die 
Stimme der indischen Bevölkerung“ zu reprä-
sentieren, indem sie wie zuvor der englische 
Kolonialherr auf Zwang zurückgriffen. 

Einer der wichtigsten Beiträge der Subalter-
nen Studien ist demnach die Erweiterung des 
Politik-Begriffs, indem die Distanz und Ver-
wobenheit zwischen organisierter und un-
organisierter Politik erforscht wird. Diesem 
Ansatz folgend ist das Ziel der folgenden Aus-
führungen die Analyse der Dynamiken zwi-
schen postkolonialen Staaten, ihren Zivilge-
sellschaften und Subalternität. Der Fokus liegt 
hierbei auf der irreduziblen Rolle postkoloni-
aler Nationalstaaten im Prozess der Dekolo-
nisierung.

Staatsbürger und Subjekte

In seiner einflussreichen Arbeit „Citizen and 
Subject“ befasst sich Mahmood Mamdani mit 
der Struktur von Macht und der Anatomie von 

❙1  	Vgl. Ranajit Guha, Domination without Hege-
mony: History and Power in Colonial India, Cam-
bridge, MA 1998.
❙2  	Ebd., S. 23.
❙3  	Ich danke Anna Millan, Aylin Zafer und Elisabeth 
Fink für die Übersetzung aus dem englischen Origi-
nal. 
❙4  	R. Guha (Anm. 1), S. xii.
❙5  	In Anlehnung an Antonio Gramsci definiert Guha 
„subaltern“ als einen Raum, der innerhalb eines ko-
lonialisierten Territoriums von allen Mobilitätsfor-
men abgeschnitten ist. Die Arbeiten der South Asian 
Subaltern Studies Group zeigen auf, wie der Kampf 
der bürgerlich-nationalen Eliten gegen die kolonia-
le Hegemonie die Handlungsmacht der subalternen 
Gruppen marginalisierte. Angesichts des Fehlens in-
stitutioneller Bestätigung ist es den Subalternen nicht 
möglich, sich selbst zu vertreten oder ihre Interessen 
geltend zu machen. Da die Normen der Anerkennung 
zu ihren Ungunsten angelegt sind, bleiben ihre poli-
tischen Forderungen unsichtbar.

Widerstand, welche die Dekolonisierungs- und 
Demokratisierungsprozesse im postkolonialen 
Afrika prägte und nach wie vor prägt. Ange-
sichts der geografischen Ungleichheiten und 
der Schwierigkeiten, diesen riesigen Kontinent 
zu erschließen, war die koloniale Herrschaft 
in Afrika von zweigeteilter Natur, nämlich in-
direkte Herrschaft in den ländlichen Gebieten 
und direkte Herrschaft in urbanen Gegenden. ❙6 
Um den Verwaltungsprozess zu vereinfachen, 
haben Kolonialbeauftragte traditionelle lokale 
Machthaber in den Dienst genommen. Es ist in 
diesem Zusammenhang wichtig, an die gerin-
ge Zahl europäischer Kolonialbeauftragter zu 
erinnern, die in den afrikanischen Kolonial-
verwaltungen tätig waren. Die meisten imperi-
alistischen Mächte setzten auf lokale adminis-
trative Komplizen, da dies die ökonomischste 
und effektivste Art des Regierens darstellte. 
Die traditionellen lokalen Autoritäten wurden 
somit ein integraler Bestandteil der kolonialen 
Regierungsstrukturen.

Dementsprechend bestand der zweigeteilte 
koloniale Staat aus zwei Formen von Autori-
täten: „die Erste, eine zivile Macht, welche die 
Sprache des Rechts benutzte, und eine zwei-
te ‚traditionelle Macht‘, welche die Sprache 
der Tradition sprach“. ❙7 Abgesehen von „na-
tionalen“ Varianten war koloniale Herrschaft 
charakterisiert durch die Unterscheidung 
zwischen einer Regierung, die auf Staats-
bürgerschaft beruhte, in der Siedler aus den 
Kolonialstaaten und eine exklusive Gruppe 
einheimischer Eliten basale Bürgerrechte ge-
nossen, und einer Regierung über die Mehr-
heit der ländlichen Bevölkerung, die als Sub-
jekte konstituiert wurden. Urbane Afrikaner 
unterlagen direkter Herrschaft, während die 
„indirekte Herrschaft“ der einheimischen 
Machthaber durch die Europäer gesteuert 
wurde. Das führte zu einer Dichotomisie-
rung afrikanischer Gesellschaften in „Staats-
bürger“ (denen grundlegende staatsbürgerli-
che Freiheiten zustanden) und „Subjekte“ (das 
heißt primär landwirtschaftliche Haushalte in 
der Peripherie, welche der Willkür einheimi-
scher Machthaber ausgesetzt waren).

Diese Herrschaftsmuster prägten auch 
den antikolonialen Kampf, wobei auch hier 

❙6  	Vgl. Mahmood Mamdani, Citizen and Subject: 
Contemporary Africa and the Legacy of Late Colo-
nialism, Princeton 1996, S. 101.
❙7  	Ebd., S. 4.
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zwischen ländlichen und städtischen Wider-
standsformen unterschieden werden muss. 
Demnach nahm der demokratische Kampf 
gegen die einheimischen Eliten im ländli-
chen Bereich die Form eines „Bürgerkriegs 
innerhalb der tribes“ an. ❙8 Hier können wir 
den Ursprung der Trennung zwischen tradi-
tionellen und zivilen Machtstrukturen sowie 
die konfliktreichen Formen von Autorität, 
die den postkolonialen Nationen anlasten, 
verorten.

Diese Konflikte stellen eine große He-
rausforderung für die gegenwärtigen Regie-
rungen in Afrika dar. Versuche der Natio-
nenbildung werden durch Diskontinuitäten 
zwischen „traditionellen“ und „zivilen“ Räu-
men behindert. Ausgehend von der Tatsa-
che, dass im kolonialen Afrika die Mehrheit 
der ländlichen Bevölkerung durch indigene 
Oberhäupter und „traditionelles Recht“ un-
ter einem Regime indirekter Herrschaft re-
giert wurde, war die ländliche Bevölkerung 
nicht darauf vorbereitet, als Staatsbürgerin-
nen und -bürger in einem modernen, unab-
hängigen Staat zu partizipieren. 

Mamdani postulierte, dass den postkolo-
nialen Regierungen in Afrika zwei Optionen 
zur Verfügung standen: eine Bewahrung der 
Dezentralisierung durch die Hierarchie der 
Stammeshäuptlinge oder, als Alternative, der 
radikale Versuch einer Entwicklung durch 
den „zentralisierten Despotismus“. ❙9 Wäh-
rend alle postkolonialen afrikanischen Staa-
ten den Versuch unternommen haben, das 
koloniale Erbe des „dezentralisierten Des-
potismus“ ❙10 zu transformieren – das heißt 
von indirekten zu direkten Herrschaftssys-
temen zu gelangen –, erreichten sie dadurch 
die Reproduktion des kolonialen Erbes und 
neue Formen des Despotismus. Diese Ver-
suche könnten als misslungene hegemonia-
le Projekte bezeichnet werden, die den Un-
terschied zwischen Zentrum und Peripherie 
vergrößert haben. Somit sei das post-unab-
hängige Afrika darin gescheitert, sich von 
kolonialen Herrschaftspraktiken zu befrei-
en, wobei die Unabhängigkeit zur „Deras-
sialisierung, aber nicht zur Demokrati-
sierung“ ❙11 des institutionellen Rahmens 

❙8  	Ebd., S. 183.
❙9  	Ebd., S. 17.
❙10  	Ebd., S. 8.
❙11  	Ebd., S. 288.

geführt habe, die afrikanische Landbevöl-
kerung bleibe „gefangen in einer nicht-ras-
sistischen Version der Apartheid“. ❙12 Ferner 
führt Mamdani an, dass die historische Ent-
wicklung der Zivilgesellschaft im koloni-
alen Afrika mit Rassismus verbunden war. 
Laut Mamdani war die Apartheid die ge-
nerische Form von Kolonialismus, wobei 
die Idee des südafrikanischen Exzeptiona-
lismus infrage gestellt wird. Der Mangel an 
politischen Rechten der Schwarzen Mehr-
heit, das Scheitern daran, eine stabile Zivil-
gesellschaft zu entwickeln, genauso wie das 
Scheitern daran, sich für allumfassende de-
mokratische Institutionen einzusetzen, cha-
rakterisiert die koloniale Herrschaft in ganz 
Afrika. Im post-unabhängigen Afrika wird 
die Verteidigung „rassischer Privilegien“ so-
wie der Kampf um Umverteilung weiterhin 
in der Zivilgesellschaft ausgehandelt. Die 
Forderungen nach Pressefreiheit, konstitu-
tionellen Garantien und freien Wahlen ha-
ben wenig Einfluss auf die verarmte ländli-
che Bevölkerung. Erfolgreiche ökonomische 
und politische Reformen stellten nur für 
die elitäre Minderheit einen Vorteil dar und 
scheiterten kläglich daran, sich mit den Pro-
blemen und Leiden der Mehrheit der Bevöl-
kerung zu befassen. Dies veranschaulicht 
die tief greifenden Verbindungen zwischen 
Herrschaftsformen und Prozessen kapitaler 
Akkumulation.

In Abwesenheit weiterführender Stra-
tegien für politischen Wandel und soziale 
Transformation sei die Ermächtigung mar-
ginalisierter Gruppen eingeschränkt und 
nur von kurzer Dauer. ❙13 Die Zivilgesell-
schaft zu reformieren, reiche nicht aus, um 
Demokratie zu implementieren, eher sei 
eine weitreichende Dezentralisierung loka-
ler Autoritäten notwendig, um die Dualität 
der Macht zu überwinden. Daher sollten de-
mokratische Reformen gleichzeitig ländlich 
und urban, lokal und zentral sein. ❙14 Zum 
Beispiel diskutierte Mamdani, wie ländlich-
migrantische Gemeinschaften aus den urba-
nen Politiken des südafrikanischen African 
National Congress (ANC) ausgeschlossen 
wurden. Ländliche und städtische Volks-
aufstände gegen despotische einheimische 
Machthaber waren emanzipatorisch, aber 

❙12  	Ebd., S. 8.
❙13  	Vgl. ebd., S. 217 ff.
❙14  	Vgl. ebd., S. 268.



APuZ 44–45/2012 33

dadurch, dass sie ethnisch oder religiös spe-
zifiziert waren, scheiterten sie daran, breite-
re Massen zu erreichen.

Gleichzeitig kritisierte Mamdani den „Af-
ro-Pessimismus“ ❙15 derer, welche die Fähig-
keit der indigenen Post-Unabhängigkeitsre-
gime zur Dekolonisierung infrage stellten, 
und erklärte diesen normativistischen Stand-
punkt der Afrikanisten (die vor allem im Glo-
balen Norden verortet sind) als Schuldzuwei-
sung an das Opfer. Dieser Ansatz behandelt 
die Probleme Afrikas als „selbst verschuldet“ 
und blendet dabei die koloniale Last aus. An-
statt die Analyse darauf zu fokussieren, was 
Afrika fehlt (wie etwa Rechtskraft, effizien-
te Regierungen, Kapitalmärkte, Infrastruk-
turen, mehr Zivilgesellschaft, mehr Wahlen, 
mehr Unternehmertum), erläuterte Mamda-
ni, dass die Probleme mit der Demokratisie-
rung Afrikas in der Unfähigkeit der Post-
Unabhängigkeitsregime liegen, sich von der 
Last der spätkolonialen Herrschaft zu befrei-
en, vor allem von den Strukturen kolonialer 
Staatsapparate.

Mit der Unabhängigkeit mussten sich po-
litische Regime drei Herausforderungen 
stellen: erstens der Derassialisierung (die 
Dekonstruktion und Aufhebung kolonial-
rassistischer Zuschreibungen und Macht-
strukturen) der Zivilgesellschaft als Schlüssel 
zur Überwindung der kolonialen Trennung 
zwischen Staatsbürger und Subjekte; zwei-
tens der Detribalisierung (Prozess des Bedeu-
tungsverlusts traditioneller hierarchischer 
Strukturen) der einheimischen Machthaber 
in Richtung Demokratisierung sowie drittens 
dem Streben nach wirtschaftlichem Wachs-
tum und Entwicklung im Kontext der höchst 
ungleichen Beziehungen des globalen Kapita-
lismus. Junge unabhängige Regime waren am 
erfolgreichsten in der Derassialisierung der 
Zivilgesellschaft und scheiterten trotzdem 
daran, das koloniale System der zweigeteil-
ten Macht zu beseitigen. Mamdani bedauerte 
daher „das Scheitern der Demokratisierung, 
was dazu führte, dass der Prozess der Deras-
sialisierung nicht fortgesetzt werden konnte 
und Entwicklung definitiv scheiterte“.  ❙16 Vor 
diesem Hintergrund müssen die gegenwärti-
gen Politiken im post-unabhängigen Afrika 
betrachtet werden.

❙15  	Ebd., S. 285.
❙16  	Ebd., S. 288.

„Politik der Regierten“
Die derzeitigen Erfordernisse der Globalisie-
rung haben neue Herausforderungen für die 
herrschenden Eliten in postkolonialen Ge-
sellschaften geschaffen. In diesem Zusam-
menhang rückt die Frage nach der „Politik 
der Regierten“ in den Mittelpunkt. ❙17 Partha 
Chatterjee, einer der Gründungsmitglieder 
der Subaltern Studies, argumentierte, dass 
populäre und öffentliche Politik der Schau-
platz ist, auf dem sich derzeit politische Mo-
dernität herausbildet. Innerhalb der formel-
len staatlichen Strukturen, vorgegeben durch 
die Verfassung und die Gesetze, ist jede Bür-
gerin und jeder Bürger mit gleichen Rechten 
ausgestattet. Wie Chatterjee argumentier-
te, sind jedoch die meisten Bewohnerinnen 
und Bewohner postkolonialer Staaten nur 
auf prekäre Weise mit Bürgerrechten ausge-
stattet. Sie sind keine vollständigen Mitglie-
der der Zivilgesellschaft und werden von den 
Institutionen des Staates auch nicht als solche 
betrachtet. Dennoch werden sie als Bevölke-
rungsgruppen innerhalb der Territorialge-
walt des Staates von verschiedenen staatli-
chen Behörden betreut und kontrolliert.

Da nur kleine Gruppen von Eliten in post-
kolonialen Ländern die Kriterien für Staats-
bürgerschaft im Sinne des normativen Zi-
vilgesellschaftskonzepts erfüllen können, 
konzeptualisierte Chatterjee eine Domäne, 
die getrennt von und eigenständig gegen-
über der Zivilgesellschaft ist. Er schlägt den 
Begriff einer „politischen Gesellschaft“ vor, 
um die Politik derer, die im postkolonialen 
Kontext von der Teilnahme an der Zivilge-
sellschaft ausgeschlossen sind, greifbar zu 
machen. ❙18 

Diese politische Gesellschaft ist zusam-
mengesetzt aus weiten Teilen der ländlichen 
und armen städtischen Bevölkerung, die 
zwar den formellen Status von Staatsbürgern, 
aber nicht in gleichem Maße Zugang zu den 
Staatsorganen haben wie Mitglieder der bür-
gerlichen Zivilgesellschaft. Chatterjee nennt 
Beispiele aus dem informellen Wirtschafts-
sektor, wie Straßenverkäufer oder illegale 
Landbesetzer, die Straßenraum in Anspruch 

❙17  	Vgl. Partha Chatterjee, The Politics of the Gover-
ned: Reflections on Popular Politics in Most of the 
World, New York 2004, S. 38.
❙18  	Vgl. ebd.
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nehmen, meist kommunale Rechtsvorschrif-
ten missachten, kommunale Dienstleistun-
gen wie Wasser und Strom nutzen und keine 
Steuern zahlen. 

Solche Aktivitäten bringen diese Bevöl-
kerungsgruppen in ein gewisses politisches 
Verhältnis zum Staat. Denn viele dieser 
Gruppen überschreiten in ihren Bemühun-
gen, zu überleben und zu arbeiten, die strik-
ten Grenzen der Legalität, die staatlichen Be-
hörden können sie weder wie gesetzmäßige 
Bürgervereinigungen behandeln noch igno-
rieren. ❙19 Während ihr moralischer Anspruch 
aufs Überleben anerkannt werden muss, kön-
nen Ansprüche auf Sozialprogramme der Re-
gierung nicht als einklagbare Rechte gelten, 
da der Staat mit seinen begrenzten finanziel-
len Mitteln diese Sozialleistungen nicht für 
die gesamte Bevölkerung bereitstellen kann. 
Dies führt zur Verhandlung solcher Ansprü-
che auf politischer Ebene, wodurch die Für-
sorgepflichten des Staates gegenüber den 
Armen von politischen Nutzenkalkülen ab-
hängig gemacht werden.

Der Staat muss die Fiktion aufrechterhal-
ten, dass vor dem Recht alle gleich sind. Die-
ses „fiktionale“ Element muss in konkreten 
Verwaltungsprozessen berücksichtigt wer-
den. Nach Chatterjee findet eine derartige 
Verhandlung nicht aufgrund des Wohlwol-
lens des Staates statt; vielmehr zwingen diese 
Subjekte den Staat, entsprechend zu handeln. 
Beispielsweise machen marginalisierte Grup-
pen vielmals instrumentellen Gebrauch von 
ihrem Wahlrecht, um Vorteile auszuhandeln. 

Die politische Gesellschaft demonstriert 
die Handlungsfähigkeit der Bevölkerung, 
indem sie den Staat dazu zwingt, sie anzu-
erkennen. Während der Aufstieg des in-
dustriell-unternehmerischen Kapitals in 
postkolonialen Ländern durch „primitive 
Akkumulation“ ermöglicht wird, zwingt die 
politische Gesellschaft die staatlichen Be-
hörden, die Effekte der primitiven Akkumu-
lation rückgängig zu machen, indem sie So-
zialleistungen einfordert. Sozialstaats- und 
Entwicklungsfunktionen werden als not-
wendige Regierungsaufgaben in den Feldern 
der Gesundheitsversorgung, der Bildung und 
der Sicherung von Grundbedürfnissen ange-
sehen, geradeso wie die Reaktion von staat-

❙19  	Vgl. ebd., S. 40, S. 56.

lichen Behörden bestenfalls situationsgebun-
den ist und darauf zielt, Opposition gegen 
den Staat abzuwenden. Dies wird erreicht, 
indem Rivalität zwischen Sozialleistungssu-
chenden geschürt wird. Politische Aktionen 
zielen darauf, die Aufmerksamkeit von Be-
amten, Politikern und besonders von Medien 
auf spezifische Missstände zu lenken und sich 
um geeignete staatliche Hilfen zu bemühen. ❙20 

Es ist hier wichtig zu betonen, dass Chat-
terjee Politik nicht auf eine Spiegelung von 
Kapitalinteressen reduziert, sondern ein stär-
ker „politisiertes“ Verständnis von Formen 
der Staatsmacht vorschlägt. Während der 
Staat die nötigen politischen Bedingungen 
für weiteres schnelles Wachstum von Unter-
nehmenskapital schafft, ist er auch dazu ver-
pflichtet, die Auswirkungen der primitiven 
Akkumulation von Kapital durch Maßnah-
men wie Armutsbekämpfungsprogramme 
auszugleichen, um das Überleben margina-
lisierter Gemeinschaften zu sichern. Eine 
Wahldemokratie macht es für die Regierung 
untragbar, die ihrer Arbeitsmittel Beraub-
ten ohne Subsistenzmittel hinfristen zu las-
sen, da dies das Risiko mit sich bringt, dass 
sie sich zu „gefährlichen Klassen“ entwickeln 
könnten. ❙21 Folglich wird der Staat mit seinen 
Mechanismen der Wahldemokratie zu einem 
Feld politischer Verhandlung von Forderun-
gen nach Ressourcentransfers. Die Enteig-
nung durch Kapitalwachstum in postkoloni-
alen Ökonomien, kommerzieller Landraub, 
die Etablierung von Sonderwirtschaftszo-
nen und die Privatisierung von Gemeingut 
werden durch die Bereitstellung direkter Zu-
wendungen für die Enteigneten in Form ga-
rantierter Beschäftigung bei öffentlichen 
Bauarbeiten, subventionierter oder kostenlo-
ser Lebensmittel und einer Wiedereingliede-
rung von Vertriebenen ausgeglichen. So sind 
postkoloniale Demokratien gekennzeichnet 
durch Elitenherrschaft und deren Legitimie-
rung durch das Volk. ❙22

Im Rückgriff auf Michel Foucaults Vor-
stellung von pastoralen Regierungsfunktio-
nen argumentierte Chatterjee, dass das Re-
gierungssystem seine Legitimierung nicht 
durch die Partizipation von Bürgern in staat-
lichen Angelegenheiten erhält, sondern durch 

❙20  	Vgl. ebd., S. 60.
❙21  	Vgl. ebd.
❙22  	Vgl. ebd., S. 49.
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dessen Anspruch, für das Wohlergehen der 
Bevölkerung Sorge zu tragen. ❙23 Während das 
Konzept des Bürgers eine ethische Konnota-
tion von Teilhabe an der Staatssouveränität 
umfasst, liefert das Konzept der Bevölkerung 
als Zielgruppe von Regierungspolitik eine 
Reihe von rational manipulierbaren Instru-
menten. Ideen von partizipatorischer Staats-
bürgerschaft sind marginalisiert worden 
durch Regierungstechnologien zur Förde-
rung des menschlichen Wohlergehens. ❙24 Mit 
anderen Worten: Regieren wird weniger eine 
Frage von Politik und mehr von Ordnungs-
politik, eine Angelegenheit für Experten an-
statt für politische Vertreter.

Chatterjee postulierte, dass die Geschich-
te der Gouvernementalität sich im Globalen 
Süden aufgrund der kolonialen Begegnung 
anders darstellt. Im Westen vollzog sich die 
Geschichte der Staatsbürgerschaft über die In-
stitution von bürgerlichen Rechten in der Zi-
vilgesellschaft zu politischen Rechten im voll 
entwickelten Nationalstaat, in welchem erst 
später die Gouvernementalitätstechniken ent-
wickelt wurden. Da in den Kolonien jedoch 
häufig die Gouvernementalitätstechnologien 
dem Nationalstaat vorangingen, stellte sich 
diese Reihenfolge hier umgekehrt dar. ❙25 Der 
Kolonialstaat war ein ethnografischer Staat, 
in dem die Klassifizierung, Beschreibung und 
Zählung von Bevölkerungsgruppen als Objek-
te der Siedlungs-, Steuer- und Gesundheitspo-
litik und der Handhabung von Hungersnöten, 
Dürren und ähnlichen Phänomenen bereits 
eine lange Geschichte vor der Entstehung 
postkolonialer Nationalstaaten hatte.

Ideen von republikanischer Staatsbürger-
schaft, welche die nationale Befreiungspolitik 
begleiteten, wurden durch den Entwicklungs-
staat eingeholt, der Armutsbeseitigung durch 
die Implementierung geeigneter Strategien für 
Wirtschaftswachstum und Sozialreform ver-
sprach. Postkoloniale Staaten wandten gou-
vernementale Technologien an, um das Wohl-
ergehen ihrer Bevölkerung zu fördern, oft 
angespornt und unterstützt durch internatio-
nale Organisationen und Nichtregierungsor-
ganisationen. Oft wurden Klassifikationska-
tegorien der ehemaligen Kolonialherrn auch 
in der postkolonialen Periode weiterverwen-

❙23  	Vgl. ebd., S. 34, S. 47.
❙24  	Vgl. ebd., S. 35.
❙25  	Vgl. ebd., S. 36.

det. Dadurch prägten sie auch administrative, 
rechtliche, wirtschaftliche und elektorale Stra-
tegien. Die Art und Weise, wie der postkolo-
niale Staat Angelegenheiten hinsichtlich der 
politischen Gesellschaft regelt, sei laut Chat-
terjee widersprüchlich und unentschlossen: 
Einerseits zeichnete er sich aus durch Zöger-
lichkeit und Schwäche in der Durchsetzung 
existierender kodifizierter Normen sowie in 
der Vollstreckung rechtlicher und exekutiver 
Beschlüsse, andererseits konnte er auch au-
ßergewöhnlich brutal sein. ❙26

In ähnlicher Weise diagnostizierte Dipesh 
Chakrabarty eine Trennung zwischen der Pä-
dagogik und der Performanz der postkoloni-
alen Nation, um die Ambivalenz des Willens 
des postkolonialen Staates zur Nachahmung 
des westlichen Modells und der westlichen 
Modernität zu bezeichnen. ❙27 Chakrabarty 
nannte als Beispiel die nach der Erlangung 
der Unabhängigkeit getroffene Entscheidung, 
die indische Demokratie auf dem allgemeinen 
Wahlrecht zu begründen. ❙28 Dies geschah in 
direkter Missachtung von John Stuart Mills 
Forderungen, der in „Considerations on Re-
presentative Government“ (1861) argumen-
tiert hatte, dass allgemeine Bildung dem allge-
meinen Wahlrecht vorangehen müsse. ❙29 

Denn der weitverbreitete Analphabetismus 
im postkolonialen Indien galt als Hindernis 
für die Umsetzung des allgemeinen Wahl-
rechts; dennoch wurde letztlich entschieden, 
dass Inder – ob lese- und schreibkundig oder 
nicht – für Selbstregierung geeignet waren. 
Diese Verteidigung von Volkssouveränität 
wird konterkariert durch die Entwicklungs-
praktiken von Regierungsinstitutionen, de-
ren Funktion es ist, die Subalternen zu mo-
dernen Bürgern zu erziehen und auszubilden. 
Während folglich die Nation auf dem histo-
rizistischen Narrativ der Entwicklung ba-
siert  – beispielsweise die Entwicklung von 
bäuerlichen Subjekten zu modernen Bürgern 

❙26  	Vgl. Swagato Sarkar, Civil Society and Exclusion: 
Partha Chatterjee on „The Politics of the Governed“, 
in: Indian Journal of Human Development, 2 (2008) 2, 
S. 449–458.
❙27  	Vgl. hierzu auch den Beitrag von Ursula Lehm-
kuhl in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
❙28  	Vgl. Dipesh Chakrabarty, Provincializing Euro-
pe. Postcolonial Thought and Historical Difference, 
Princeton 1992, S. 10.
❙29  	Vgl. John Stuart Mill, Considerations on Repre-
sentative Government, New York 2008.
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durch Institutionen wie formelle Bildung  –, 
wird dieses Narrativ „zeitweilig suspen-
diert“, also jedes Mal dann, wenn ein anal-
phabetischer Bauer wählt. ❙30 

Die Nation produziert eine politische 
Darbietung elektoraler Demokratie, wel-
che verschiedene Machtregister offenbart. 
Am Wahltag wird jeder indische Erwachse-
ne so behandelt, „als ob“ er schon ein Bür-
ger wäre, der – ungeachtet formeller Quali-
fikationen – Entscheidungen treffen kann. 
Dies signalisiert eine Ambivalenz gegenüber 
dem subalternen Bauern, der zum Bürger er-
zogen werden soll, aber trotzdem das Recht 
zur vollen Partizipation im politischen Leben 
der Nation hat und so eine Unterbrechung im 
Narrativ der politischen Modernität in post-
kolonialen Gesellschaften einleitet.

Der Erfolg von strategischen Manövern 
der politischen Gesellschaft hängt davon ab, 
den angemessenen Druck an der richtigen 
Stelle der Regierungsmaschinerie anzuwen-
den. ❙31 Ihre politischen Forderungen zeich-
nen sich durch eine leidenschaftliche Rheto-
rik des Protestes gegen Enteignung und für 
die Sicherstellung von Unterstützung aus. 
Indem sie affektive Energien mobilisiert, 
bedient sich die politische Gesellschaft ge-
fühlsgeladener Mittel, um „Solidarität“ her-
vorzubringen. Chatterjee argumentierte, 
dass Menschen neue Wege finden, die ihnen 
ermöglichen, zu entscheiden, wie sie regiert 
werden sollen und die Regierenden gleichsam 
dazu zwingt, zu lernen, wie sie lieber regiert 
werden würden.  ❙32 

Auf diese Weise richtet die politische Ge-
sellschaft unsere Aufmerksamkeit auf ver-
schiedene, sich in der Entwicklung befind-
liche Strategien, mittels derer Menschen die 
Freiräume in einer Demokratie nutzen, um 
vielfältige Forderungen zu äußern; Frei-
räume, welche die herrschenden Klassen zu 
öffnen gezwungen sind, um ihre Machtpo-
sitionen zu legitimieren. Die politische Ge-
sellschaft ist daher eine innovative und viel-
versprechende politische Entwicklung, die 
sich auszeichnet durch ihr wachsendes Ver-
mögen, mittels desselben Rechts zu sprechen, 
welches dazu benutzt wird, sie zu enteignen.

❙30  	Vgl. D. Chakrabarty (Anm. 28), S. 10.
❙31  	Vgl. P. Chatterjee (Anm. 17), S. 66.
❙32  	Vgl. ebd., S. 77 f.

Gleichzeitig ist die Handlungsfähigkeit 
der politischen Gesellschaft eingeschränkt. 
Erstens sind Verhandlungen und Durchset-
zungsmöglichkeiten von Rechten innerhalb 
der politischen Gesellschaft kontingent so-
wie ortsspezifisch. Zweitens ist der Einfluss 
der politischen Gesellschaft mit der inhärent 
mehrheitlichen Ausrichtung der elektoralen 
Demokratie verbunden. Wegen dieser Aus-
richtung werden gewisse Minderheiten sogar 
aus der politischen Gesellschaft ausgeschlos-
sen, wodurch noch marginalisiertere Grup-
pen produziert werden, wie etwa in Indien 
Angehörige aus niedrig gestellten Kasten oder 
tribes. Die politische Gesellschaft und die 
elektorale Demokratie haben diesen Gruppen 
nicht die Möglichkeit gegeben, effektive For-
derungen an den Staat zu stellen, was zu ih-
rer vollkommenen Marginalisierung führt, da 
sie noch nicht einmal über die strategischen 
Druckmittel elektoraler Mobilisierung ver-
fügen. In diesem Sinne repräsentieren diese 
marginalisierten Gruppen ein Außen jenseits 
der Grenzen der politischen Gesellschaft.

Postkolonialer Staat als Pharmakon

Oft reduziert auf repressive Apparate – sowohl 
in liberalen als auch linken Diskursen – wird 
von einer Marginalisierung des Nationalstaa-
tes ausgegangen. Die „neue Weltordnung“ der 
marktwirtschaftlichen Globalisierung hat zu 
einer systematischen Demontage der Verant-
wortlichkeit des Nationalstaates geführt, der 
lediglich eine geschäftsführende Rolle ein-
nimmt. Internationale Unternehmen setzen 
postkoloniale Staaten unter Druck, günsti-
ge Bedingungen für die freie Bewegung des 
Kapitals zu schaffen. Beugen sich die Staaten 
diesem Druck nicht, folgen Handelsembargos 
und internationale Isolation. ❙33 

Folglich wird die Welt entsprechend der 
Nachfrage nach berechenbaren, marktfreund-
lichen Bedingungen geformt, um Unternehmen 
und Investoren freies Spiel zu lassen. Dies hat 
die Dominanz multinationaler Unternehmen 
gestärkt, zur Aushöhlung von Nationalstaaten 
beigetragen und dazu geführt, dass Unterneh-
mensmanager mitunter über mehr Macht ver-

❙33  	Vgl. Leslie Sklair, Discourses of Globalization: A 
Transnational Capitalist Class Analysis, in: Revathi 
Krishnaswamy/John Hawley (eds.), The Postcolonial 
and the Global, Minneapolis 2008
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fügen können als demokratisch gewählte Ab-
geordnete in nationalen Parlamenten.

Auf der anderen Seite arbeiten Politikerin-
nen und Politiker – mit der Rechtfertigung, 
nationale Interessen zu verfolgen – stets an 
einer Neumodellierung des Staates, um Aus-
landsinvestitionen anzuziehen. ❙34 Der post-
koloniale Staat ist dabei sowohl ein Akteur 
als auch ein Objekt neoliberaler Globalisie-
rung. Häufig ist er schwerer Kritik ausge-
setzt, weil er größere Bevölkerungsgruppen 
von den staatseigenen Schutzmaßnahmen 
ausschließt sowie deren Rechtsansprüche 
verwehrt. Weiterhin wird der postkoloniale 
Staat für seine Folgebereitschaft gegenüber 
Vertretern transnationalen Kapitals als auch 
gegenüber internationalen Finanz- und Han-
delsorganisationen verurteilt. Enteignungen 
durch postkoloniale Staaten führten zu gro-
ßen Verlusten bei den Armen sowie zur Zer-
störung ihrer Lebensbedingungen. 

Mit dem Legitimitätsverlust des National-
staats wird die transnationale Zivilgesellschaft 
als hoffnungsvollster Akteur sozialer Trans-
formation gesehen. Man geht davon aus, dass 
es unmöglich ist, ein System zu transformie-
ren, das global durch Regulation und Admi-
nistration des Nationalstaates operiert – wo-
bei Ungleichheiten auf globaler Ebene nicht 
von der Ebene des Nationalstaates gelöst wer-
den können. Die internationale Zivilgesell-
schaft entwickelt sich in zunehmendem Maße 
zu einem dominanten Akteur in Fragen glo-
baler Gerechtigkeit, die sich als eine Form des 
kollektiven Handels parasitär zum Scheitern 
von Staaten verhält. In unserem Alltagsver-
ständnis nehmen wir an, dass eine ermäch-
tigte Zivilgesellschaft unwillkürlich zu einer 
Stärkung von Demokratie beitragen wird. 

Gayatri Chakravorty Spivak hinterfragt diese 
Gleichung, indem sie darlegt, dass die Zivilge-
sellschaft als eine Erweiterung der hegemoni-
alen Ordnung zu verstehen ist. Sie problema-
tisiert hierbei die Rolle von elitären Akteuren 
der Zivilgesellschaft, die – ohne von den Men-
schen, die sie zu vertreten angeben, direkt ge-
wählt worden zu sein – beachtliche politische 
Macht sowie einen Zugang zur transnationalen 
Öffentlichkeit erlangt haben. Die Subalterne 
hingegen – darauf sei an dieser Stelle hingewie-
sen – hat keinerlei Anteil an den organisier-

❙34  	Vgl. ebd., S. 219.

ten Kämpfen der neuen sozialen Bewegungen. 
Mithilfe der nationalen und internationalen 
Zivilgesellschaft als der Avantgarde von glo-
bal governance sei die redistributive Macht des 
Staates gänzlich untergraben worden. ❙35 

In Kontexten der „Dritten Welt“ mit ih-
ren fragilen Demokratien wird der Staat zum 
Pharmakon, das laut Jacques Derrida, Gift 
und Arznei zugleich ist. Spivak bemerkt hier-
zu: „Es verwandelt sich in Gift, was Medizin 
hätte sein können.“ ❙36 Dies ist kein Plädoyer 
für einen Etatismus, sondern vielmehr für 
eine Wachsamkeit in Bezug auf die Verdrän-
gung des Staates durch nichtstaatliche Ak-
teure als treibende Kräfte der Gerechtigkeit. 

Aristoteles nahm an, dass nicht alle Per-
sonen bereit seien, Teil einer regierenden 
Klasse zu werden, weil nicht jeder das not-
wendige praktische Wissen oder die ethische 
Tugend dafür besitze. Tatsächliche Regie-
rungspraktiken in den meisten postkolonia-
len Gesellschaften basieren immer noch auf 
der Annahme, dass nicht jeder und jede re-
gieren könne. Die Fragestellung, die Spivak 
eröffnet, lautet: Wie kann die Subalterne in 
die Hegemonie eintreten, sodass sie befähigt 
ist, zu regieren und nicht nur als angelernte 
Arbeiterin beschäftigt zu werden (was meist 
das Ziel von Entwicklungspolitiken ist)? Wie 
kann die Subalterne von einem „Objekt der 
Barmherzigkeit“ in eine „demokratische Ak-
teurin“ verwandelt werden? 

Rolle der Staatlichkeit

Es ist eine Herausforderung, demokratische 
Theorie und Öffentlichkeit mit Blick auf die 
Frage der Subalternität zu rekonstruieren. In 
großen Teilen der postkolonialen Welt wird 
„Klassenapartheid“ ❙37 (im Sinne starker sozi-
aler Segregation) durch das seit der formalen 
Dekolonisierung vorhandene Bildungssys-
tem verursacht. Dem größten Teil der zu-
künftigen globalen Wählerschaft, den Kin-
dern der armen ländlichen Bevölkerung im 
Globalen Süden, wird jeglicher Zugang zu in-

❙35  	Vgl. Gayatri Chakravorty Spivak, A Critique of 
Postcolonial Reason: Toward a History of the Va-
nishing Present, Cambridge, MA 1999, S. 357; dies., 
They the People. Problems of Alter-Globalization, 
in: Radical Philosophy, (2009) 157, S. 31–36.
❙36  	Dies., Other Asias, Malden 2008, S. 71.
❙37  	Ebd., S. 32.
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tellektueller Arbeit verwehrt. Um diesen Pro-
zess aufzuheben, müssen Subalterne durch 
eine Aktivierung demokratischer Gewohn-
heiten in die Hegemonie eingeführt werden. 

Abgesehen von seiner Relevanz für die Me-
chanismen der Verteilungsgerechtigkeit und 
seiner Fähigkeit, die Interessen der Staatsbür-
ger zu adressieren, ist es notwendig, grund-
sätzliche Formen zu untersuchen, um den Staat 
zu restrukturieren. Hier wird die Notwendig-
keit einer Reflektion und Neugestaltung des 
Verhältnisses zwischen dem Staat, der Zivil-
gesellschaft und denen, in deren Namen sie 
handeln, unterstrichen. Statt eines begrenzten 
Verständnisses vom Staat als repressiven Ap-
parat, welches eine Für- oder Gegen-Position 
gegenüber dem Nationalstaat verlangt, muss 
eine andere Vorstellung vom Staat erfolgen, die 
fähig ist, die Interessen der ausgeschlossenen 
subalternen Völker zu artikulieren. ❙38 

Trotz des Legitimitätsverlustes des Staates 
müssen hegemoniale Kämpfe immer noch in-
nerhalb des Territoriums der Nation gewon-
nen werden, da kein anderer Akteur zwischen 
subalternen Gruppen und transnationalen 
Machtstrukturen vermitteln kann. Die An-
griffe auf den Staat sind überwiegend durch 
die Diktate der neoliberalen politischen Öko-
nomie geleitet, welche einen Gegensatz zwi-
schen den Problemen staatlicher Planung und 
den Prinzipien des freien Marktes aufstellt. 
Was dabei gerne übersehen wird, ist, dass auch 
der Neoliberalismus den Staat voraussetzt. ❙39

Schließlich muss, anstelle für oder gegen 
den Staat zu diskutieren, der Fokus auf der 
Frage liegen, wie die Interessen und Anliegen 
entrechteter Gruppen in hegemonialen Kämp-
fen artikuliert werden können. ❙40 Gleichzei-
tig muss die riesige Domäne, die außerhalb 
der vorgesehenen Sphären moderner Politik 
existiert, zurückerobert werden. Die Bemü-
hungen sollten in der Befähigung subalterner 
Gruppen bestehen, Forderungen an den Staat 
zu stellen – innerhalb der formellen Gramma-
tik von Rechten und Staatsbürgerschaft, um 
eine „Demokratie von unten“ zu ermöglichen.

❙38  	Vgl. Meyda Yeğenoğlu, Cosmopolitanism and 
Nationalism in a Globalized World, in: Ethnic and 
Racial Studies, 28 (2005) 1, S. 106.
❙39  	Vgl. ebd., S. 114.
❙40  	Vgl. ebd., S. 106.
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Unabhängigkeit war nicht unbedingt die 
zentrale Forderung aller antikolonia-

len Gruppen und Bewegungen – eine Tatsa-
che, die ein wenig ver-
schleiert wurde durch 
die Art und Weise, wie 
der Prozess der Unab-
hängigkeitswerdung 
von den politischen 
Eliten im postkoloni-
alen Afrika inszeniert 
wurde. Einige von de-
nen, die später als „Väter der Unabhängig-
keit“ bezeichnet wurden, haben sich sogar 
öffentlich gegen diese Option ausgesprochen 
wie der Senegalese Léopold Sédar Senghor; 
er erklärte im August 1958, dass die Unab-
hängigkeit eine „Katastrophe“ wäre, wie der 
Historiker Ibrahima Thioub erinnert. Nur 
zwei Jahre später, 1960, erlangten 17 afrika-
nische Länder – darunter der Senegal – den 
Status eines unabhängigen Landes. Die Be-
wegungen, welche die Kolonialordnung in-
frage stellten, verfolgten sehr unterschiedli-
che Forderungen und Strategien. Waren sie 
„antikolonial“, „nationalistisch“, „separatis-
tisch“? Die Antwort hängt sehr vom jeweili-
gen Land und vom Zeitraum ab, der betrach-
tet wird. Im Folgenden wird anhand von Bei-
spielen gezeigt, was die Aktivisten beein-
flusste und welches ihre Hauptforderungen 
und Strategien waren.

Zunächst lassen sich einige charakteristi-
sche Merkmale anführen, die allen Bewegun-
gen gemein waren: Eine maßgebliche Rolle 
spielte der Zugang zur Bildung; viele der Ak-
tivisten waren Lehrer, Ärzte oder Anwälte. 
Auch der Kontakt mit anderen Gesellschaften 
und ihren Lebenswelten beeinflusste sie: Viele 
hatten Europa während des Zweiten Weltkrie-

Übersetzt aus dem Französischen von Nicole Maschler.

mailto:sebastien.martineau@dw.de


APuZ 44–45/2012 39

ges als Soldaten erlebt und „nebenbei heraus-
gefunden“, dass auch Weiße untergeordnete 
Tätigkeiten verrichten konnten. Einige hatten 
US-amerikanische oder europäische Univer-
sitäten besucht und Kontakte zu den Gewerk-
schaften in diesen Ländern geknüpft. Ein wei-
terer wichtiger Einflussfaktor war die Idee 
des Sozialismus – häufig neu interpretiert, um 
die Realitäten des Kontinents, insbesondere 
die unterschiedlichen Gesellschaftsmodelle, 
besser abzubilden. Der Panafrikanismus und 
die Idee einer afrikanischen Besonderheit, die 
sich in einer Art politischer Einheit konkre-
tisieren konnte, hat zahlreiche „nationalisti-
sche“ Führer geprägt. Auch Mahatma Gan-
dhis Weg der gewaltfreien Aktion in Indien 
war ein wichtiger Impuls. Dennoch haben ei-
nige Bewegungen, die sich auf ihn beriefen, 
am Ende den bewaffneten Kampf gewählt, um 
ihre Ziele zu erreichen. 

Die Frage der Gewaltanwendung hat auch 
die folgende Auswahl der Beispiele ein 
Stück weit vorgegeben: Hier haben wir den 
Fall Ghanas, wo die wichtigste nationalis-
tische Bewegung mit friedlichen Mitteln 
an die Macht gelangte, oder Kameruns, wo 
der bewaffnete Kampf auf die Liquidierung 
der wichtigsten separatistischen Führer hi
nauslief, und schließlich Algeriens, wo sich 
die Nationalisten nach langem Krieg gegen 
die Kolonialmacht durchsetzten.

Algerien: Ende einer Illusion

Algerien wurde in Frankreich als Bestand-
teil des französischen Mutterlandes betrach-
tet. Es war die einzige wirkliche französische 
Siedlungskolonie in Afrika. 1960 lebten rund 
eine Million Europäerinnen und Europä-
er, darunter besonders viele aus Spanien und 
Italien, in Algerien – das waren etwas mehr 
als zehn Prozent der Bevölkerung. Dass es 
Frankreich gelang, das Land auch nach dem 
Ersten Weltkrieg unter Kontrolle zu halten, 
ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass 
Teile der algerischen Elite an die Idee der 
„Assimilierung“ glaubten, das Versprechen, 
auf Dauer zu gleichberechtigten Bürgerinnen 
und Bürgern Frankreichs zu werden – ein 
Phänomen, das man in zahlreichen früheren 
Kolonien Frankreichs findet.

Doch wurde dieses Versprechen nie einge-
löst, und das „algerische Bürgertum“ begann, 

sich Gehör zu verschaffen. Der Historiker 
Bernard Droz, Autor des Buches „Geschich-
te der Dekolonisation im 20.  Jahrhundert“, 
schrieb, dass sich unter „diesem Einfluss eine 
erste Opposition abzeichnete, die Bewegung 
der ‚Jeunes Algériens‘, die um 1910 erstmals 
in Erscheinung trat“. ❙1 Die Forderungen be-
schränkten sich jedoch auf das Wahlrecht für 
eine Minderheit der Bevölkerung und eine 
ebenso begrenzte politische Vertretung. 

Die erste Organisation, die offen die Un-
abhängigkeit des Landes forderte, war Étoile 
nord-africaine (Nordafrikanischer Stern). 
1926 in Frankreich gegründet, strebte er die 
Vereinigung der aus dem Maghreb stam-
menden Arbeiterinnen und Arbeiter an, wel-
che die Kolonialordnung bekämpfen woll-
ten. Entstanden unter dem Einfluss der Parti 
communiste française (PCF) (Kommunis-
tische Partei Frankreichs) löste er sich nach 
und nach von dieser und ging von einem ma-
ghrebinischen zu einem algerischen Natio-
nalismus über. Eine seiner wichtigsten For-
derungen war die Einrichtung von Schulen, 
in denen in arabischer Sprache gelehrt wer-
den sollte. Zudem forderte er das Wahlrecht 
für alle und die Abschaffung des Code de 
l’indigénat (der einen rechtlichen Status be-
gründete, durch den die Einheimischen Al-
geriens diskriminiert wurden, und der 1946 
außer Kraft gesetzt wurde), zudem räumte er 
der Religion des Islams einen wichtigen Platz 
ein. Aus den Reihen des wiederholt verbo-
tenen Étoile kam schließlich auch derjenige, 
der zum Begründer des algerischen Nationa-
lismus werden sollte: Messali Hadj. 

Weit weniger radikal in seinen Forderun-
gen war Ferhat Abbas, der eher die Elite des 
Landes vertrat, die eine Assimilierung be-
fürwortete. Abbas, Apotheker und Journa-
list, ging in den 1930er Jahren in die Politik. 
Auch er lehnte den Code de l’indigénat ab. 
Während des Zweiten Weltkriegs unternahm 
er zunächst einen Vorstoß bei den Behörden 
des Vichy-Regimes (1940–1944), dann bei 
den Exilstreitkräften der Widerstandsbewe-
gung für ein freies Frankreich, um Zusagen 
hinsichtlich erweiterter Rechte für die mus-
limische Bevölkerung in Algerien zu erwir-
ken – ohne Erfolg. 

❙1  	Bernard Droz, Geschichte der Dekolonisation im 
20. Jahrhundert, Paris 2009, S. 199.
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Diese Fehlschläge veranlassten ihn, im Fe-
bruar 1943 das Manifeste du peuple algéri-
en (Manifest des algerischen Volkes) zu ver-
öffentlichen, in dem er die gleichberechtigte 
Teilhabe aller Einwohnerinnen und Ein-
wohner Algeriens in politischen Angelegen-
heiten und eine eigene Verfassung forderte. 
Von einem Bruch mit Frankreich war noch 
immer keine Rede; es ging vielmehr um eine 
Art Föderalismus. Abbas sprach in dem Ma-
nifest auch die Frage der Landreform an (die 
Algerier hatten massive Enteignungen zu-
gunsten der französischen Siedler hinneh-
men müssen), und er forderte eine Aner-
kennung von Arabisch als gleichberechtigte 
Sprache neben dem Französischen. Auch 
die Rolle der Oulémas (islamische Rechts-
gelehrte), die sich ebenfalls zu Beginn der 
1930er Jahre organisierten, sollte nicht ver-
nachlässigt werden. Sie haben zum Erwa-
chen des algerischen Nationalismus beige-
tragen und propagierten die Rückkehr zur 
Reinheit des islamischen Glaubens, den sie 
der ausländischen Kolonialpolitik gegen-
überstellten.

Keine der genannten Bewegungen, welche 
die Kolonialherrschaft verurteilten, stellte 
die Präsenz der Europäer in Algerien grund-
sätzlich infrage. Wie kam es dennoch zum 
bewaffneten Kampf und zum Fortzug der 
meisten Europäer, die doch zum Teil seit 
Generationen in Algerien gelebt hatten? Im 
Mai 1945, unmittelbar nach der Kapitulati-
on Deutschlands, gerieten in Setif und Guel-
ma, im Nordosten Algeriens, Feiern, die an-
lässlich dieses Ereignisses stattfanden, außer 
Kontrolle. Schüsse fielen, nachdem nationa-
listische Aktivisten eine algerische Flagge 
hochgehalten hatten. In der Region brachen 
Unruhen aus; etwa 100  Europäer wurden 
getötet. Im Zuge der folgenden Repression 
seitens der Kolonialverwaltung kamen meh-
rere Tausend Menschen ums Leben. Diese 
gewaltsamen Übergriffe stellten einen Wen-
depunkt in der Kolonialgeschichte Alge-
riens dar – und für einige Historiker auch 
in der Geschichte des französischen Kolo-
nialismus. Die folgenden Jahre verliefen re-
lativ ruhig, aber der politische Aktivismus 
schwächte sich nicht ab, im Gegenteil: Ei-
nige Gruppen trafen bereits Vorbereitungen 
für den bewaffneten Kampf. Laut Bernard 
Droz „verschaffte die Repression Algerien 
die trügerische Atempause eines friedlichen 
Jahrzehnts“. 

Ferhat Abbas setzte seine Bemühungen auf 
dem Gesetzesweg fort. Er gehörte der zwei-
ten Verfassungsgebenden Versammlung in 
Frankreich an, deren Arbeit 1946 in der Ver-
fassung der Vierten Französischen Republik 
mündete. Aber die weitreichendsten Anträge 
der einheimischen Repräsentanten – so plä-
dierte Abbas an der Seite von Léopold Sédar 
Senghor für mehr Föderalismus – wurden in 
die endgültige Fassung nicht aufgenommen, 
und 1948 wurden die ersten Wahlen zur alge-
rischen Nationalversammlung von den fran-
zösischen Behörden manipuliert. 

Die Popularität von Ferhat Abbas litt un-
ter der politischen Blockade Frankreichs, und 
viele wandten sich Messali Hadj und seinem 
„integralen Nationalismus“ zu. „Seine Partei, 
das Mouvement pour le triomphe des libertés 
démocratique (MTLD) (die Bewegung für den 
Sieg der demokratischen Freiheiten, S. M.), 
zählte nur einige Tausend Anhänger, erfreu-
te sich aber einer nicht unbeträchtlichen Po-
pularität unter Jugendlichen und algerischen 
Pfadfindern, ja sogar in den Gewerkschaf-
ten.“ ❙2 Die „Messalisten“ zogen zunehmend 
den Mittelstand und die Intellektuellen an. 
Doch der MTLD war gespalten, und es war 
schließlich auch eine Abspaltung des Mou-
vement, aus welcher der Front de libération 
national (FLN) (Nationale Befreiungsfront) 
hervorging. Am 1. November 1954 brach der 
Aufstand aus. Der FLN zog nach und nach 
andere Bewegungen an und versammelte die 
Führung des MTLD, die Oulémas, die Grup-
pe um Ferhat Abbas sowie die algerische 
Kommunistische Partei um sich. „Einzig die 
Messalisten verharrten in einer entschlosse-
nen Opposition, hatte doch Zaïm (so der Bei-
name von Messali Hadj, S. M.) die Bildung des 
FLN als persönlichen Affront empfunden.“ ❙3

Acht Jahre später, im März 1962, war es 
dann auch der FLN, mit dem Frankreich die 
Verträge von Evian unterzeichnete, die den 
Weg in die Unabhängigkeit Algeriens berei-
teten. Die Stellung der Europäer wurde an 
und für sich durch diese Verträge abgesichert. 
Aber in den folgenden Monaten veranlassten 
die veränderten Kräfteverhältnisse innerhalb 
der nationalistischen Bewegung sowie die 
blutigen Attentate der Organisation armée se-
crète (OAS) (Organisation der geheimen Ar-

❙2  	Vgl. ebd., S. 203.
❙3  	Vgl. ebd., S. 207.
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mee) – einer undurchsichtigen Gruppe von 
Militärs, deren Ziel es war, Algerien als inte-
gralen Bestandteil Frankreichs zu erhalten  – 
die Mehrzahl der Europäer zum Weggang. 
In dem nun zwischen den Nationalisten aus-
brechenden Machtkampf konnte sich schließ-
lich Ahmed Ben Bella (ein Veteran der MTLD 
von Messali Hadj, der beinahe die gesamten 
Kriegsjahre im Gefängnis verbracht hatte) 
mit seiner Groupe de Tlemcen gegen die pro-
visorische Regierung durchsetzen, die 1958 
gebildet worden war und sehr auf die inter-
nationale Anerkennung der algerischen Nati-
onalbewegung hingewirkt hatte. 

Im Juni 1962 wurde in Tripolis ein Programm 
formuliert. Auf politischer Ebene konnte sich 
die Option einer Einheitspartei durchsetzen. 
Auf wirtschaftlicher Ebene stellte das Pro-
gramm laut Ferhat Abbas eine „schlecht ver-
daute Version des Marxismus“ dar, so zitiert 
von der Historikerin Malika Rahal. ❙4 Es sah die 
Umverteilung von Land vor, eine symbolische 
Rolle für die Landbevölkerung und große An-
strengungen zur Industrialisierung. Ben Bel-
la bestand darauf, dass das Programm Bezug 
auf den Islam – sein „Schlachtpferd“ – nahm. 
Es folgten zudem Verstaatlichungen, nicht zu-
letzt der Mineralölwirtschaft. Das unabhän-
gige Algerien gründete sich auf diesen ideo-
logischen Fundamenten, ohne jemals seine 
wirtschaftlichen Verbindungen zum Westen, 
insbesondere zu Frankreich und den USA, zu 
lösen – ein Prozess, der durch das weitgehende 
Fehlen einer Elite erschwert wurde, die wäh-
rend des Krieges dezimiert worden war, viel-
fach durch die französische Armee, aber auch 
durch den FLN. Letzterer ist noch heute an 
der Macht – in einem Land, in dem die Armee 
eine zentrale Rolle spielt.

Kamerun: Ein vergessener Krieg

Togo und Kamerun nahmen einen besonderen 
Platz unter den französischen Gebieten ein. 
Die beiden Länder, frühere deutsche Koloni-
en, waren zu einem Teil Frankreich und zum 
anderen Teil Großbritannien überantwortet 
worden, zunächst in Form eines „Mandats“ 
des Völkerbundes, dann als Treuhandgebiet 

❙4  	In der Radiosendung „La Marche de l’histoire“, 
France Inter, 19. 3. 2012, online: www.franceinter.fr/
emission-la-marche-de-l-histoire-la-prise-du-pou-
voir-par-le-fln-en-1962 (1. 10. 2012).

der Vereinten Nationen – ein System, das aus-
drücklich darauf zielte, die Entwicklung die-
ser Gebiete in Richtung Selbstverwaltung 
oder Unabhängigkeit zu fördern. „Das Do-
kument des Völkerbundes anempfahl beson-
ders die territoriale Integrität Kameruns, die 
Freilassung und Gleichstellung der Sklaven, 
das Verbot der Zwangsarbeit, ❙5 den Respekt 
vor dem Grundbesitz der einheimischen Be-
völkerung“, ❙6 wie Pauline Isabelle Ngo Nyou-
ma, eine Forscherin im Bereich Gender Stu-
dies, zeigt. „Das wachsende Bewusstsein und 
der Wille, von den Rechten zu profitieren, die 
ihnen dieser Sonderstatus verlieh, trugen zur 
Herausbildung eines nationalen Geistes in 
Kamerun bei.“ Nun sah sich die Nationalbe-
wegung aber einer starken Repression ausge-
setzt; zunächst von Seiten der französischen 
Armee, dann von den Truppen des unabhän-
gigen Kameruns, die durch Frankreich unter-
stützt wurden – ein Konflikt, der wenig öf-
fentliche Aufmerksamkeit erhielt und stets im 
Schatten der Kolonialkriege in Indochina und 
Algerien stand.

Der Romanautor und Essayist Mongo Béti 
war einer der ersten Autoren, der in seinem 
Werk „Main basse sur le Cameroun“ (Be-
schlagnahme des Kamerun), ❙7 das bei seinem 
Erscheinen 1972 in Frankreich verboten wur-
de, über diese Ereignisse berichtete. Als eines 
der ersten Anzeichen für eine Mobilisierung 
macht er die Gründung der Union des syn-
dicats confédérés du Cameroun (USCC), die 
der mitgliederstärksten französischen Ge-
werkschaft CGT nahestand, im Dezember 
1944 in Duala aus. Dieses Gewerkschafts-
bündnis „sah sich sofort einer sehr heftigen 
Kampagne des aus Europa stammenden ka-
tholischen Klerus ausgesetzt, die – angesichts 
seiner seinerzeit übergroßen Mehrheit  – 
quasi missionarische Züge trug“. Verschie-

❙5  	Zwangsarbeit unterscheidet sich von der Sklave-
rei dadurch, dass der Arbeiter formell frei bleibt und 
nicht als „Eigentum“ gilt. Zwangsarbeit wurde be-
sonders in den rohstoffreichen Kolonien mangels 
Infrastruktur sehr häufig für den Warentransport 
genutzt. Bezogen auf die französischen Kolonien 
wurde sie offiziell 1946 durch das Houphouët-Boig-
ny-Gesetz abgeschafft.
❙6  	Pauline Isabelle Ngo Nyouma, Beteiligung der 
Frauen an den nationalen Befreiungskämpfen und 
Frauenförderung in Afrika: Vergleichende Analy-
se von Kamerun und Mosambik, online: www.ceaf-
ri.net/site/spip.php?article202 (1. 10. 2012).
❙7  	Mongo Béti, Main basse sur le Cameroun, Paris 
1972.
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dene nationalistische Führer verdienten sich 
ihre Sporen innerhalb der USCC. Aber ein 
wirklicher Meilenstein war im April 1948 
die Gründung einer politischen Massenpar-
tei, der Union des populations du Cameroun 
(UPC) (Union der Völker Kameruns). An ih-
rer Spitze stand Ruben Um Nyobé, der fort-
an den Nationalismus Kameruns verkörper-
te. Der junge Beamte, der Erfahrungen in 
der Gewerkschaftsarbeit bei der USCC ge-
sammelt hatte und durch den Marxismus ge-
prägt war, bereiste das Land, um für die Idee 
eines „Kameruns durch die Kameruner, für 
die Kameruner“ zu werben. Er verurteilte 
die Macht der Kolonialisten und das Los, das 
den Einheimischen beschieden war. Mit Um 
Nyobé an der Spitze entfaltete sich die UPC, 
um schließlich zur wichtigsten politischen 
Kraft im Land zu werden. 

Die Partei fand ihre Anhängerschaft insbe-
sondere unter der ständig wachsenden städti-
schen Bevölkerung Kameruns. Die vorrangi-
gen Ziele der Partei waren klar: sozialer und 
ökonomischer Fortschritt für alle Kameru-
ner, die Wiedervereinigung beider Landestei-
le und die Unabhängigkeit – durch Gewaltlo-
sigkeit. 1949 sandten der UPC angeschlossene 
Organisationen erste Petitionen an die Ver-
einten Nationen, in denen die Unabhängig-
keit Kameruns gefordert wurde. Im Dezem-
ber 1952 wurde Um Nyobé eingeladen, vor 
dem Treuhandrat der Vereinten Nationen zu 
sprechen – ein historischer Akt für viele Ka-
meruner. Um Nyobé forderte dort die sofor-
tige Wiedervereinigung mit dem Norden des 
Landes unter britischer Vormundschaft und 
die Unabhängigkeit binnen zehn Jahren.

Um den wachsenden Einfluss der UPC zu 
bekämpfen, wurde eine Konkurrenzpartei 
gegründet, der Bloc démocratique camerou-
nais (BDC) (Demokratischer Block Kamer-
uns), der die von Frankreich befürwortete 
Assimilierung unterstützte. Im April und im 
Mai 1955 wuchs die Spannung zwischen den 
Anhängern beider Gruppierungen mit einem 
Schlage. Gewalttätigkeiten brachen aus. Die 
Repression der Kolonialverwaltung erfolgte 
mit harter Gewalt. „Man sah, wie die Truppe 
Afrikaner mit einer Art von sadistischer Ge-
walt niedermetzelte, sodass noch heute nie-
mand die Zahl der Toten auch nur annähernd 
schätzen kann.“ ❙8 Die UPC wurde im Juli 1955 

❙8  	Vgl. ebd., S. 27.

von der französischen Verwaltung verboten. 
Ihre Führer gingen in den Untergrund oder 
ins Exil. Um Nyobé, der sich in seiner Hei-
matregion versteckte, versuchte gleichwohl, 
eine Aufhebung des Verbots zu erreichen, um 
an den Wahlen im November 1956 teilzuneh-
men; aber die französische Verwaltung ließ 
sich Zeit, und der Anführer der UPC ent-
schied sich für einen Boykott der Wahl. 

Um Nyobé, der dem bewaffneten Kampf 
noch immer zurückhaltend gegenüberstand, 
wurde von einigen Mitgliedern seiner Bewe-
gung in dieser Frage überholt: Am Vorabend 
der Wahlen ermordeten Aufständische zwei 
von den kolonialen Siedlern unterstützte Kan-
didaten. Der bewaffnete Kampf begann zwar, 
aber die Nationalisten verfügten über wenig 
Mittel. Im Übrigen blieb ein großer Teil der 
Bevölkerung für Politik wenig empfänglich: 
„Ethnischer und sozialer Partikularismus, 
archaische Mentalitäten, extreme geografi-
sche Zersplitterung, Ignoranz und Mittello-
sigkeit – all dies trug dazu bei, die ländlichen 
Massen von der Politik fernzuhalten, das heißt 
sicherlich 80 Prozent der Bevölkerung.“ ❙9

Um Nyobé wurde am 13.  September 1958 
im Untergrund getötet. Einige Monate später, 
nachdem es Frankreich gelungen war, ihm ge-
nehme politische Führer durchzusetzen, ge-
währte es Kamerun die Unabhängigkeit, ❙10 
de facto am 1.  Januar 1960. Aus dem Exil in 
Guinea lehnten die dahin verbannten Füh-
rer der UPC diese Scheinunabhängigkeit Ka-
meruns ab, die nur gegen die Zusicherung ge-
währt worden war, den Zugriff Frankreichs 
auf die kamerunische Politik und Wirtschaft 
aufrechtzuerhalten. Der Kampf dauerte mehr 
als zehn Jahre. Die Regierung Kameruns, das 
über keine eigene Armee verfügte, stützte sich 
zumindest bis zum Jahr 1964 auf die franzö-
sische Armee. Wie in Algerien wurde die Be-
völkerung zwangsumgesiedelt, um die Hilfs-
netze der Rebellen zu kappen. Die Führer der 
UPC wurden einer nach dem anderen ausge-
schaltet: Felix Moumié starb im November 
1960 in Genf, wahrscheinlich vergiftet; Er-
nest Ouandié wurde 1971 erschossen. Im Un-
terschied zu den algerischen Nationalisten ist 

❙9  	Ebd., S. 63.
❙10  	Dies betrifft den Teil unter französischer Vor-
mundschaft. 1961 wurde das britische Kamerun nach 
einem Referendum in zwei Teile getrennt: Der Nor-
den wurde Nigeria angegliedert, der Süden Kamerun.
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es ihnen niemals gelungen, die Aufmerksam-
keit der internationalen Gemeinschaft auf ih-
ren – lange Zeit friedlichen – Kampf und die 
gewalttätige Unterdrückung zu lenken. Es 
war schließlich ein Mitglied des Bloc démo-
cratique camerounais, der an die Macht ge-
langte: Ahmadou Ahidjo. Er blieb mehr als 
20 Jahre lang Präsident und setzte ein überaus 
autoritäres Regime durch, das keine Möglich-
keit der politischen Opposition ließ.

Ghana: Accra als Hauptstadt  
des Panafrikanismus

Die Goldküste, das spätere Ghana, stellt aus 
mehreren Gründen einen Sonderfall im briti-
schen Weltreich dar. „Das Land, über 40 Jah-
re wichtigster Kakaoproduzent der Welt, 
besaß eine vielseitige, prosperierende Land-
wirtschaft. Von allen afrikanischen Koloni-
en verfügte es über das fortschrittlichste Bil-
dungssystem und das größte Reservoir an gut 
ausgebildeten Arbeitskräften“, wie der His-
toriker Martin Meredith beschrieb. ❙11 Über-
dies, so merkt Ibrahima Thioub an, ❙12 war der 
britischen Präsenz eine Form der politischen 
Organisation vorausgegangen, das König-
reich Ashanti. Der Protest gegen die mit der 
Kolonialisierung verbundenen Ungerechtig-
keiten hat in diesem Land eine verhältnismä-
ßig lange Tradition. Aber er verfestigte sich 
im Verlauf des Zweiten Weltkrieges. Dies 
zeigte sich insbesondere am gewerkschaftli-
chen Engagement: Zwischen 1940 und 1945 
ist die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder in 
der Goldküste von 900 auf 6000 gestiegen.  ❙13 

Die britische Verwaltung erkannte die Not-
wendigkeit verfassungsrechtlicher Reformen, 
deren Reichweite sie zu begrenzen wünschte. 
Sie glaubte zu wissen, mit wem sie zu regie-
ren habe: mit der Intelligenzia des Landes, den 
Großbauern, Händlern, Anwälten. Letztere 
wurden seit 1947 von einer eigenen Partei ver-
treten, der United Gold Coast Convention. 
Sie forderten eine schnellstmögliche Selbst-
verwaltung ❙14 und zeigten sich kritisch gegen-
über den traditionellen Oberhäuptern und ih-
rer Macht, die den freien Handel behinderten.

❙11  	Martin Meredith, The State of Africa, London 
2005, S. 22.
❙12  	So in einem Gespräch mit dem Verfasser.
❙13  	Vgl. B. Droz (Anm. 1), S. 80.
❙14  	Vgl. M. Meredith (Anm. 11), S. 17 f.

Die Parteiführung entschied, einen Mann 
anzuwerben, der sich hauptamtlich dem Auf-
bau dieser neuen Bewegung widmen konnte. 
Sie wandten sich an Kwame Nkrumah, der 
gerade zwölf Jahre im Ausland verbracht hat-
te. In den USA hatte er Wirtschaft, Theolo-
gie, Philosophie und Soziologie studiert und 
auch seine Leidenschaft für die panafrikani-
schen Theorien entdeckt. In London hatte 
er sich erstmals stärker politisch engagiert. 
Nkrumah, „ein bemerkenswerter Agitator 
und Organisator“, ❙15 nahm bald die Geschi-
cke der United Gold Coast Convention in 
die Hand und tat alles dafür, um die Popu-
larität der Partei zu erhöhen. Aber der Ver-
such war nicht von langer Dauer. 1949 be-
schloss Nkrumah, eine eigene Gruppierung 
zu gründen, die Convention People’s Par-
ty (CPP). Nun war „Selbstregierung jetzt!“ 
das erklärte Ziel, was dennoch keinen Bruch 
mit Großbritannien bedeutete. Er stützte sich 
insbesondere auf Jugendgruppen und Zeitun-
gen. Seine Reden begeisterten rasch die Ge-
werkschaften, entlassene Soldaten oder klei-
ne Einzelhändler. Die CPP „kanalisierte das 
Trachten der Bevölkerung, indem sie die lega-
le Agitation mit den von Gandhi angewand-
ten Mitteln des Streiks und Boykotts ver-
band. Nach einer Phase der Unterdrückung, 
besonders während der Streiks im Februar 
1948 und im Januar 1950, und wiederholten 
Verhaftungen Nkrumahs musste London ei-
nen verfassungsgebenden Prozess einleiten, 
weil die Wahlen von 1951 den repräsentativen 
Charakter der CPP bescheinigt hatten.“ ❙16

Tatsächlich wurden Wahlen abgehalten, 
erstmals nach dem direkten Wahlrecht. 
Nkrumah verbüßte da eine dreijährige Ge-
fängnisstrafe. Die CPP erzielte einen großen 
Erfolg, und die britische Verwaltung stimmte 
zu, ihn vorzeitig zu entlassen und zum neuen 
„Führer der Regierungsgeschäfte“, dann zum 
Ministerpräsidenten zu ernennen. Die Tatsa-
che, dass ein Schwarzer an die Spitze der Re-
gierung aufrückte, löste auf dem afrikani-
schen Kontinent förmlich einen Schock aus, 
zumal er sich auf den Marxismus berief. Er 
strebte danach, Ghana zu einem industriali-
sierten, geeinigten und sozialistischen Land 
zu entwickeln – ein Modell, das sich nach sei-
nem Willen sodann über ganz Afrika aus-
breiten sollte. 

❙15  	B. Droz (Anm. 1), S. 231.
❙16  	Ebd.
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Aber vorläufig unterstützten die neuen In-
stitutionen in der Goldküste weiterhin den 
britischen Gouverneur, der weiterhin die 
Hand über Polizei, Justiz, Militär und Dip-
lomatisches Corps hielt. Im Juli 1953 wandte 
sich Nkrumah an das Parlament, um die un-
verzügliche Selbstverwaltung zu fordern. 1954 
wurde abermals eine neue Verfassung ange-
nommen. Diesmal setzte sich die Regierung 
ausschließlich aus Afrikanern zusammen. Der 
Nimbus von Kwame Nkrumah in der Gold-
küste erreichte einen Höhepunkt. Aber er 
stieß nicht auf einhellige Zustimmung, auch 
in seiner eigenen Partei nicht; er sah sich mit 
Austritten konfrontiert. Überdies gefährde-
te der Verfall der Weltmarktpreise für Kakao 
den wirtschaftlichen Wohlstand und den so-
zialen Frieden. Die CPP errang 1956 dennoch 
einen klaren Wahlsieg. Am 6. März 1957 wur-
de Ghana zu einem unabhängigen Staat inner-
halb des Commonwealth, mit Nkrumah als 
Ministerpräsident und der Königin von Groß-
britannien als Monarchin. ❙17 1958 organisier-
te er, getreu seinem panafrikanischen Ideal, 
die erste Konferenz der unabhängigen Staaten 
Afrikas. Aber sein Traum einer afrikanischen 
Einheit ging nicht in Erfüllung. Die neuen 
politischen Führer auf dem Kontinent schie-
nen sich an ihre Macht zu gewöhnen und fan-
den die Idee eines vereinten Afrikas plötzlich 
weit weniger verlockend. Im Innern verspielte 
Nkrumah innerhalb weniger Jahre seine enor-
me Popularität. Er ließ andere Parteien verbie-
ten und sich zum Präsidenten auf Lebenszeit 
ernennen. Seine Politik der gezielten Förde-
rung wurde durch die Konjunkturabschwä-
chung und insbesondere den Verfall der Ka-
kaopreise behindert. 1966, als er sich auf einer 
Auslandsreise befand, wurde er durch einen 
Militärputsch gestürzt; ghanaischen Boden 
hat er nie wieder betreten.

Alles in allem erlagen Afrikas politische 
Führer in der postkolonialen Periode häufig 
der Versuchung, ein autoritäres Regime zu er-
richten. Sie schoben das Argument vor, einen 
starken Staat schaffen zu müssen, der wenig 
oder gar keinen Platz für politische Opposi-
tion ließ. Nur wenige Länder auf dem Konti-
nent erlebten keinen Staatsstreich – und das 
Thema bleibt aktuell, wie die Beispiele Mali 
und Guinea-Bissau in diesem Jahr zeigen. 

❙17  	Nach einem Referendum wurde das Land 1960 
zur Republik, mit Nkrumah als Präsident.
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Seit den 1960er Jahren wird die These vom 
Kolonialismus als Medium oder Vehikel der 

Modernisierung der außereuropäischen Welt 
diskutiert. In jünge-
ren Arbeiten wird ar-
gumentiert, dass bei-
de Prozesse – Koloni-
alismus und Moderni-
sierung – untrennbar 
zusammengehören. ❙1 
„Colonialism is what 
modernity was all about“, erklärt etwa Nicho-
las Dirks und bezieht sich dabei insbesonde-
re auf den historischen Umstand, dass sich der 
europäische Nationalstaat als politisches Sign
um der Moderne im 18. Jahrhundert im Ver-
lauf der Expansions- und Eroberungsprozesse 
erst herausbildete und dies vor allem auf Kos-
ten vormoderner Gesellschaften. ❙2 Von Ann 
Stoler stammt das Diktum von den Kolonien 
als „Laboratorien der Moderne“, ❙3 das mittler-
weile die Diskussion des Zusammenhangs von 
Kolonialismus und Modernisierung leitmo-
tivisch charakterisiert. Beide Positionen be-
ziehen sich auf die durch postkoloniale For-
schungsperspektiven und die Frage nach der 
Verflechtung von europäischer und außer-
europäischer Geschichte aufgeworfene Pro-
blematik von der Interdependenz der Ent-
stehung und globalen Verbreitung der Ideen 
und Institutionen der europäischen Moder-
ne – durch und mit der Etablierung europä-
ischer Kolonialherrschaft. 

Davon zu unterscheiden sind zwei weitere 
Positionen und Perspektiven, mit denen das 
Thema „Modernisierung durch Kolonialis-
mus“ diskutiert wird: Zum einen untersucht 
die geschichtswissenschaftliche Forschung, 
inwiefern europäische Kolonialherrschaft 
tatsächlich zu einer Modernisierung der 
Kolonialgesellschaften beigetragen hat. Da-
bei stehen der Aufbau moderner politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Strukturen so-
wie die infrastrukturelle und technologische 
Entwicklung der Kolonien während der Ko-

mailto:lehmkuhl@uni-trier.de
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lonialherrschaft im Zentrum des Interesses. 
Zweitens wird aus eher politikwissenschaft-
licher Perspektive die Frage aufgeworfen, 
wie nachhaltig solche Entwicklungen waren 
und welche Effekte die Modernisierungsan-
strengungen des europäischen Kolonialis-
mus auf die betroffenen Gesellschaften nach 
der Beendigung der Kolonialherrschaft hat-
ten. Welcher Zusammenhang besteht zwi-
schen struktureller Unterentwicklung und 
Kolonialherrschaft? Wie wirken kolonia-
le wirtschaftliche Strukturen nach der Ent-
kolonialisierung nach und was trägt zu ih-
rer Perpetuierung bei? Welche Rolle spielen 
postkoloniale Eliten? Dabei ist auch auf den 
Imperialismus der Dekolonisation hingewie-
sen worden. ❙4 Im Zusammenhang mit der De-
batte um gescheiterte Staaten wird schließlich 
die These einer möglichen Pfadabhängigkeit 
zwischen kolonialer Erfahrung und Staats-
versagen diskutiert. ❙5

Ob und in welcher Weise Kolonialismus 
als Quelle von Fortschritt und Zivilisation 
betrachtet werden kann, soll im Folgenden 
entlang dieser drei Perspektiven diskutiert 
werden. Dabei sollen zunächst Schlüsselkon-
zepte, welche die Diskussion leiten – Moder-
nisierung/Modernität und Zivilisierung/Zi-
vilisation – umrissen werden.

Zivilisation und Zivilisierung. Zivilisa-
tion bezeichnet die durch Fortschritt von 
Wissenschaft und Technik ermöglichten 
und von Politik und Wirtschaft geschaffe-
nen Lebensbedingungen, deren Ausbreitung 
und Ausdifferenzierung in den europäischen 
Gesellschaften seit dem ausgehenden 18. Jahr-
hundert zu beobachten sind. Im Rahmen des 
europäischen Kolonialismus und Imperia-

❙1  	Vgl. Paul Gillen/Devleena Ghosh, Colonialism 
and Modernity, Sydney 2007.
❙2  	Vgl. Nicholas B. Dirks, Castes of Mind: Coloni-
alism and the Making of Modern India, Princeton 
2001.
❙3  	Vgl. Ann L. Stoler/Frederick Cooper (eds.), Ten-
sions of Empire: Colonial Cultures in a Bourgeois 
World, Berkeley 1997.
❙4  	Vgl. W. Roger Louis/Ronald Robinson, The Impe-
rialism of Decolonization, in: Journal of Imperial and 
Commonwealth History, 22 (1994) 3, S. 462–511.
❙5  	Vgl. Andrew Burton/Michael Jennings, The 
Emperor’s New Clothes?, in: International Journal 
of African Historical Studies, 40 (2007) 1, S.  1–25. 
Vgl. hierzu auch das Forschungsprogramm des SFB 
700: Governance in Räumen begrenzter Staatlichkeit: 
www.sfb-governance.de (1. 10. 2012).

lismus erfuhr das Konzept eine semantische 
Erweiterung und Neubewertung. Hier wird 
Zivilisation als Gegenbegriff zu Barbarei be-
nutzt. So konnte sich die Vorstellung von 
„unzivilisierten außereuropäischen“ Gesell-
schaften, denen die „europäische zivilisierte“ 
Gesellschaft gegenübergestellt wurde, eta
blieren und verfestigen.

In dieser semantischen Erweiterung be-
zeichnet Zivilisierung auch den Prozess der 
kulturellen Unterwerfung der Kolonien. Die 
mit den Zivilisierungsansprüchen einherge-
henden Bemühungen um eine umfassende 
Christianisierung, die Etablierung moder-
ner Kommunikations- und Verkehrsmittel 
sowie einer modernen Bürokratie, das Vor-
dringen staatlicher Schulbildung und die Er-
zwingung einheitlicher Rechtssetzung und 
Rechtsanwendung gehen weit über die Eta-
blierung formaler Kolonialherrschaft hinaus. 
Zivilisierung bedeutet insofern die umfassen-
de Europäisierung kolonialer Lebenswelten, 
entlang eines europäischen Selbstverständ-
nisses, das sich über die negative Abgrenzung 
nach außen, gegenüber dem Fremden, dem 
„Barbarischen“ als zivilisiert, hygienisch und 
christlich definierte. 

Modernität und Modernisierung. Zivilisa-
tion ist im beschriebenen Selbstverständnis 
des 18. und 19. Jahrhunderts konzeptuell de-
ckungsgleich mit dem Begriff der Moderni-
tät. Modernität war gegen Ende des 19. Jahr-
hunderts in Europa wie in Asien, Afrika 
oder auch Russland Synonym für die wissen-
schaftlich-technischen und politisch-admi-
nistrativen Leistungen, auf welche die euro-
päischen Großmächte ihre Macht und ihren 
Reichtum gründeten. Modernisierung wurde 
entsprechend als Aneignung der Grundlagen 
westlichen Wohlstands und westlicher Macht 
verstanden. ❙6

Interessant ist, dass dieses insbesondere für 
die kolonialen Eliten Asiens charakteristische 
Verständnis von Modernisierung dem Begriff 

❙6  	Vgl. Niels P. Petersson, Imperialismus und Moder-
nisierung: Siam, China und die europäischen Mäch-
te 1895–1914, München 2000, S. 20; Jörg Baberows-
ki, Auf der Suche nach Eindeutigkeit: Kolonialismus 
und zivilisatorische Mission im Zarenreich und in 
der Sowjetunion, in: Jahrbücher für Geschichte Ost-
europas, 47 (1999) 4, S.  482–504; Frederick Cooper, 
Africa since 1940: The Past of the Present, Cam-
bridge, MA 2002.

http://www.sfb-governance.de
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von Modernisierung entspricht, welcher so-
ziologischen Modernisierungstheorien zu-
grunde liegt. Modernisierungstheorien gehen 
von der Annahme aus, dass Entwicklungs-
hemmnisse nicht so sehr von wirtschaftlichen 
Defiziten verursacht würden, sondern Resul-
tat der Eigenarten und Wertvorstellungen tra-
ditionaler Gesellschaften seien. Gründe für 
Unterentwicklung seien somit endogene Fak-
toren, wie etwa mangelnde Investitionsnei-
gung, Korruption, Misswirtschaft, Mangel an 
good governance. Grundzüge dieses Gedan-
kenganges finden sich bereits bei Max Weber. ❙7 
Kern der Modernisierungstheorien ist somit 
der postulierte Gegensatz zwischen „mo-
derner“ und „traditioneller“ Welt. Moderni-
sierung bezeichnet hier den unumkehrbaren 
Prozess der Transformation traditionaler Ge-
sellschaften durch technologische und wis-
senschaftliche Innovation. ❙8 Zu den zentralen 
Merkmalen dieses Prozesses zählten unter an-
derem die Zunahme der industriellen Produk-
tion, anhaltendes wirtschaftliches Wachstum, 
zunehmende Einbindung in übernationale 
Zusammenhänge, Bürokratisierung, soziale 
und politische Mobilisierung, sozio-struktu-
relle Ausdifferenzierung und Spezialisierung, 
Erhöhung des Bildungsniveaus oder niedrige-
re Geburten- und Todesraten. 

Ausgehend von diesem positiven Verständ-
nis von Modernisierung wurde das Phäno-
men des Imperialismus lange Zeit als be-
dauerliche Begleiterscheinung des a  priori 
positiven Wegs zur Modernisierung über den 
Kontakt mit dem Westen betrachtet. ❙9 Dies 
verstellte den analytischen Blick für die ne-
gativen Folgen der durch den Kolonialismus 
angestoßenen Transformationsprozesse, die 
häufig in chronischen Krisen mündeten und 
das Phänomen der „Modernisierung ohne 
Entwicklung“ bedingten. ❙10 Denn unter den 
Kolonialsystemen wurde häufig eine sehr 

❙7  	Vgl. Max Weber, Die protestantische Ethik und der 
Geist des Kapitalismus, Tübingen 1934.
❙8  	Vgl. Mustafa O. Attir et  al. (eds.), Directions of 
Change: Modernization Theory, Research, and Re-
alities, Boulder 1981; Bret L. Billet, Modernization 
Theory and Economic Development: Discontent in 
the Developing World, Westport 1993; Nils Gilman, 
Mandarins of the Future: Modernization Theory in 
Cold War America, Baltimore 2003.
❙9  	Vgl. N. P. Petersson (Anm. 6), S. 21.
❙10  	Vgl. Fuabeh Paul Fonge, Modernization without 
Development in Africa: Patterns of Change and Con-
tinuity in Post-independence Cameroonian Public 

einseitige Wirtschaftsstruktur entwickelt. 
Moderne Extraktions- und Exportwirtschaf-
ten wurden aufgebaut, ohne die Territorial-
wirtschaft als Ganzes zu modernisieren.

Hier setzen modernisierungskritische An-
sätze wie beispielsweise die in lateinamerika-
nischen Wissenschaftsdiskursen in den 1960er 
Jahren entwickelte Dependenztheorie an. Es 
wurde argumentiert, dass äußere Faktoren, die 
historisch auf die europäische Kolonialherr-
schaft zurückzuführen seien, den Entwick-
lungsländern dauerhaft eine strukturell stabi-
le nachrangige Position in der Weltwirtschaft 
zuweisen. Die europäische Kolonialherrschaft 
habe die Wirtschaft der betroffenen Gesell-
schaften einseitig auf die Bedürfnisse der Ko-
lonialmächte ausgerichtet und damit auch ihre 
Entwicklungsmöglichkeiten blockiert. 

Dieses ungünstige Machtverhältnis beste-
he auch nach der Dekolonialisierung weiter, 
sodass die ehemaligen Kolonialregionen wei-
terhin nur als wirtschaftliche Peripherie der 
als Metropolen fungierenden klassischen In-
dustrieländer aufträten. ❙11 Die Einbindung in 
den Weltmarkt, die Aktivität multinationaler 
Unternehmen und die fortgesetzte Heranzie-
hung als bloße Rohstoffexporteure verfestig-
ten die abhängige Position der Entwicklungs-
länder in der Peripherie der Weltwirtschaft, 
statt sie – wie von den Modernisierungs-
theorien angenommen – zu verbessern. Die 
ökonomische Binnenstruktur der Entwick-
lungsländer sei dadurch und durch kulturell 
überformte einheimische Eliten, die den In-
teressen der Metropolen weiter dienten oder 
über die Etablierung autokratischer Herr-
schaftsstrukturen die wirtschaftliche Aus-
beutung zum Zwecke der eigenen Bereiche-
rung fortsetzten, dauerhaft deformiert und 
verzerrt worden. ❙12 

Auch die Folgen der politischen Moderni-
sierung durch den Export des europäischen 
Staatsmodells werden kritisch diskutiert und 

Service, Trenton 1997; Norman Jacobs, Modernizati-
on without Development: Thailand as an Asian Case 
Study, New York 1971.
❙11  	Vgl. Dudley Seers (ed.), Dependency Theory: A 
Critical Reassessment, London 1981; Catherine V. 
Scott, Gender and Development: Rethinking Moder-
nization and Dependency Theory, Boulder 1995.
❙12  	Vgl. Jost Dülffer/Marc Frey (eds.), Elites and De-
colonization in the Twentieth Century, New York 
2011.
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für strukturelle politische Krisen und deren 
Folgen historisch verantwortlich gemacht. ❙13

Postkoloniale Kritik  
am Modernisierungsparadigma

Die Idee der Moderne beziehungsweise der 
Modernisierung und ihre Stellung in der so-
ziologischen Theoriebildung ist im Rah-
men der Debatten, die unter dem Stichwort 
des Postkolonialismus geführt werden, einer 
fundamentalen Kritik unterzogen worden. 
Sozialwissenschaftliche Theorien der Mo-
derne beziehungsweise der Modernisierung 
seien fundamental eurozentristisch und be-
ruhten auf mindestens zwei falschen Annah-
men, nämlich des fundamentalen Bruchs der 
Moderne mit früheren, traditionalen Orga-
nisationsformen und der Differenz Europas 
zum Rest der Welt. ❙14 

Diese Kritik hat den analytischen Blick auf 
koloniale Widerständigkeiten gegen europä-
ische Modernisierungsversuche geöffnet und 
darauf aufmerksam gemacht, dass Impulse 
aus dem Westen in der nicht-westlichen Welt 
nicht allein zu bloßen Imitaten einer hegemo-
nialen Zivilisation geführt haben, sondern als 
Ausfluss jeweils spezifischer Aneignungs- 
und Abwehrprozesse auch zu spezifischen 
Ausprägungen von Modernität in den unter-
schiedlichen Kolonialregionen. ❙15 

Schließlich wurden auch Modernisierungs-
prozesse in den Blick genommen, die un-
abhängig von der europäischen kolonialen 
Präsenz gleichsam als indigene Form der Mo-
dernisierung ausgelöst durch nicht-kolonia-
le Formen des Kulturkontakts verliefen. So 
wurden etwa in den asiatischen Gesellschaf-
ten die Natur- und Ingenieurwissenschaften 
des Westens nicht nur als Instrumente der 
Fremdherrschaft betrachtet, sondern als uni-
versale kognitive Werkzeuge adaptiert. 

❙13  	Vgl. Wolfgang Reinhard/Elisabeth Müller-Luck-
ner (Hrsg.), Verstaatlichung der Welt? Europäische 
Staatsmodelle und außereuropäische Machtprozesse, 
München 1999.
❙14  	Vgl. Gurminder K. Bhambra, Rethinking Moder-
nity: Postcolonialism and the Sociological Imaginati-
on, New York 2007.
❙15  	Vgl. Jürgen Osterhammel, Ex-zentrische Ge-
schichte. Außenansichten europäischer Modernität, 
in: Jahrbuch des Wissenschaftskollegs zu Berlin, Ber-
lin 2002, S. 297.

Während sich Forschungsarbeiten in den 
1970er Jahren insbesondere auf die ökonomi-
schen Folgen der Modernisierung von Indus-
trie, Finanzwesen und Handel konzentrier-
ten, widmeten sich die Forschungsbeiträge 
der 1990er und 2000er Jahre vor allem kul-
turellen Themen. Ohne dass dies hier in der 
notwendigen Differenziertheit ausgebreitet 
werden kann, bleibt festzuhalten, dass die ge-
genwärtige kolonialgeschichtliche Forschung 
durch konkurrierende Vorstellungen von 
Modernität geprägt ist. Zum einen erscheint 
Modernität in traditioneller Weise als Ergeb-
nis objektiver, universaler Prozesse. 

Demgegenüber hat sich insbesondere im 
Kontext der kulturwissenschaftlich gepräg-
ten Forschung ein Verständnis von Moder-
nität etabliert, welches diese im Bereich des 
Imaginären ansiedelt. Ein solcher politik- 
und ökonomiefreier Begriff von Modernität 
läuft allerdings Gefahr, zentrale Aspekte der 
kolonialen Lebenswelt auszublenden. Ge-
rade auch die auf Zivilisierung und Moder-
nisierung zielenden Interventionen europäi-
scher Kolonialmächte waren durchzogen von 
Machtfragen, von Fragen des Rechts und der 
Verteilung materieller Lebenschancen in den 
kolonialen Gesellschaften. 

Modernisierung ohne Kolonialismus

Kolonialismus bezeichnet ein System der 
wirtschaftlichen und politischen Herrschaft 
eines Staates über Regionen außerhalb seiner 
eigenen Grenzen. Kolonialismus ist geprägt 
durch das Bemühen der Kolonialmächte, 
neue Siedlungs- und Wirtschaftsräume zu er-
schließen und ihre Machtbasis auszuweiten. 
Kolonialismus stellt insofern eine erste Stufe 
der Globalisierung unter europäischen Vor-
zeichen dar. ❙16 Europa, so lautet die zentrale 
These von Jürgen Osterhammel, war für zwei 
oder drei Jahrhunderte in einem wirtschaft-
lichen, politischen und kulturellen Sinne 
die primäre weltordnende Kraft. Es war das 
Zentrum globaler Ordnung. ❙17 Spätestens um 
1900 war Europa als „Westen“ oder „westli-

❙16  	Vgl. ders./Niels P. Petersson, Geschichte der Glo-
balisierung. Dimensionen, Prozesse, Epochen, Mün-
chen 2003.
❙17  	Vgl. Jürgen Osterhammel, Die Verwandlung der 
Welt: Eine Geschichte des 19.  Jahrhunderts, Mün-
chen 2009.
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che Zivilisation“ im Bewusstsein nicht-euro-
päischer Eliten omnipräsent. ❙18

Europa, der Westen oder westliche Zivili-
sation entwickelten sich so – auch unabhän-
gig von den Ambitionen und Interventionen 
europäischer Kolonialmächte – in vieler-
lei Hinsicht zum Vorbild. Wir können im 
19.  Jahrhundert insbesondere in Indien, Ja-
pan und China, aber auch in Russland eine 
Europäisierung der elitären Lebenswelten 
beobachten. China und Japan stehen dabei 
als Beispiele für Modernisierung außereuro-
päischer Kulturstaaten ohne Kolonialismus, 
einfach durch Übernahme und Weiterverar-
beitung der westlichen Technik, westlicher 
materieller und intellektueller Errungen-
schaften. Wesentliche Impulse zur Moder-
nisierung gingen von den Asiaten und Afri-
kanern selbst aus. In allen Fällen führte die 
Europäisierung elitärer Lebenswelten zu ei-
ner Vergrößerung der kulturellen Kluft zwi-
schen den Besitzenden und Gebildeten und 
dem niederen Volk. Sinnstiftungsangebote 
ließen sich in den dörflichen beziehungswei-
se bäuerlichen Alltag nicht integrieren und 
führten zu Widerstand gegen die Zumutun-
gen der Moderne.

In einem Punkt waren sich die Reformer, 
die eine Modernisierung der bestehenden So-
zialordnungen anstrebten, allerdings relativ 
einig. Europa beziehungsweise der Westen 
hatten Vorbildcharakter im Hinblick auf die 
verhältnismäßig günstige Stellung der Frau 
in der Familie. Der Westen wurde zum Maß-
stab für den Kampf gegen Misshandlung, 
Frauenhandel, Zwangsverheiratung oder 
die chinesische Sitte des Fußbindens. Auch 
das öffentliche Unterrichtswesen vor allem 
Deutschlands und Frankreichs fand Aner-
kennung und Nachahmung im Asien der 
Jahrhundertwende, insbesondere in Japan. ❙19 

Japan ist ohne Zweifel als ein Sonderfall 
der Europäisierung elitärer Lebenswelten he-

❙18  	Vgl. ders., Fremdbeschreibungen: Spuren von „Ok-
zidentalismus“ vor 1930, in: Lutz Raphael (Hrsg.), 
Theorien und Experimente der Moderne, Köln–Wei-
mar–Wien 2012, S. 303.
❙19  	Vgl. ders./Niels P. Petersson, Ostasiens Jahrhun-
dertwende. Unterwerfung und Erneuerung in west-
östlichen Sichtweisen, in: Geschichte und Gesell-
schaft, 18 (2000), Sonderheft: Das Neue Jahrhundert. 
Europäische Zeitdiagnosen und Zukunftsentwürfe 
um 1900, S. 265–306.

rauszustellen. Die Triebkräfte der Meiji-Res-
tauration (ab 1868) spielten gekonnt mit dem 
Modernisierungsbaukasten und wählten aus 
der vorhandenen Musterkollektion von Mo-
dernitätselementen jene Elemente aus, die 
dem politischen Ziel der Integration Japans 
in den Westen am zuträglichsten waren, un-
abhängig davon, ob diese Elemente gesell-
schaftlich vermittelbar waren. Während 
Japan dabei auch auf die USA blickte, orien-
tierten sich Indiens Modernisierungsbestre-
bungen ganz am britischen Vorbild. ❙20 

Die Südasienforschung hat seit den 1960er 
Jahren auf die Dialektik der Modernisie-
rung traditionaler Gesellschaften hingewie-
sen. Dabei wurde herausgearbeitet, dass die 
Grenzen zwischen modernen und traditio-
nellen Gesellschaften weniger eindeutig sind, 
als gewöhnlich angenommen. ❙21 So hat etwa 
Christopher Bayly in seiner Untersuchung 
sozialer Kommunikation in Indien gezeigt, 
dass die vorkoloniale gesellschaftliche Kom-
munikation in vielerlei Hinsicht bereits mo-
dern gewesen sei. Öffentliche Debatten wur-
den durch die Herausgabe und Nutzung von 
Zeitungen angeregt und gesteuert. Es gab 
Bibliotheken und Archive, die als einheimi-
sche Informationssysteme öffentliches Han-
deln strukturierten. ❙22 Konfrontiert mit der 
Fremdherrschaft, die zur Rechtfertigung des 
Kolonialismus auf europäische Errungen-
schaften in Wissenschaft und Technik rekur-
rierten, waren die Inder allerdings gezwun-
gen, ihre eigene Modernität zu konstruieren. 
Südasiatische Modernität war ein komplexes 
Produkt der Interaktion zwischen einheimi-
schen und europäischen Informationssyste-
men. ❙23 Anders als in Japan und China, trat 
Modernität in Indien nicht primär als tech-
nologische Entwicklung in Erscheinung, 
sondern übersetzte sich hier in eine teilweise 
militante Züge annehmende zivilisatorische 
Weltanschauung. ❙24

❙20  	Vgl. J. Osterhammel (Anm. 15), S. 313.
❙21  	Vgl. Lloyd I. Rudolph/Susanne Hoeber Rudolph, 
The Modernity of Tradition: Political Development 
in India, Chicago 1967.
❙22  	Vgl. Christopher A. Bayly, Empire and Informa-
tion: Intelligence Gathering and Social Communica-
tion in India, 1780–1870, Cambridge, MA–New York 
1996.
❙23  	Vgl. Lynn Zastoupil, Englische Erziehung und in-
dische Modernität, in: Geschichte und Gesellschaft, 
28 (2002) 1, S. 12.
❙24  	Vgl. J. Osterhammel (Anm. 15), S. 312.
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Die Einführung moderner Elemente wie 
etwa Straßen, Eisenbahnen, Häfen, Kana-
lisation war in Afrika hingegen häufig nur 
Nebenprodukt der wirtschaftlichen Aus-
beutung oder unumgänglicher Schutz der 
herrschenden weißen Kolonialoligarchie (wie 
Krankenhäuser, Seuchenbekämpfung). An-
sätze zur eigenständigen Modernisierung 
wurden in Afrika von Kolonialmächten häu-
fig im Keim erstickt.  ❙25

Modernisierung und  
kolonialer Widerstand 

Um 1900 übte Europa in Asien und Afrika 
„in einem beispiellosen Maße koloniale Herr-
schaft, quasi-kolonialen Einfluss und eine 
Art von Hegemonie über die modernen Sek-
toren der Wirtschaft aus“. ❙26 Allerdings gab 
es überall auch resistente Zonen und residua-
le Widerständigkeiten bis hin zum tatkräftig 
praktizierten Widerstand, der den Europä-
ern insbesondere in Asien entgegengebracht 
wurde. ❙27 Eine besondere Rolle spielten dabei 
die Gelehrten oder Intellektuellen als sich öf-
fentlich artikulierende Meinungsführer ihrer 
jeweiligen Gesellschaften. Viele befürworte-
ten und unterstützten den durch die Koloni-
alherrschaft angestoßenen Modernisierungs-
prozess. Aber es gab auch Widerstand gegen 
die Kräfte der Verwestlichung – Widerstand, 
der auch zur Erfindung eigener Traditionen 
als Instrument der Selbstbehauptung gegen 
die Kräfte des europäischen Kolonialismus 
führte.  ❙28 Dabei empfanden es chinesische In-
tellektuelle nicht als Widerspruch, gegen den 
westlichen Imperialismus zu agitieren und 
gleichzeitig die Übernahme westlicher Wis-
senschaft auf allen Gebieten zu empfehlen. ❙29

Indische Gelehrte und Intellektuelle deck-
ten in ihrem Selbstbehauptungskampf offen-
siv die Widersprüchlichkeiten der europäi-
schen Zivilisationsrhetorik auf. Während die 
Kolonialmächte im Sinne der Ideen der euro-
päischen Aufklärung die Gleichheit mensch-
licher Rechte und Pflichten postulierten, be-

❙25  	Vgl. Julia Tischler, Resisting Modernisation?, in: 
Comparativ, 21 (2011) 1, S. 60–75.
❙26  	J. Osterhammel/N. P. Petersson (Anm. 19), S. 267.
❙27  	Vgl. N. P. Petersson (Anm. 6).
❙28  	Vgl. Eric Hobsbawm/Terence O. Ranger (eds.), 
The Invention of Tradition, Cambridge, MA 1983.
❙29  	Vgl. J. Osterhammel/N. P. Petersson (Anm.  19), 
S. 274 f.

standen sie in ihrer Herrschaftspraxis auf der 
Institutionalisierung der Differenz. Vertreter 
der afrikanischen Bildungselite gingen – wie 
Kirsten Rüther in ihrem Beitrag „Globale In-
teraktion und regionale Differenzierung  – 
gegenseitige Wahrnehmung zwischen ‚Eu-
ropa‘ und ‚Afrika‘“ auf dem Historikertag 
2012 gezeigt hat – häufig mit subversiven und 
ironisierenden Strategien mit solchen Wider-
sprüchen um.

Innovation und Entwicklung  
durch kulturellen Transfer

Bis in die 1990er Jahre hinein stand die Fra-
ge nach dem weltweiten Export europäischer 
Kultur im Mittelpunkt des Forschungsinte-
resses. Diese Perspektive hat sich unter dem 
Einfluss von Stimmen aus den ehemals kolo-
nisierten Ländern und den Perspektiven der 
Postcolonial Studies verschoben. Auch das 
Bemühen um die Etablierung des neuen An-
satzes einer transnationalen Gesellschafts-
geschichte ging einher mit dem Postulat, die 
Geschichte Europas zu provinzialisieren. In 
dem Maße wie transfergeschichtliche Frage-
stellungen an Bedeutung gewonnen haben, 
rückte die Frage nach den Interaktionen zwi-
schen Kolonisierten und Kolonisierenden ins 
Blickfeld der Geschichtsschreibung. Das ex-
portorientierte Einbahnstraßen-Modell wur-
de dabei zunächst durch eine Perspektive des 
fremden Blicks auf Europa abgelöst. ❙30 

Heute weisen Arbeiten zu Prozessen kul-
tureller Übersetzung den Weg für die histo-
rische Erforschung der komplexen globalen 
Interaktions- und Austauschprozesse, die zu 
historischem Wandel der sozialen, kulturel-
len, ökonomischen und politischen Kontext-
bedingungen aller Beteiligten beigetragen 
haben. ❙31 Dabei wird auch die machtpoliti-
sche Durchsetzung von Aneignungs- und 
Abwehrprozessen zwischen Gesellschaften 
und Kulturen in den Blick genommen. ❙32

❙30  	Vgl. Bill Ashcroft et al. (eds.), The Empire Writes 
Back: Theory and Practice in Post-Colonial Literatu-
res, London–New York 2002.
❙31  	Vgl. hierzu die Beiträge zum Themenheft „Über-
setzung“ der Zeitschrift „Geschichte und Gesell-
schaft“, 38 (2012) 2.
❙32  	Vgl. Doris Bachmann-Medick, Übersetzung als 
Medium interkultureller Kommunikation und Aus-
einandersetzung, in: Friedrich Jaeger/Jürgen Straub 
(Hrsg.), Handbuch der Kulturwissenschaften, Bd. 2: 
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Die Verbreitung und der Transfer von Wis-
sen (Ideen, Erfahrungen) zwischen unter-
schiedlichen räumlichen Einheiten bestimmt 
die Entwicklungsgeschichte der Menschheit. 
Entwicklung und Innovation ist nur durch 
ständigen kulturellen Kontakt und Aus-
tausch denkbar. Innovation ist im Wesent-
lichen das Resultat von Transfer-, Dissemi-
nations- und Übersetzungsprozessen.  ❙33 Die 
Zirkulation von Ideen, die Konstituierung 
epistemischer Gemeinschaften, die internati-
onale Verbreitung von Rechtsordnungen oder 
ideologischen Referenzsystemen, hierarchi-
sche oder horizontale, eher spontan organi-
sierte Kommunikationslinien, Interpretatio-
nen, Re-Interpretationen, Missverständnisse 
und Mythen gehören zu den Mechanismen, 
die Wandel und Innovation auslösen und Ge-
sellschaften transformieren. 

Für die Analyse der Komplexität dieser Be-
wegungen und der sie begleitenden Lern- und 
Transferprozesse gilt es, die Perspektiven des 
interkulturellen Transfers und des interkultu-
rellen Vergleichs sowie Diffusions- und Lern-
theorien aufzugreifen und theoretisch weiter-
zuentwickeln. Anknüpfungspunkte hierfür 
bietet die Übersetzungsforschung, insbe-
sondere die Konzepte der kulturellen und 
konzeptuellen Übersetzung.  ❙34 Die Untersu-
chung der Ambivalenzen und der Dialektik 
von Kolonialismus und Fortschritt, Zivili-
sation, Modernisierung bedürfen eines ana-
lytischen Zugangs, der Machtasymmetrien, 
Missverständnisse, gescheiterte Kommuni-
kation und fehlgeschlagene Transfers ebenso 
berücksichtigt wie die Reflexivität kulturel-
len Austausches und die Verflechtung von eu-
ropäischer Geschichte und Kolonialgeschich-
te, durch welche die koloniale Erfahrung zu 
einem unhintergehbaren Element westlicher 
Alltagswelt geworden ist.

Paradigmen und Disziplinen, Stuttgart–Weimar 
2004, S. 449–465; dies., Introduction: The Translati-
onal Turn, in: Translation Studies, 2 (2009) 1, S. 2–16.
❙33  	Vgl. Rudolf Stichweh, Kultur, Wissen und die 
Theorien soziokultureller Evolution, in: Soziale 
Welt, 50 (1999), S. 459–470; Nico Stehr, The Fragility 
of Modern Societies: Knowledge and Risk in the In-
formation Age, London 2001.
❙34  	Vgl. Simone Lässig, Übersetzungen in der Ge-
schichte – Geschichte als Übersetzung?, in: Ge-
schichte und Gesellschaft, 38 (2012) 2, S.  189–216; 
Doris Bachmann-Medick, Menschenrechte als Über-
setzungsproblem, in: ebd., S. 331–359.
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Leben wir in Deutschland aufgrund der his-
torischen Errungenschaften der europä-

ischen Aufklärung und des westlichen Uni-
versalismus in einer 
säkularisierten, von 
Irrationalität und ideo-
logischen Zwangsvor-
stellungen weitgehend 
befreiten Gesellschaft? 
Wie die jüngste Verga-
be des Friedensnobel-
preises an die Europä-
ische Union zeigt, hat 
dieses Selbstbild die 
eigendynamische Tendenz sich als self-fulfil-
ling prophecy in einem surrealen Zwischen-
raum zwischen dem imaginierten und dem er-
sehnten Selbst zu verselbstständigen. Es ist ein 
selbstreferenzieller Diskurs, der an der kom-
plexeren Realität mit seinen uneindeutigen 
Grenzen zu scheitern droht. 

Auffällig ist auch, dass mithilfe orientalis-
tischer, rassistischer oder antiziganistischer 
Zerrbilder und Stereotypen die „Anderen“ 
als binäre Opposition zum vernunftbegab-
ten westlich-demokratischen Subjekt kreiert 
werden. Umso größer war daher die Überra-
schung für das „westliche Expertentum“ als 
das unerwartet große Verlangen nach Frei-
heit, Demokratie und Menschenrechten der 
„arabischen Massen“ zum nicht möglich ge-
haltenen Ausbruch des „Arabischen Früh-
lings“ führte. Die aus innerem Antrieb in 
Gang gesetzte „Arabellion“ kann auch als 
Krise dualistisch geprägter Welt- und Men-
schenbilder gelesen werden. Das dahinterste-
hende Motiv, universalistische Werte und die 
Fähigkeit zur Selbstkritik und Aufklärung 
vor allem als westliche Attribute zu monopo-
lisieren, steht im Konflikt mit komplexeren 
und realistischeren Analysen. 

mailto:nghiha@web.de
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Auch innenpolitisch spielt diese grund-
legende und oftmals als nicht überbrückbar 
gedachte Grenzziehung in der Frage der Zu-
gehörigkeit zum „gesellschaftlichen Wir“ in 
Sinne eines Foucaultschen Dispositivs eine 
ausgesprochen fundamentale Rolle: ❙1 Die 
rückwärtsgewandte Suche nach einem hege-
monialen, kulturell und ethnisch möglichst 
homogenen nationalen Kollektiv erfüllt eine 
sinn- wie identitätsstiftende Symbolfunk
tion. In ihrer subjektkonstituierenden, ge-
sellschaftspolitischen  und kulturbildenden 
Bedeutung reichen die Auswirkungen dieser 
Identitätspolitik weit über den Bereich der 
Migrations- und Integrationspolitik hinaus. 

Diese diskriminatorisch kodierte Binari-
tät, die Menschen entlang historisch etablier-
ter Machtdynamiken und ethnisch-kultureller 
Identitätsmodelle in „Zugehörige“ und „Frem-
de“ aufspaltet, reartikuliert in Gesellschaften 
mit latenter kolonialer Prägung meines Erach-
tens nach die Grenzziehungen des colonial di-
vide. ❙2 Davon zeugt die langanhaltende Schwie-
rigkeit vieler Weißer ❙3 Deutscher anerkennend 
mit kultureller Differenz und Diversität im 
Einwanderungsland umzugehen. Im Alltag 
werden interkulturelle Dialogansätze oftmals 
durch den regelmäßigen Aufschrei von soge-
nannten Überfremdungsängsten überschattet. 
Die jahrelang verschleppte Implementierung 
von europaweit gültigen Anti-Diskriminie-
rungsstandards ❙4 durch unterschiedliche Re-
gierungen lässt Zweifel aufkommen, ob Dis-
kriminierungsfreiheit tatsächlich erwünscht 
ist. Obwohl weder  fundierte Praxiserfahrun-
gen noch Evaluationen vorlagen, ließ sich der 
damals zuständige Bundesinnenminister Otto 
Schily in seiner Politik offenbar vom folgenden 
Glaubenssatz leiten: Seiner Meinung nach wäre 
die Rücknahme des Anti-Diskriminierungsge-
setzes „ein echter Beitrag zum Bürokratieab-
bau“. ❙5 Demgegenüber wurde im selben Jahr 
(2005) unter der Ägide desselben Ministers mit 

❙1  	Vgl. Paul Mecheril, Wirklichkeit schaffen: Integra-
tion als Dispositiv, in: APuZ, (2011) 43, S. 49–54.
❙2  	Vgl. Ramon Grosfoguel, The Epistemic Decolonial 
Turn, in: Cultural Studies, 21 (2007) 2–3, S. 211–223.
❙3  	Wenn Begriffe wie „weiß“ und „schwarz“ eine poli-
tische Kategorie mit rassenkonstruktivistischer Bedeu-
tung ausdrücken, wird die Großschreibung verwendet.
❙4  	Vgl. Online-Dossier „Das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz“ der Heinrich-Böll-Stiftung, 2006: 
http://migration-boell.de/web/diversity/​48_533.asp 
(12. 10. 2010)
❙5  	Zit. nach: Berliner Morgenpost vom 4. 3. 2005.

immensen bürokratischen Aufwand die ob-
ligatorischen Integrationskurse für alteinge-
sessene Migrantinnen und Migranten sowie 
Neueingewanderte aus Nicht-EU-Staaten mit 
einem beträchtlichen Sanktionssystem ein-
geführt. Sie werden in diesem unfreiwilligen 
System kollektiv als kulturell unterentwickel-
te Menschengruppen mit politischen Devian-
zen angesehen, die daher wie Schülerinnen und 
Schüler der Aufklärung, Kontrolle und gege-
benenfalls auch der Bestrafung bedürfen, um 
integrierbar gemacht zu werden. ❙6 

Die mangelnde Bereitschaft, die undemo-
kratische Norm rassifizierter Privilegien wie 
Marginalisierungen etwa durch eine akti-
ve Anti-Diskriminierungspolitik infrage zu 
stellen, steht in einem engen Zusammenhang 
mit der verdrängten und unsichtbar gemach-
ten kolonialen Erfahrung der deutschen Ge-
sellschaft und ihrem verborgenen Nachleben 
in der politischen Kultur. Wiederholt haben 
unterschiedliche empirische Untersuchun-
gen attestiert, dass etwa ein Viertel der deut-
schen Bevölkerung über latent rechtsextreme 
und rassistische Einstellungen verfügt, die 
auf entsprechend wirkungsmächtigen Welt-
bildern basieren. ❙7 Die Forschungsergebnisse 
bestätigen die Persistenz diskriminierender 
Einstellungen und Annahmen in breiten Be-
völkerungskreisen. Die strukturelle Veran-
kerung überkommener Ideologeme, die nicht 
ohne die kolonialrassistische und antisemi-
tische Vergangenheit Deutschlands denkbar 
sind und analysiert werden können, wirft 
unweigerlich politisch unangenehme Pro-
blemlagen auf. So stellt sich unter anderem 
die Frage, inwieweit koloniale und rassisti-
sche Elemente der deutschen Gesellschaft 
tatsächlich in einem republikanischen Sinne 
aufgearbeitet wurden. Ein republikanisches 
Verständnis misst beispielsweise Gesell-
schaftszugehörigkeit eben nicht mehr nach 
konstruierten „rassischen“ Kriterien, die 
letztlich dem kolonialrassistischen Denken 
des 19. Jahrhunderts verhaftet geblieben sind. 

Wie stark ein biologistisches Verständnis von 
gesellschaftlicher Zugehörigkeit im deutschen 

❙6  	Vgl. Kien Nghi Ha, Aufklärung, Bildungszwang 
oder Kolonialpädagogik?, in: Bülent Ucar (Hrsg.), 
Zur Bedeutung der Religion in der Integrationspoli-
tik, Frankfurt/M. u. a. 2010, S. 403–424.
❙7  	Vgl. Oliver Decker/Elmar Brähler/Norman Geiß-
ler, Vom Rand zur Mitte, Berlin 2006; Oliver Decker/
Elmar Brähler, Die Mitte in der Krise, Berlin 2010.

http://migration-boell.de/web/diversity/48_533.asp
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Kontext präsent ist, lässt sich an einem Klas-
siker des Desintegrationsdiskurses im Alltag 
ablesen. ❙8 Wann immer nicht „deutsch“ (also 
nicht „europäisch“) aussehende Deutsche ge-
fragt werden, woher sie wirklich kommen und 
warum sie so gut Deutsch sprechen, findet eine 
Reinszenierung der gesellschaftlichen Grenz-
ziehung und Ausweisung statt. Diese Prakti-
ken orientieren sich an dem eurozentrierten 
Weltbild des geografischen und kulturellen co-
lonial divide, der von einer festen Zuordnung 
von Raum, „Rasse“ und Kultur zu einer unhin-
terfragbaren Einheit ausgeht. Obwohl das ko-
loniale Modell von einem solchen starren Mo-
dell ausgeht, sind die Auswirkungen kolonialer 
Praktiken, wie Edward Said feststellt, weit-
aus ambivalenter: „No one today is purely one 
thing. Labels like Indian, or woman, or Mus-
lim, or American are no more than starting-
points, which if followed into actual experi-
ence for only a moment are quickly left behind. 
Imperialism consolidated the mixture of cultu-
res and identities on a global scale. But its worst 
and most paradoxical gift was to allow people 
to believe that they were only, mainly, exclusi-
vely, white, or black, or Western, or Oriental.“ ❙9

Die nach wie vor nicht aufgearbeitete kolo-
niale Geschichte Deutschlands und ihre kul-
turellen Präsenzen sind meiner Meinung nach 
ein Kernproblem auf dem Weg zu einer Ein-
wanderungsgesellschaft, die sich tatsächlich 
ihrer historischen Dimensionen und struktu-
rellen Machtkonstellationen bewusst ist. Die 
Bewusstmachung und der Abbau kolonialer 
Altlasten und Strukturen im kulturellen und 
institutionellen Gefüge der Gesellschaft sind 
von elementarer Bedeutung, wenn wir tatsäch-
lich alle gemeinsam mit unseren unendlichen 
Differenzen und trotz unserer unterschiedli-
chen geschichtlichen Ausgangsbedingungen 
gleichberechtigt in einer Rassismus abbauen-
den Gesellschaft leben wollen.

Blinde Flecken

Nach Einschätzungen mancher Fachexper-
ten produzierte die DDR-Geschichtswissen-

❙8  	Vgl. Mutlu Ergün, Kara Günlük. Die geheimen Ta-
gebücher des Sesperado, in: Kien Nghi Ha/Nicola 
Lauré al-Samarai/Sheila Mysorekar (Hrsg.), re/visi-
onen, Münster 2007.
❙9  	Edward W. Said, Culture and Imperialism, New 
York 1994, S. 336.

schaft erstaunlicherweise gerade in diesem 
Arbeitsbereich trotz politischer Instrumen-
talisierung „eine Vielzahl origineller Un-
tersuchungen“, ❙10 die wie einige Aufsätze in 
Helmuth Stoeckers „Drang nach Afrika“ 
(1977) ❙11 in der langfristigen Rückschau als 
„exzellent“ ❙12 gelten. Nach Ansicht des an-
gesehenen US-amerikanischen Historikers 
Roger Chickering haben viele der darin ent-
wickelten marxistischen Erklärungsansät-
ze zu einem besseren Verständnis des impe-
rialistischen Zeitalters beigetragen. ❙13 Doch 
neben wissenschaftlichen spielten auch pro-
pagandistische Ziele eine nicht unwesentli-
che Rolle, die sich zudem außenpolitisch ver-
werten ließen: Die marxistisch-leninistische 
Auseinandersetzung mit dem Imperialismus 
als höchste Stufe des Kapitalismus war in der 
DDR, sofern die Diskussionen und Themen 
den offiziell erlaubten Rahmen nicht über-
schritten, eine ideologiekonforme und poli-
tisch erwünschte Arbeit. Die meist doktri-
näre und monokausale Lesart der politischen 
Ökonomie schränkte das Forschungsinteres-
se stark ein und erlaubte keine selbstkritische 
Analyse. Da die DDR sich in der kommu-
nistischen Tradition des antifaschistischen 
Deutschlands und der revolutionären Solida-
rität des weltweiten Proletariats sah, konnte 
es per definitionem keine koloniale Verstri-
ckung und Tradierung in der DDR geben. 
Während die DDR-Geschichtswissenschaft 
sich unter ideologischen Vorzeichen am Zu-
sammenhang zwischen Kapitalismus und 
kolonialer Expansion abarbeitete, wurden so 
grundlegende Themen wie Eurozentrismus, 
antikolonialer Feminismus und Rassismus 
gar nicht erst in den Blick genommen. 

Für eine selbstkritische Analyse der tra-
dierten politischen Kultur und der wissen-
schaftlich bestimmenden Leitorientierungen 
in der früheren Bundesrepublik kann eine 
vergleichende Perspektive durchaus erhellend 
sein. Gerade im Vergleich mit der politischen 
Kultur der DDR, die nicht gerade für ihre 
Selbstreflexivität bekannt ist, treten ideo-

❙10  	Gustav Schmidt, Der europäische Imperialismus, 
München 1985, S. 132.
❙11  	Vgl. Helmuth Stoecker (Hrsg.), Drang nach 
Afrika, Berlin 19912.
❙12  	Woodruff D. Smith, Colonialism and Colonial 
Empire, in: Roger Chickering (ed.), Imperial Germa-
ny, Westport 1996, S. 453.
❙13  	Vgl. Roger Chickering, Imperial Germany at War, 
1914–1918, in: ebd., S. 501.
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logische Defizite und blinde Flecken umso 
deutlicher in Erscheinung. Die vergleichs-
weise fortgeschrittene Aufarbeitung der ko-
lonialen Vergangenheit Deutschlands in der 
DDR-Geschichtswissenschaft resultierte vor 
allem aus der weitgehenden Verdrängung in 
Westdeutschland. Die politische wie wissen-
schaftliche Diskussion in der westdeutschen 
Nachkriegsgesellschaft befand sich in einem 
lähmenden Vakuum. Nicht nur der Holo-
caust, sondern auch Begriffe wie Rassismus 
und Kolonialismus waren tabuisiert, da sie 
die Ideologie und Praktiken der Nationalso-
zialisten wachriefen. 

Erst die zunehmenden studentischen Pro-
teste gegen den als neokolonial wahrgenom-
menen Vietnamkrieg der USA und ihrer 
Verbündeten sowie die allmähliche Thema-
tisierung und Aufarbeitung des deutschen 
Genozids an den europäischen Jüdinnen und 
Juden bewirkte eine kurzzeitige Horizont-
öffnung. In der Bundesrepublik kam eine 
kritisch intendierte Aufarbeitung des Impe-
rialismus erst Ende der 1960er Jahre in einem 
größeren Umfang auf. Die kurze akademi-
sche Modewelle der westdeutschen Kolonial-
forschung flaute jedoch parallel zur Krise der 
Neuen Linken bereits Mitte der 1970er Jah-
re ab. ❙14 Da sie nicht institutionalisiert wur-
de, hing die Fortführung dieses Forschungs-
feldes in der Folgezeit von dem besonderen 
Engagement von interessierten Einzelperso-
nen und zufälligen Parametern ab. Wie in der 
DDR spielte die selbstkritische Auseinander-
setzung mit kolonialen Praktiken und Bil-
dern zu dieser Zeit keine nennenswerte Rolle. 

Umkämpfte Räume und Perspektiven

Seit Ende der 1990er Jahre erfährt die inter-
disziplinäre Erforschung der kolonialen Ge-
schichte Deutschlands im Rahmen imperialer 
Weltsysteme ein Revival. Obwohl auch ande-
re Fachrichtungen wie die Soziologie, Kultur-
wissenschaft und Ethnologie in Deutschland 
Interesse zeigten, wird dieser Themenkom-
plex vor allem von der Geschichtswissenschaft 
bearbeitet. Die Anzahl von Publikationen, 
Konferenzen und Forschungsprojekten ist in 
den vergangenen Jahren spürbar gestiegen. 
Obwohl diese Entwicklung grundsätzlich po-
sitiv ist, stellt die relative Dominanz der Ge-

❙14  	Vgl. W. D. Smith (Anm. 12), S. 431 f.

schichtswissenschaft auch ein Problem dar, da 
sie auch unwillentlich das politische Interesse 
an einer Historisierung verstärkt und andere 
Zugänge in der gesellschaftlichen Wahrneh-
mung marginalisiert. Auch lassen sich Defizi-
te und problematische Trends in der Aufarbei-
tung ausmachen.

So beschäftigt sich ein Großteil der For-
schung mit der Kolonialisierung außereuro-
päischer Gebiete. Das hat jedoch zur Folge, 
dass der wechselseitige Prozess von äußerer 
Fremd- und innerer Selbst-Kolonialisierung 
aufgespalten wird. Auf diese Weise bleibt 
die Produktion entgrenzter Räume mit ih-
ren weitreichenden sozioökonomischen, 
kulturellen, politischen und juristischen Ef-
fekten im Prozess der Kolonialisierung un-
terbelichtet. Solche Ansätze laufen Gefahr 
neue Blindstellen zu schaffen, da sie ein ein-
seitiges Bild der Kolonialisierung entwerfen. 
Vielversprechender sind dagegen Ansätze, 
die davon ausgehen, dass die Kolonialisie-
rung ein wechselseitiger Prozess ist, der so-
wohl die kolonialisierenden als auch die ko-
lonialisierten Länder mit unterschiedlichen 
Auswirkungen verändert. Studien, welche 
die Kontinuität und Transformation koloni-
aler Denkweisen, Bilder und Strukturen bis 
in die Gegenwart analysieren, sind immer 
noch recht selten. Solange die Überlagerung 
ineinanderlaufender Zeit- und Gesellschafts-
sedimente kein relevantes Thema ist und die 
wissenschaftliche Aufarbeitung rein histo-
risch verbleibt, können die Einflüsse koloni-
aler Effekte auf die rassistischen Konditionen 
der deutschen Gegenwartsgesellschaft nicht 
in den Blick genommen werden. ❙15 Geschich-
te nicht als offenes und dynamisches Feld zu 
begreifen, bedeutet, die Aktualität kolonia-
ler Präsenzen als Fragestellung nicht zuzu-
lassen. Bisher werden auch in der kritischen 
deutschen Rassismusforschung die koloni-
alen Ursprünge und Elemente rassistischer 
Herrschafts- und Gewaltformen nur unzu-
reichend beachtet und in den Analyserah-
men einbezogen. Gerade aus der Verschrän-
kung unterschiedlicher Zeitlichkeiten und 
der Überlappung räumlicher Interaktions-
prozesse ergeben sich jedoch neue Einsichten 
und politische Ansatzpunkte der Interventi-

❙15  	Vgl. Kien Nghi Ha, Die kolonialen Muster 
deutscher Arbeitsmigrationspolitik, in: Encarnación 
Gutiérrez Rodriguez/Hito Steyerl (Hrsg.), Spricht 
die Subalterne deutsch?, Münster 2003, S. 56–107.
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on. Diesem Interesse wird in einigen neueren 
Publikationen nachgegangen. ❙16 

Im Prozess der Aufarbeitung stoßen wir 
unvermeidlich auf eine Vielzahl neuer Fra-
gestellungen und Problemlagen, die auf die 
Unabgeschlossenheit postkolonialer Räume, 
Verhältnisse und Interessenkonflikte hinwei-
sen. Sie schließt nichts ab, sondern eröffnet 
eine Vielzahl neuer Baustellen, die ihre ei-
genen Abgründe offenbaren. Deutlich wird 
das bei manchen Formen, die sich nach den 
Interessen eines Weißen Massenpublikums 
richten, wie etwa bei den mit großem Auf-
wand hergestellten ZDF-Dokumentations-
filmen. Den Anfang machte die dreiteilige 
Serie „Deutsche Kolonien“ (2005), die unter 
der wissenschaftlichen Mitarbeit eines be-
kannten Kolonialhistorikers hergestellt wur-
de. ❙17 Um den Ruf des Berufsstandes zu ret-
ten, sparte Jürgen Zimmerer nicht mit Kritik, 
zumal die positiven Bezüge zur deutschen 
Kolonialzeit und die exotisierende Zurschau-
stellung der Kolonialisierten nicht zu überse-
hen waren. Er befand, „Film und Buch ver-
kitschen und verharmlosen den deutschen 
Kolonialismus in skandalöser Weise“. ❙18 Die 
gleichen Fehler wiederholten sich in der Do-
kumentation „Das Weltreich der Deutschen“ 
(2010) von Guido Knopp. Deutschlands po-
pulärster Historiker „trauert (dort) um ge-
platzte Kolonialträume“. ❙19

Was diese Filmbeispiele im Verhältnis von 
Repräsentation und Perspektivität offenba-
ren, wiederholt sich in subtileren und weni-
ger offensichtlichen Formen auch in ande-
ren Prozessen und Ebenen der Aufarbeitung. 
Die Prozesse der Aufarbeitung sind nicht 
jenseits der gesellschaftlichen Machtverhält-
nisse verortet, die rassistische und kolonia-
le Logiken begünstigen können. Ein zentra-
ler Punkt ist daher die grundlegende Frage, 
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wie beim Versuch der Aufarbeitung diskri-
minierende Prozeduren, eurozentristische 
Standards und rassistische Effekte vermie-
den werden können. Diese Frage ist auch 
beim heutigen Umgang mit dem deutschen 
Genozid an den Herero und Nama präsent 
und lässt sich auch nicht von der Kontrover-
se über eine angemessene Gedenk- und Re-
parationspolitik abkoppeln. Auch in anderen 
Kontexten stellt sich diese Grundfrage: so 
etwa in der Auseinandersetzung um die eth-
nologischen Sammlungen und ihre musealen 
Arbeitskonzepte. Es bestehen unterschiedli-
che Vorstellungen über die Thematisierung 
der Kolonialgeschichte von Institutionen und 
die Aneignung außereuropäischer Kulturgü-
ter, die sich mit der richtigen oder angemesse-
nen Form der Repräsentation und Kontextu-
alisierung beschäftigen. Ähnliches lässt sich 
über die langwierige Diskussion über Sinn 
und Unsinn des Berliner Humboldt-Forums 
oder von den verschiedenen postkolonialen 
Aktionsgruppen sagen, die Straßenumbe-
nennungen, Umwidmung öffentlicher Räu-
me und einen kritischen Umgang mit Kolo-
nialdenkmälern einfordern. 

Im Kern geht es um eine viel weiter rei-
chende Streitfrage: Wollen wir koloniale 
Aufarbeitung oder wollen wir Deutschlands 
Kultur dekolonialisieren? Wenn ja, welche 
Wege und Mittel sind gangbar und zielfüh-
rend? Natürlich hängt die Antwort auch von 
der Struktur der deutschen Kultur- und Wis-
senschaftslandschaft ab. Solange ihre Insti-
tutionen noch am Anfang interkultureller 
Öffnungsprozesse stehen, ist die Antwort 
absehbar. Gegenwärtig haben wir eine Struk-
tur, in der die Perspektiven von People of Co-
lor im Regelfall nur Amateur- oder Betroffe-
nenstatus erhalten. 

Für die weitere Entwicklung ist die Frage 
wesentlich, ob kritische Forschungsansätze 
an deutschen Universitäten Raum erhalten. 
Das wird auch Einfluss darauf haben, welche 
Perspektiven in den wissenschaftlichen und 
kulturpolitischen Deutungskämpfen vertre-
ten sind. Wünschenswert wäre es, wenn in 
diesem Rahmen ein Prozess der kulturellen 
und epistemologischen Dekolonialisierung 
eingeleitet werden könnte, der sich auch auf 
andere Bereiche überträgt.
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Sebastian Conrad

	 3–9	 Kolonialismus und Postkolonialismus
Der Beitrag bestimmt die Begriffe des Kolonialismus und Postkolonialismus und 
erläutert ihre unterschiedlichen Dimensionen. Der Schwerpunkt liegt auf den 
Besonderheiten des modernen Kolonialismus.

Jürgen Zimmerer

	 10–16	 Geschichte des europäischen und deutschen Kolonialismus
Der europäische Kolonialismus prägte die Welt im vergangenen Millennium und 
legte die Grundlagen für die Globalisierung. Deutschland wurde 1884 erst spät 
formale Kolonialmacht und musste seine Aspirationen 1945 wieder aufgeben.

Andreas Eckert

	 17–22	 Rechtfertigung und Legitimation von Kolonialismus
Koloniale Herrschaft stand häufig unter Rechtfertigungsdruck. Der Kampf gegen 
die Sklaverei und die Zivilisierungsmission waren wichtige Argumente. Aspekte 
dieser Ideologie haben bis heute überlebt.

Aram Ziai 

	23–30	 Neokoloniale Weltordnung?
Der Beitrag identifiziert Merkmale quasi-kolonialer Kontrolle und untersucht ihr 
Vorhandensein in der heutigen Weltordnung (Weltwirtschaft, Entwicklungszu-
sammenarbeit). Es lassen sich sowohl Brüche als auch Kontinuitäten feststellen.

Nikita Dhawan

	30–38	 Postkoloniale Staaten, Zivilgesellschaft und Subalternität
Die Globalisierung schafft neue Herausforderungen für Eliten in postkolonialen 
Gesellschaften. Der Beitrag analysiert die Dynamiken zwischen postkolonialen 
Staaten, ihren Zivilgesellschaften und Subalternen.

Sébastien Martineau

	38–44	 Antikoloniale Bewegungen in Afrika. Drei Beispiele
Die Bewegungen, welche die Kolonialordnung infrage stellten, verfolgten nationa-
listische, antikoloniale oder separatistische Interessen. Neben gewaltfreien Aktio-
nen wählten einige am Ende den bewaffneten Kampf, um ihre Ziele zu erreichen.

Ursula Lehmkuhl

	44–50	 Ambivalenzen der Modernisierung durch Kolonialismus
Kolonialismus und Modernisierung sind untrennbar miteinander verbunden. Die 
Erfahrungen des Kolonialismus haben Innovationsprozesse ausgelöst – allerdings 
auch eine Modernisierung ohne Entwicklung produziert. 

Kien Nghi Ha

	50–54	 Die fragile Erinnerung des Entinnerten
Nach einer langen Phase der Entinnerung ist der postkoloniale Diskurs fast im 
akademischen Mainstream angekommen. Damit beginnt der schwierige Lernpro-
zess, koloniale Kultur und Geschichte in Deutschland zu vergegenwärtigen.
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